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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Umwelthaftung 
zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden 


A. Problem und Ziel 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/35/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (Umwelthaftungsrichtlinie, 
ABI. EG 2004 Nr. L 143, S. 56 — im Folgenden: Umwelthaftungsrichtlinie). Die 
Richtlinie ist bis zum 30. April 2007 umzusetzen. 

Zur Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie ist auf Bundesebene das vorlie- 
gende Gesetz über die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (Um- 
weltschadensgesetz) erforderlich. In diesem Gesetz (Artikel 1) wird ein Rah- 
men geschaffen, der für alle von der Umwelthaftungsrichtlinie erfassten 
Umweltschäden gilt und die für diese Schäden geltenden allgemeinen Vor- 
schriften einheitlich regelt. Das Umweltschadensgesetz ist dabei auf Ergänzung 
durch das jeweilige Fachrecht (Naturschutz-, Wasserhaushalts- bzw. Boden- 
schutzrecht) angelegt. 

Das Umweltschadensgesetz basiert auf folgenden Eckpunkten: 

- In § 2 werden die für die Anwendung des Gesetzes wesentlichen Begriffsbe- 
stimmungen definiert. Der Begriff des Umweltschadens umfasst dabei Schä- 
digungen von Arten und natürlichen Lebensräumen, der Gewässer sowie des 
Bodens. 

- Nach § 3 gilt das Gesetz für Umweltschäden und die unmittelbare Gefahr sol- 
cher Schäden, die durch eine in Anlage 1 aufgeführte berufliche Tätigkeit ver- 
ursacht wurden. Es erfasst zusätzlich Schädigungen von Arten und natürlichen 
Lebensräumen und die Gefahr solcher Schäden, die durch andere berufliche 
Tätigkeiten verursacht wurden, wenn der Verantwortliche schuldhaft gehan- 
delt hat. 

- Den Verantwortlichen eines Umweltschadens bzw. der Gefahr eines Umwelt- 
schadens trifft eine Informations- (§ 4), eine Gefahrenabwehr- (§ 5) sowie eine 
Sanierungspflicht (§6). 

- Zur Durchsetzung der Pflichten des Verantwortlichen werden der zuständigen 
Behörde entsprechende Befugnisse eingeräumt (§ 7). 

- Die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen werden im Zusammenwirken zwi- 
schen Verantwortlichen und Behörde festgelegt (§ 8). 
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- Vorbehaltlich bestehender Ansprüche gegen die Behörde oder Dritte trägt der 
Verantwortliche die Kosten der zur Erfüllung seiner Pflichten erforderlichen 
Maßnahmen (§ 9). 

- Betroffene und bestimmte Vereinigungen sind bei der Festlegung der Sanie- 
rungsmaßnahmen zu beteiligen (§ 8). Sie können die Behörde bei eingetrete- 
nen Umweltschäden zum Handeln auffordern (§ 10); Vereinigungen können 
Handlungen und Unterlassungen der Behörde nach Maßgabe des Gesetzes 
über Rechtsbehelfe in Umweltangelegenheiten gerichtlich überprüfen lassen 
(§ 11). Den Betroffenen stehen die üblichen verwaltungsprozessualen Mittel 
zur Verfügung. 

- Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten sollen die betroffenen Behörden 
Zusammenarbeiten (§ 13). 

In den Artikeln 2 und 3 werden die zur Umsetzung der Umwelthaftungsricht- 
linie notwendigen Ergänzungen des Wasserhaushaltsgesetzes und des Bundes- 
naturschutzgesetzes vorgenommen, indem die Schädigung der Gewässer bzw. 
Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen konkretisiert und die 
erforderlichen Sanierungsmaßnahmen bestimmt werden. 


B. Lösung 

Umsetzung der Richtlinie 2004/35/EG durch ein Umweltschadensgesetz und 
Anpassungen des Wasserhaushaltsgesetzes und des Bundesnaturschutzgesetzes. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen durch die Umsetzung der Richtlinie 
2004/35/EG durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanie- 
rung von Umweltschäden keine zusätzlichen Kosten. 

2. Vollzugsaufwand 

Das Gesetz enthält nur zum Teil und abhängig von bestehenden Regelungen 
der Länder neue Anforderungen für die Verantwortlichkeit bei Umweltschäden. 
Soweit dabei gegenüber dem geltenden Recht zusätzliche oder neuartige Instru- 
mente eingeführt werden, wird bei den zuständigen Behörden ein erhöhter Ver- 
waltungs- und Vollzugsaufwand mit entsprechenden Kostenbelastungen anfal- 
len. Die Höhe der Kosten für diese gemeinschaftsrechtlich vorgegebenen 
Maßnahmen ist derzeit nicht abschätzbar. Da die aufgrund der Regelung dieses 
Gesetzes entstehenden Kosten auf Vorgaben der Umwelthaftungsrichtlinie be- 
ruhen, können sie nicht vermieden werden. Eine Gesamtabschätzung des Voll- 
zugsaufwandes ist aus den oben genannten Gründen nicht möglich. 


E. Sonstige Kosten 

Durch die Regelungen dieses Gesetzes werden keine wesentlichen Kosten für 
Unternehmen und Wirtschaft erwartet. Das Gesetz enthält nur zum Teil und ab- 
hängig von bestehenden Regelungen der Länder neue Anforderungen für die 
Verantwortlichkeit von Umweltschäden. Soweit dabei gegenüber dem geltenden 
Recht zusätzliche oder neuartige Instrumente eingeführt werden, sind bei den 
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betroffenen Wirtschaftsteilnehmern entsprechende Kostenbelastungen nicht 
auszuschließen, die sich jedoch unterschiedlich verteilen und nicht exakt bezif- 
ferbar sind. Auswirkungen auf Einzelpreise, auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 



Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 16/3806 


Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


Berlin, 



Dezember 2006 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Umwelthaftung zur Vermeidung und 
Sanierung von Umweltschäden 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 827. Sitzung am 3. November 2006 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Umwelthaftung 
zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden 1 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Gesetz über die Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden 

(Umweltschadensgesetz - USchadG) 

§ 1 

Verhältnis zu anderen Vorschriften 

Dieses Gesetz findet Anwendung, soweit Rechtsvor- 
schriften des Bundes oder der Länder die Vermeidung und 
Sanierung von Umweltschäden nicht näher bestimmen oder 
in ihren Anforderungen diesem Gesetz nicht entsprechen. 
Rechtsvorschriften mit weitergehenden Anforderungen blei- 
ben unberührt. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Umweltschaden: 

a) eine Schädigung von Arten und natürlichen Lebens- 
räumen nach Maßgabe des § 21a des Bundesnatur- 
schutzgesetzes, 

b) eine Schädigung der Gewässer nach Maßgabe des 
§ 22a des Wasserhaushaltsgesetzes, 

c) eine Schädigung des Bodens durch eine Beeinträchti- 
gung der Bodenfunktionen im Sinn des § 2 Abs. 2 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes, die durch eine di- 
rekte oder indirekte Einbringung von Stoffen, Zube- 
reitungen, Organismen oder Mikroorganismen auf, in 
oder unter den Boden hervorgerufen wurde und Ge- 
fahren für die menschliche Gesundheit verursacht; 

2. Schaden oder Schädigung: eine direkt oder indirekt ein- 
tretende feststellbare nachteilige Veränderung einer na- 
türlichen Ressource (Arten und natürliche Lebensräume, 
Gewässer und Boden) oder Beeinträchtigung der Funk- 
tion einer natürlichen Ressource; 

3. Verantwortlicher: jede natürliche oder juristische Person, 
die eine berufliche Tätigkeit ausübt oder bestimmt, ein- 


1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 2 1 . April 2004 über Um- 
welthaftung zur Venneidung und Sanierung von Umweltschäden 
(ABI. EU Nr. L 143, S. 56). 


schließlich der Inhaber einer Zulassung oder Genehmi- 
gung für eine solche Tätigkeit oder der Person, die 
eine solche Tätigkeit anmeldet oder notifiziert, und 
dadurch unmittelbar einen Umweltschaden oder die 
unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens verursacht 
hat; 

4. berufliche Tätigkeit: jede Tätigkeit, die im Rahmen ei- 
ner wirtschaftlichen Tätigkeit, einer Geschäftstätigkeit 
oder eines Unternehmens ausgeübt wird, unabhängig 
davon, ob sie privat oder öffentlich und mit oder ohne 
Erwerbscharakter ausgeübt wird; 

5. unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens: die hinrei- 
chende Wahrscheinlichkeit, dass ein Umweltschaden 
in naher Zukunft eintreten wird; 

6. Vermeidungsmaßnahme: jede Maßnahme, um bei einer 
unmittelbaren Gefahr eines Umweltschadens diesen 
Schaden zu vermeiden oder zu minimieren; 

7. Schadensbegrenzungsmaßnahme: jede Maßnahme, um 
die betreffenden Schadstoffe oder sonstigen Schadfak- 
toren unverzüglich zu kontrollieren, einzudämmen, zu 
beseitigen oder auf sonstige Weise zu behandeln, um 
weitere Umweltschäden und nachteilige Auswirkun- 
gen auf die menschliche Gesundheit oder eine weitere 
Beeinträchtigung von Funktionen zu begrenzen oder 
zu vermeiden; 

8. Sanierungsmaßnahme: jede Maßnahme, um einen Um- 
weltschaden nach Maßgabe der fachrechtlichen Vor- 
schriften zu sanieren; 

9. Kosten: die durch eine ordnungsgemäße und wirksame 
Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Kosten, 
einschließlich der Kosten für die Prüfung eines Um- 
weltschadens, einer unmittelbaren Gefahr eines sol- 
chen Schadens, von alternativen Maßnahmen sowie 
der Verwaltungs- und Verfahrenskosten und der Kosten 
für die Durchsetzung der Maßnahmen, der Kosten für 
die Datensammlung, sonstiger Gemeinkosten und der 
Kosten für Aufsicht und Überwachung; 

10. fachrechtliche Vorschriften: die Vorschriften des Bun- 
desnaturschutzgesetzes, des Wasserhaushaltsgesetzes 
und des Bundes-Bodenschutzgesetzes sowie die zu 
ihrer Ausführung erlassenen Verordnungen. 

§3 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für 

1. Umweltschäden und unmittelbare Gefahren solcher 
Schäden, die durch eine der in Anlage 1 aufgeführten be- 
ruflichen Tätigkeiten verursacht werden; 
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2. Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen 
und unmittelbare Gefahren solcher Schäden, die durch 
andere berufliche Tätigkeiten als die in Anlage 1 aufge- 
führten verursacht werden, sofern der Verantwortliche 
vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat. 

(2) Für Schädigungen von Arten und natürlichen Lebens- 
räumen und die unmittelbare Gefahr solcher Schäden gilt 
dieses Gesetz im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsüber- 
einkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1982 (BGBl. 1994 II S. 1799) auch im Bereich der aus- 
schließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels. 

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Umwelt- 
schäden oder die unmittelbare Gefahr solcher Schäden, 
wenn sie durch 

1. bewaffnete Konflikte, Feindseligkeiten, Bürgerkrieg oder 
Aufstände, 

2. ein außergewöhnliches, unabwendbares und nicht beein- 
flussbares Naturereignis, 

3. einen Vorfall, bei dem die Haftung oder Entschädigung 
in den Anwendungsbereich eines der in Anlage 2 aufge- 
führten internationalen Übereinkommen in der jeweils 
für Deutschland geltenden Fassung fallt, 

4. die Ausübung von Tätigkeiten, die unter den Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft fallen, 
oder 


§6 

Sanierungspflicht 

Ist ein Umweltschaden eingetreten, hat der Verantwort- 
liche 

1. die erforderlichen Schadensbegrenzungsmaßnahmen 
vorzunehmen, 

2. die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß § 8 zu 
ergreifen. 

§7 

Allgemeine Pflichten und Befugnisse 
der zuständigen Behörde 

(1) Die zuständige Behörde überwacht, dass die erforder- 
lichen Vermeidungs-, Schadensbegrenzungs- und Sanie- 
rungsmaßnahmen vom Verantwortlichen ergriffen werden. 

(2) Im Hinblick auf die Pflichten aus den §§ 4 bis 6 kann 
die zuständige Behörde dem Verantwortlichen aufgeben, 

1. alle erforderlichen Infonnationen und Daten über eine 
unmittelbare Gefahr von Umweltschäden, über den Ver- 
dacht einer solchen unmittelbaren Gefahr oder einen ein- 
getretenen Schaden sowie eine eigene Bewertung vorzu- 
legen, 

2. die erforderlichen Venneidungsmaßnahmen zu treffen, 

3. die erforderlichen Schadensbegrenzungs- und Sanie- 
mngsmaßnahmen zu ergreifen. 


5. einen Vorfall oder eine Tätigkeit, für die die Haftung 
oder Entschädigung in den Anwendungsbereich eines 
der in Anlage 3 aufgeführten internationalen Überein- 
künfte in der jeweils geltenden Fassung fällt, 

verursacht wurden. 

(4) In Fällen, in denen der Umweltschaden oder die un- 
mittelbare Gefahr eines solchen Schadens durch eine nicht 
klar abgegrenzte Verschmutzung verursacht wurde, findet 
dieses Gesetz nur Anwendung, wenn ein ursächlicher Zu- 
sammenhang zwischen dem Schaden und den Tätigkeiten 
einzelner Verantwortlicher festgestellt werden kann. 

(5) Dieses Gesetz gilt weder für Tätigkeiten, deren 
Hauptzweck die Verteidigung oder die internationale Sicher- 
heit ist, noch für Tätigkeiten, deren alleiniger Zweck der 
Schutz vor Naturkatastrophen ist. 

§4 

Informationspflicht 

Besteht die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens 
oder ist ein Umweltschaden eingetreten, hat der Verantwort- 
liche die zuständige Behörde unverzüglich über alle bedeut- 
samen Aspekte des Sachverhalts zu unterrichten. 

§5 

Gefahrenabwehrpflicht 

Besteht die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens, 
hat der Verantwortliche unverzüglich die erforderlichen Ver- 
meidungsmaßnahmen zu ergreifen. 


§8 

Bestimmung von Sanierungsmaßnahmen 


(1) Der Verantwortliche ist verpflichtet, die gemäß den 
fachrechtlichen Vorschriften erforderlichen Sanierungsmaß- 
nahmen zu ermitteln und der zuständigen Behörde zur Zu- 
stimmung vorzulegen, soweit die zuständige Behörde nicht 
selbst bereits die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen er- 
griffen hat. 


(2) Die zuständige Behörde entscheidet nach Maßgabe 
der fachrechtlichen Vorschriften über Art und Umfang der 
durchzuführenden Sanierungsmaßnahmen. 


(3) Können bei mehreren Umweltschadensfällen die not- 
wendigen Sanierungsmaßnahmen nicht gleichzeitig ergrif- 
fen werden, kann die zuständige Behörde unter Berücksich- 
tigung von Art, Ausmaß und Schwere der einzelnen 
Umweltschadensfälle, der Möglichkeiten einer natürlichen 
Wiederherstellung sowie der Risiken für die menschliche 
Gesundheit die Reihenfolge der Sanierungsmaßnahmen 
festlegen. 


(4) Die zuständige Behörde unterrichtet die nach § 10 an- 
tragsberechtigten Betroffenen und Vereinigungen über die 
vorgesehenen Sanierungsmaßnahmen und gibt ihnen Gele- 
genheit, sich zu äußern; die Unterrichtung kann durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgen. Die rechtzeitig ein- 
gehenden Stellungnahmen sind bei der Entscheidung zu 
berücksichtigen. 


§9 

Kosten der Vermeidungs- und Sanierungsmaßnahmen 

(1) Der Verantwortliche trägt vorbehaltlich von Ansprü- 
chen gegen die Behörden oder Dritte die Kosten der Vermei- 
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dungs-, Schadensbegrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen. 
Für die Ausführung dieses Gesetzes durch Landesbehörden 
erlassen die Länder die zur Umsetzung der Richtlinie 2004/ 
35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
2 1 . April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und 
Sanierung von Umweltschäden (ABI. EU Nr. L 143, S. 56) 
notwendigen Kostenregelungen, Regelungen über Kosten- 
befreiungen und Kostenerstattungen einschließlich der Fris- 
tenregelungen; dabei können die Länder insbesondere vor- 
sehen, dass der Verantwortliche unter den Voraussetzungen 
des Artikels 8 Abs. 4 der Richtlinie 2004/35/EG die Kosten 
der durchgeführten Sanierungsmaßnahmen nicht zu tragen 
hat. Dabei berücksichtigen die Länder die besondere Situa- 
tion der Landwirtschaft bei der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln. 

(2) Mehrere Verantwortliche haben unabhängig von ihrer 
Heranziehung untereinander einen Ausgleichsanspruch. So- 
weit nichts anderes vereinbart wird, hängt die Verpflichtung 
zum Ausgleich sowie der Umfang des zu leistenden Aus- 
gleichs davon ab, inwieweit die Gefahr oder der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teil ver- 
ursacht worden ist; § 426 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. Der Aus- 
gleichsanspruch verjährt in drei Jahren; die §§ 438, 548 
und 606 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht anzuwen- 
den. Die Verjährung beginnt nach der Beitreibung der 
Kosten, wenn die zuständige Behörde selbst ausführt, im 
Übrigen nach der Beendigung der Maßnahmen durch den 
Verantwortlichen zu dem Zeitpunkt, zu dem der Verantwort- 
liche von der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 
Der Ausgleichsanspruch verjährt ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis 30 Jahre nach Beendigung der Maßnahme. Für 
Streitigkeiten steht der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten offen. 

(3) Dieses Gesetz berührt nicht das Recht des Verantwort- 
lichen, seine Haftung nach § 486 Abs. 1, 4 und 5, §§ 487 
bis 487e des Handelsgesetzbuchs oder nach den §§ 4 bis 5m 
des Binnenschifffahrtsgesetzes zu beschränken. 

§ io 

Aufforderung zum Tätigwerden 

Die zuständige Behörde wird zur Durchsetzung der 
Sanierungspflichten nach diesem Gesetz tätig, wenn ein 
Betroffener oder eine Vereinigung, die nach § 11 Abs. 2 
Rechtsbehelfe einlegen kann, dies beantragt und die zur Be- 
gründung des Antrags vorgebrachten Tatsachen den Eintritt 
eines Umweltschadens glaubhaft erscheinen lassen. 

§ 11 

Rechtsschutz 

(1) Ein Verwaltungsakt nach diesem Gesetz ist zu begrün- 
den und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(2) Für Vereinigungen, die gemäß § 3 Abs. 1 des Um- 
welt-Rechtsbehelfsgesetzes (vom ..., BGBl. 1 ...) anerkannt 
sind oder als anerkannt gelten, gilt für Rechtsbehelfe gegen 
eine Entscheidung oder das Unterlassen einer Entscheidung 
der zuständigen Behörde nach diesem Gesetz § 2 des Um- 
welt-Rechtsbehelfsgesetzes entsprechend. 


§ 12 

Deckungsvorsorge 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Umsetzung 
und Durchführung europäischen Gemeinschaftsrechts durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften zu erlassen insbesondere über 

1. die Bestimmung von Verantwortlichen nach Anlage 1, 
die finanzielle Vorkehrungen für die sich aus diesem Ge- 
setz ergebenden Verpflichtungen (Deckungsvorsorge) zu 
treffen haben, 

2. Art, Umfang und Höhe der Deckungsvorsorge sowie 
von Selbstbehalten, 

3. Verfahren und Befugnisse der für die Überwachung der 
Deckungsvorsorge zuständigen Behörde, 

4. die Pflichten des Verantwortlichen gegenüber der für die 
Festsetzung und Überwachung der Deckungsvorsorge 
zuständigen Behörde. 

§ 13 

Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 

(1) Sind einer oder mehrere Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union von einem Umweltschaden betroffen oder 
wahrscheinlich betroffen, so arbeiten die zuständigen 
Behörden mit den Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
zusammen und tauschen in angemessenen Umfang Informa- 
tionen aus, damit die erforderlichen Venneidungs-, Scha- 
densbegrenzungs- und Saniemngsmaßnahmen durchgeführt 
werden. 

(2) Ist ein Umweltschaden im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes verursacht worden, der sich im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union auswirken 
kann, so hat die zuständige Behörde die Mitgliedstaaten, die 
möglicherweise betroffen sind, in angemessenem Umfang 
zu informieren. 

(3) Stellt eine zuständige Behörde einen Umweltschaden 
fest, der nicht innerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes, sondern im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union verursacht wurde, so kann sie Emp- 
fehlungen für die Durchführung von Venneidungs-, Scha- 
densbegrenzungs- oder Sanierungsmaßnahmen geben und 
sich um die Erstattung der ihr im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieser Maßnahmen angefallenen Kosten be- 
mühen. 

§ 14 

Zeitliche Begrenzung der Anwendung 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für Schäden, die durch Emis- 
sionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht wurden, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes stattgefunden haben, oder 
die auf eine berufliche Tätigkeit zurückzuführen sind, die 
vor dem genannten Zeitpunkt geendet hat. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Schäden, die vor mehr als 
30 Jahren verursacht wurden, wenn in dieser Zeit keine 
Behörde Maßnahmen gegen den Verantwortlichen ergriffen 
hat. 
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ANLAGE 1 (zu § 3 Abs. 1) 

Berufliche Tätigkeiten 

1. Betrieb von Anlagen, für den eine Genehmigung gemäß 
der Richtlinie 96/61 /EG des Rates vom 24. September 
1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung erforderlich ist. Dies umfasst 
alle in Anhang 1 der Richtlinie 96/61 /EG aufgeführten 
Tätigkeiten, mit Ausnahme von Anlagen oder Anlagen- 
teilen, die für Zwecke der Forschung, Entwicklung und 
Prüfung neuer Erzeugnisse und Verfahren genutzt wer- 
den. 

2. Abfallbewirtschaftungsmaßnahmen (das Einsammeln, 
die Beförderung, die Verwertung und die Beseitigung 
von Abfällen und gefährlichen Abfällen, einschließlich 
der Überwachung derartiger Vorgänge sowie der Über- 
wachung der Deponien nach deren Schließung), soweit 
diese Maßnahmen einer Genehmigung, einer Anzeige 
oder einer Planfeststellung nach Rechtsvorschriften be- 
dürfen, die die Richtlinien 75/442/EWG des Rates vom 
15. Juli 1975 über Abfalle und die Richtlinie 91/689/ 
EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 über gefähr- 
liche Abfälle umsetzen. 

Diese Maßnahmen umfassen unter anderem den Betrieb 
von Deponien, die gemäß § 3 1 Abs. 2 und 3 des Kreis- 
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) einer 
Planfeststellung oder Plangenehmigung bedürfen, und 
den Betrieb von Verbrennungsanlagen, die gemäß § 4 
BImSchG in Verbindung mit dem Anhang der 
4. BImSchV einer Genehmigung bedürfen. 

3. Einbringung, Einleitung und sonstige Einträge von 
Schadstoffen in Oberflächengewässer, die gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 4 und 4a sowie Abs. 2 Nr. 2 des Wasserhaus- 
haltsgesetzes (WHG) einer Erlaubnis bedürfen. 

4. Einbringung, Einleitung und sonstige Einträge von 
Schadstoffen in das Grundwasser, die gemäß § 3 Abs. 1 
Nr. 5 sowie Abs. 2 Nr. 2 WHG einer Erlaubnis bedürfen. 

5. Entnahmen von Wasser aus Gewässern, die gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 1 und 6 WHG einer Erlaubnis oder Bewilli- 
gung bedürfen. 

6. Aufstauungen von oberirdischen Gewässern, die gemäß 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 oder § 31 Abs. 2 oder 3 WHG einer Zu- 
lassung bedürfen. 

7. Herstellung, Verwendung, Lagerung, Verarbeitung, Ab- 
füllen, Freisetzung in die Umwelt und innerbetriebliche 
Beförderung von 

a) gefährlichen Stoffen im Sinn des § 3a Abs. 1 des 
Chemikaliengesetzes (ChemG); 

b) gefährlichen Zubereitungen im Sinn des § 3a Abs. 1 
ChemG; 

c) Pflanzenschutzmitteln im Sinn des § 2 Nr. 9 des 
Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG); 

d) Biozid-Produkten im Sinn des § 3b Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a ChemG. 


8. Beförderung gefährlicher oder umweltschädlicher 
Güter auf der Straße, auf der Schiene, auf Binnenge- 
wässern, auf See oder in der Luft gemäß der Definition 
in § 2 Nr. 9 der Gefahrgutverordnung Straße und 
Eisenbahn oder der Definition in den Nummern 1.3 
und 1.4 der Anlage zu § 1 Abs. 1 der Anlaufbedin- 
gungsverordnung. 

9. Betrieb von Anlagen, für den eine Genehmigung ge- 
mäß der Richtlinie 84/360/EWG des Rates vom 
28. Juni 1984 zur Bekämpfung der Luftverunreinigung 
durch Industrieanlagen in Bezug auf die Ableitung der 
durch die genannte Richtlinie erfassten Schadstoffe in 
die Atmosphäre erforderlich ist. 

10. Gentechnische Arbeiten gemäß der Definition in § 3 
Nr. 2 des Gentechnikgesetzes (GenTG) an Mikroorga- 
nismen in gentechnischen Anlagen gemäß der Defini- 
tion in § 3 Nr. 4 GenTG sowie der außerbetriebliche 
Transport gentechnisch veränderter Mikroorganismen. 

11. Jede absichtliche Freisetzung genetisch veränderter 
Organismen in die Umwelt gemäß der Definition in § 3 
Nr. 5 erster Halbsatz GenTG sowie der Transport und 
das Inverkehrbringen gemäß der Definition in § 3 Nr. 6 
GenTG dieser Organismen. 

12. Grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen in 
der, in die oder aus der Europäischen Union, für die 
eine Genehmigungspflicht oder ein Verbot im Sinn der 
Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1993 zur Überwachung und Kontrolle der Ver- 
bringung von Abfällen in der, in die und aus der Euro- 
päischen Gemeinschaft besteht. 

ANLAGE 2 (zu § 3 Abs. 3 Nr. 3) 

Internationale Abkommen 

a) Internationales Übereinkommen vom 27. November 
1992 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmut- 
zungsschäden (Haftungsübereinkommen von 1992, 
BGBl. 1996 II S. 670); 

b) Internationales Übereinkommen vom 27. November 
1992 über die Errichtung eines Internationalen Fonds zur 
Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden (Fonds- 
übereinkommen von 1992, BGBl. 1996 II S. 685); 

c) Internationales Übereinkommen vom 23. März 2001 
über die zivilrechtliche Haftung für Schäden durch Bun- 
kerölverschmutzung; 

d) Internationales Übereinkommen vom 3. Mai 1996 über 
Haftung und Entschädigung für Schäden bei der Beför- 
derung schädlicher und gefährlicher Stoffe auf See; 

e) Übereinkommen vom 10. Oktober 1989 über die zivil- 
rechtliche Haftung für die während des Transports ge- 
fährlicher Güter auf dem Straßen-, Schienen- und Bin- 
nenschifffahrtsweg verursachten Schäden. 

ANLAGE 3 (zu § 3 Abs. 3 Nr. 5) 

Internationale Übereinkünfte 

a) Pariser Übereinkommen vom 29. Juli 1960 über die Haf- 
tung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie 
und Brüsseler Zusatzübereinkommen vom 31. Januar 
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1963 zum Pariser Übereinkommen vom 29. Juli 1960 
über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der 
Kernenergie (BGBl. 1975 II S. 957); 

b) Wiener Übereinkommen vom 21. Mai 1963 über die 
zivilrechtliche Haftung für nukleare Schäden (BGBl. 
2001 II S. 202); 

c) Übereinkommen vom 12. September 1997 über zusätzli- 
che Entschädigungsleistungen für nuklearen Schaden; 

d) Gemeinsames Protokoll vom 21. September 1988 über 
die Anwendung des Wiener Übereinkommens und des 
Pariser Übereinkommens (BGBl. 2001 II S. 202); 

e) Brüsseler Übereinkommen vom 17. Dezember 1971 
über die zivilrechtliche Haftung bei der Beförderung von 
Kernmaterial auf See (BGBl. 1975 II S. 957). 

Artikel 2 

Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

Das Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1746) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 22“ durch die 
Angabe „die §§22 und 22a“ ersetzt. 

2. Nach § 22 wird folgender § 22a eingefügt: 

„§ 22a 

Schäden an Gewässern 

(1) Eine Schädigung der Gewässer im Sinn des Um- 
weltschadensgesetzes ist jeder Schaden, der erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf 

1. den ökologischen oder chemischen Zustand eines 
oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers, 

2. das ökologische Potential oder den chemischen Zu- 
stand eines künstlichen oder erheblich veränderten 
oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers oder 

3. den chemischen oder mengenmäßigen Zustand des 
Grundwassers 

hat, mit Ausnahme der nachteiligen Auswirkungen, für 
die § 25d Abs. 3, § 32c in Verbindung mit § 25d Abs. 3 
und § 33a Abs. 4 Satz 2 gelten. 

(2) Hat ein Verantwortlicher nach dem Umweltscha- 
densgesetz eine Schädigung der Gewässer verursacht, so 
trifft er die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß 
Anhang II Nr. 1 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 
über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (ABI. EU Nr. L 143, S. 56). 

(3) Weitergehende Vorschriften über Schädigungen 
oder sonstige Beeinträchtigungen von Gewässern sowie 
deren Sanierung bleiben unberührt.“ 

Artikel 3 

Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 25. März 2002 
(BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 


Gesetzes vom 21. Dezember 2004 (BGBl. 2005 1 S. 186), 
[weitere Änderungen durch das „Gesetz zur Neuordnung des 
Gentechnikrechts“ [Bundestagsdrucksache 15/3088]] wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 21 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 21a Schäden an bestimmten Arten und natürlichen 
Lebensräumen“. 

2. ln § 11 Satz 1 wird nach der Angabe „§§ 21 und“ die 
Angabe „21a, des §“ eingefügt. 

3. Nach § 21 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Wird bei Entscheidungen über Vorhaben nach 
§ 34 des Baugesetzbuchs das Benehmen nach Absatz 3 
nicht erteilt, weil Anhaltspunkte dafür bestehen, dass das 
Vorhaben eine Schädigung im Sinne des § 21a Abs. 1 
Satz 1 verursachen kann, ist dies auch dem Vörhabenträ- 
ger mitzuteilen. Auf Antrag des Vorhabenträgers hat die 
für die Erteilung der Zulassungsentscheidung zuständige 
Behörde im Benehmen mit der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörde die Entschei- 
dungen nach § 1 9 zu treffen, soweit sie der Vermeidung, 
dem Ausgleich oder dem Ersatz von Schädigungen nach 
§ 21a Abs. 1 Satz 1 dienen; in diesen Fällen gilt § 21a 
Abs. 1 Satz 2. Im Übrigen bleibt Absatz 2 Satz 1 unbe- 
rührt.“ 

4. Nach § 21 wird folgender § 21a eingefügt: 

„§21a 

Schäden an bestimmten Arten und natürlichen 
Lebensräumen 

(1) Eine Schädigung von Arten und natürlichen Le- 
bensräumen im Sinn des Umweltschadensgesetzes ist 
jeder Schaden, der erhebliche nachteilige Auswirkungen 
auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Er- 
haltungszustands dieser Lebensräume oder Arten hat. 
Abweichend von Satz 1 liegt eine Schädigung nicht vor 
bei zuvor ermittelten nachteiligen Auswirkungen von 
Tätigkeiten eines Verantwortlichen, die von der zustän- 
digen Behörde nach den §§ 34, 34a, 35, 43 Abs. 8 oder 
§ 62 Abs. 1 oder, wenn eine solche Prüfung nicht erfor- 
derlich ist, nach 

1. § 19 oder entsprechendem Landesrecht oder 

2. auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplans 
nach den §§ 30 und 33 des Baugesetzbuchs 

genehmigt wurden oder zulässig sind. 

(2) Arten im Sinn des Absatzes 1 sind die Arten, die in 

1 . Artikel 4 Abs. 2 oder Anhang I der Richtlinie 79/409/ 
EWG oder 

2. den Anhängen II und IV der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführt sind. 

(3) Natürliche Lebensräume im Sinn des Absatzes 1 
sind die 

1. Lebensräume der Arten, die in Artikel 4 Abs. 2 oder 
Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG oder in Anhang 
II der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt sind, 

2. in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten 
natürlichen Lebensräume sowie 
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3. die Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der in An- 
hang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Ar- 
ten. 

(4) Hat ein Verantwortlicher nach dem Umweltscha- 
densgesetz eine Schädigung geschützter Arten oder 
natürlicher Lebensräume verursacht, so trifft er die er- 
forderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß Anhang II 
Nr. 1 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 21. April 2004 über Umwelt- 
haftung zur Vermeidung und Sanierung von Umwelt- 
schäden (ABI. EU Nr. L 143, S. 56). 

(5) Die Erheblichkeit der Auswirkungen nach Absatz 1 
ist mit Bezug auf den Ausgangszustand unter Berück- 
sichtigung der Kriterien des Anhangs I der Richtlinie 
2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vennei- 
dung und Sanierung von Umweltschäden (ABI. EU 
Nr. L 143, S. 56) zu ermitteln. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten im Rahmen der Vorga- 
ben des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Natio- 
nen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 11 S. 1799) 
auch für den Bereich der ausschließlichen Wirtschafts- 
zone und des Festlandsockels. Zuständige Behörde im 
Sinn des Umweltschadensgesetzes ist für den vorge- 
nannten Bereich das Bundesamt für Naturschutz.“ 


Artikel 4 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt an dem Tag des sechsten auf den 
Monat der Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft, 
dessen Zahl mit der des Tages der Verkündung überein- 
stimmt, oder, wenn es einen solchen Kalendertag nicht gibt, 
am ersten Tag des darauffolgenden Kalendermonats. Anlage 1 
Nr. 9 des Umweltschadensgesetzes tritt am 30. Oktober 
2007 außer Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind ge- 
wahrt. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des 
Gesetzentwurfs 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Umsetzung der 
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Ver- 
meidung und Sanierung von Umweltschäden (Umwelthaf- 
tungsrichtlinie, ABI. EG 2004 Nr. L 143, S. 56 - im Folgen- 
den: Umwelthaftungsrichtlinie). 

1. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie 

Die Umwelthaftungsrichtlinie soll nach ihren Begründungs- 
erwägungen dazu beitragen, in der Europäischen Union ein 
hohes Umweltschutzniveau sicherzustellen, indem ein ge- 
meinsamer Ordnungsrahmen zur Vermeidung und Sanie- 
rung von Umweltschäden geschaffen wird. Die Vermeidung 
und Sanierung von Umweltschäden soll durch eine ver- 
stärkte Orientierung an dem im EG-Vertrag genannten Ver- 
ursacherprinzip und gemäß dem Grundsatz der nachhaltigen 
Entwicklung erfolgen. Grundlegendes Prinzip der Richtlinie 
ist es deshalb, dass ein Betreiber, der durch seine Tätigkeit 
einen Umwehschaden oder die unmittelbare Gefahr eines 
solchen Schadens verursacht hat, dafür verantwortlich ist. 
Hierdurch sollen die Betreiber dazu veranlasst werden, 
Maßnahmen zu treffen und Praktiken zu entwickeln, mit 
denen die Gefahr von Umwehschäden auf ein Minimum be- 
schränkt werden kann, damit das Risiko ihrer finanziellen 
Inanspruchnahme verringert wird. 

Unter den Begriff „Umwehschaden“ nach der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie fallen Schädigungen der Gewässer, des 
Bodens und geschützter Arten oder natürlicher Lebens- 
räume. Die Richtlinie gilt dabei für solche Umwehschäden 
und jede unmittelbare Gefahr solcher Schäden, die durch 
die Ausübung einer der im Anhang III der Richtlinie aufge- 
führten beruflichen Tätigkeiten verursacht werden, sowie 
im Bereich einer Schädigung geschützter Arten und natür- 
licher Lebensräume auch für andere Verursacher. 

Zentrale Begriffe - wie der Begriff des Umwehschadens - 
werden durch die Richtlinie definiert. Stammt ein bestimm- 
ter Begriff aus anderen einschlägigen Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft, so soll nach den Erwägungsgründen der 
Richtlinie dieselbe Definition verwendet werden, so dass 
gemeinsame Kriterien angewandt werden können und für 
eine einheitliche Anwendung gesorgt werden kann. Dies 
gilt insbesondere für den Begriff der Schädigung von ge- 
schützten Arten und natürlichen Lebensräumen sowie der 
Schädigung der Gewässer, die im Hinblick auf die Ausge- 
staltung der jeweiligen Regelungen mit anderen Rechtsvor- 
schriften der Gemeinschaft verbunden werden. Dies gilt ins- 
besondere hinsichtlich 

- der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 
über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (ABI. 
L 103 vom 25. April 1979, S. 1, zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABI. L 122 vom 16. Mai 
2003, S. 36) (Vogelschutzrichtlinie)), 


- der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABI. L 206 vom 
22. Juli 1992, S. 7, zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABI. L 284 vom 31. Oktober 2003, S. 1) 
(FFH-Richtlinie)) und 

- der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im 
Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 327 vom 22. Dezember 
2000, S. 1, geändert durch die Entscheidung Nr. 2455/ 
2001/EG (ABI. L 331 vom 15. Dezember 2001, S. 1) 
(Wasserrahmen-Richtlinie)). 

Auch bei der Bestimmung der Tätigkeiten, die in Anhang III 
der Richtlinie aufgelistet sind, nimmt die Umwelthaftungs- 
richtlinie generell auf das einschlägige Gemeinschaftsrecht 
Bezug, in dem ordnungsrechtliche Vorschriften für be- 
stimmte Tätigkeiten oder Praktiken festgelegt sind, bei 
denen von einer potenziellen oder tatsächlichen Gefahr für 
die menschliche Gesundheit oder die Umwelt ausgegangen 
wird. 

Die Umwelthaftungsrichtlinie gilt nicht für Personenschä- 
den, Schäden an Privateigentum oder wirtschaftliche Ver- 
luste und lässt die Ansprüche im Zusammenhang mit diesen 
Schadensarten unberührt. 

Die Richtlinie ist am 30. April 2004 in Kraft getreten und 
bis zum 30. April 2007 in nationales Recht umzusetzen. 

2. Struktur des Gesetzentwurfs 

Zur Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie ist auf Bun- 
desebene das vorliegende Gesetz über die Venneidung und 
Sanierung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) er- 
forderlich. In diesem Gesetz wird ein Rahmen geschaffen, 
der für alle von der Umwelthaftungsrichtlinie erfassten 
Umweltschäden (Schädigungen geschützter Arten und 
natürlicher Lebensräume, Schädigungen der Gewässer, 
Schädigungen des Bodens) gilt und die für diese Schäden 
geltenden allgemeinen Vorschriften einheitlich regelt. Das 
Umweltschadensgesetz ist dabei auf Ergänzung durch das 
jeweilige Fachrecht (Naturschutz-, Wasserhaushalts- bzw. 
Bodenschutzrecht) angelegt. Aus dem jeweiligen Fachrecht 
ergeben sich zum einen die jeweiligen Anforderungen an 
den Umfang der nach dem Umweltschadensgesetz zu tref- 
fenden Maßnahmen, zum anderen (im Bereich der Schädi- 
gungen geschützter Arten und natürlicher Lebensräume so- 
wie der Schädigungen der Gewässer) bestimmt erst das 
jeweilige Fachrecht, welche Umweltschäden unter das Um- 
weltschadensgesetz fallen. Das Umweltschadensgesetz ist 
daher im Rahmen der Umsetzungskonzeption als all- 
gemeiner Teil zu verstehen, der durch die fachrechtlichen 
(medien- und schutzgutbezogenen) Maßstäbe als besonde- 
rer Teil gesteuert wird. Demzufolge findet das Umweltscha- 
densgesetz nur Anwendung, soweit Rechtsvorschriften des 
Bundes oder der Länder die Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden nicht näher bestimmen oder in ihren Anfor- 
derungen diesem Gesetz nicht entsprechen; Rechtsvor- 
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Schriften mit weitergehenden Anforderungen bleiben unbe- 
rührt (§ 1 USchadG). Im Fachrecht können im Hinblick auf 
die Besonderheiten fachspezifische Sonderregelungen ge- 
troffen werden. Das Umweltschadensgesetz ist gegenüber 
diesen fachgesetzlichen Vorschriften subsidiär. Soweit aller- 
dings das Fachrecht in seinen Anforderungen hinter den 
„stammgesetzlichen“ Vorgaben zurückbleibt, treten die Vor- 
schriften des Umweltschadensgesetzes an seine Stelle. Mit 
dem vorliegenden Gesetz sollen gleichzeitig das Wasser- 
haushaltsgesetz sowie das Bundesnaturschutzgesetz an die 
Anforderungen der Umwelthaftungsrichtlinie angepasst 
werden; die Anpassungen beschränken sich dabei auf Rege- 
lungen, die zur Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie 
erforderlich sind. 

Das vorliegende Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Umwelt- 
haftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschä- 
den besteht demzufolge aus vier Artikeln. Artikel 1 enthält 
das Umweltschadensgesetz, Artikel 2 Änderungen des Was- 
serhaushaltsgesetzes (WHG) und Artikel 3 die Änderungen 
des Bundesnaturschutzgesetzes. Artikel 4 bestimmt das In- 
krafttreten dieses Gesetzes. Einer Änderung des Bundes- 
Bodenschutzgesetzes zur Umsetzung der Umwelthaftungs- 
richtlinie bedarf es nicht. 

3. Eckpunkte des Gesetzentwurfs 

Das Umweltschadensgesetz in Artikel 1 basiert auf folgen- 
den Eckpunkten: 

- In § 2 werden die für die Anwendung des Umweltscha- 
densgesetzes wesentlichen Begriffsbestimmungen defi- 
niert. Der Begriff des Umweltschadens umfasst dabei 
Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen, 
der Gewässer sowie des Bodens. 

- Nach § 3 gilt das Gesetz für Umwehschäden und die 
unmittelbare Gefahr solcher Schäden, die durch eine in 
Anlage 1 aufgeführte berufliche Tätigkeit verursacht 
wurden. Es erfasst zusätzlich Schädigungen von Arten 
und natürlichen Lebensräumen und die Gefahr solcher 
Schäden, die durch andere berufliche Tätigkeiten verur- 
sacht wurden, wenn der Verantwortliche schuldhaft ge- 
handelt hat. 

- Den Verantwortlichen eines Umwehschadens bzw. der 
Gefahr eines Umwehschadens trifft eine Informations- 
(§ 4), eine Gefahrenabwehr- (§ 5) sowie eine Sanierungs- 
pflicht (§ 6). 

- Zur Durchsetzung der Pflichten des Verantwortlichen 
werden der zuständigen Behörde entsprechende Befug- 
nisse eingeräumt (§7). 

- Die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen werden im 
Zusammenwirken zwischen Verantwortlichen und Be- 
hörde festgelegt (§ 8). 

- Vorbehaltlich bestehender Ansprüche gegen die Behörde 
oder Dritte trägt der Verantwortliche die Kosten der zur 
Erfüllung seiner Pflichten erforderlichen Maßnahmen 

(§ 9). 

- Die antragsbefugten Betroffenen und Vereinigungen sind 
bei der Bestimmung der Sanierungsmaßnahmen zu betei- 
ligen (§ 8). Sie können die Behörde bei eingetretenen Um- 
wehschäden zum Handeln auffordem (§ 10); bestimmte 


Vereinigungen können Handlungen und Unterlassungen 
der zuständigen Behörde nach diesem Gesetz nach Maß- 
gabe des Gesetzes über ergänzende Vorschriften zu 
Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach der 
EG-Richtlinie 2003/35/EG (Umwehrechtsbehelfsgesetz) 
verfolgen (§ 11). Den Betroffenen stehen die üblichen 
verwaltungsprozessualen Mittel zur Verfügung. 

- Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten sollen die be- 
troffenen Behörden Zusammenarbeiten (§ 13). 

In den Artikeln 2 und 3 werden die zur Umsetzung der Um- 
welthaftungsrichtlinie notwendigen Ergänzungen des Was- 
serhaushaltsgesetzes und des Bundesnaturschutzgesetzes 
vorgenommen, indem die Schädigung der Gewässer bzw. 
Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen 
konkretisiert, die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen 
bestimmt und für die Beurteilung der Erheblichkeit eines 
Biodiversitätsschadens zu berücksichtigende Kriterien vor- 
gegeben. 

II. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

1. Allgemeines: Zuordnung der erfassten Umweltschä- 
den zu den einzelnen Kompetenztiteln 

Der Bund besitzt grundsätzlich eine umfassende Gesetzge- 
bungskompetenz für das Umwehrecht. Die Kompetenz des 
Bundes für das Umwehschadensgesetz sowie die Änderun- 
gen des Wasserhaushaltsgesetzes und Bundesnaturschutzge- 
setz ergeben sich in erster Linie aus der konkurrierenden 
Gesetzgebung. Soweit eine Schädigung oder die unmittel- 
bare Gefahr einer solchen Schädigung 

- des Bodens geregelt wird aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 1, 18 
des Grundgesetzes (GG), 

- der Gewässer geregelt wird aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 32 
GG, 

- von Arten und natürlichen Lebensräumen geregelt wird 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 29 GG. 

2. Inanspruchnahme der konkurrierenden Gesetzge- 
bungskompetenz durch den Bund 

a. Verhältnis des Umweltschadensgesetzes zum Bun- 
des-Bodenschutzgesetz 

Die vorgesehenen Regelungen des Umwehschadensgeset- 
zes betreffend die Schädigung des Bodens sowie die unmit- 
telbare Gefahr eines solchen Schadens regeln inhaltlich 
Sachverhalte, die schon jetzt bundesrechtlich durch das 
Bundes-Bodenschutzgesetz erfasst werden. Der Anwen- 
dungsbereich des Bundes-Bodenschutzgesetzes geht dabei 
über den Anwendungsbereich des Umwehschadensgesetzes 
hinaus, weil das Umwehschadensgesetz in Übereinstim- 
mung mit der Umwehhaftungsrichtlinie 

- als Schädigung des Bodens und als die Gefahr eines sol- 
chen Schadens nur schädliche Bodenveränderungen im 
Sinn des Bundes-Bodenschutzgesetzes ansieht, die Ge- 
fahren für die menschliche Gesundheit verursachen (§ 2 
Nr. 1 Buchstabe c) USchadG), sowie 

- nur die Schädigung des Bodens und die Gefahr eines sol- 
chen Schadens betrifft, die durch berufliche Tätigkeiten 
nach Anlage 1 des Umwehschadensgesetzes verursacht 
werden (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 USchadG). 
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Die Inanspruchnahme der konkurrierenden Gesetzgebungs- 
befugnis für derartige Regelungen, die im Wesentlichen auf 
den aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 18 GG folgenden Ge- 
setzgebungskompetenzen beruht, rechtfertigt sich aus den 
bereits beim Erlass des Bundes-Bodenschutzgesetzes dar- 
gelegten Gründen (Bundestagsdrucksache 13/6701). 

b. Bodenrecht nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 GG 

Die Nutzung des Bodens betreffende Vorschriften sind Teil 
des „Bodenrechts“ im Sinn von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 
GG. Zur Materie „Bodenrecht“ gehören Vorschriften, die 
unmittelbar den Grund und Boden betreffen, also die recht- 
lichen Beziehungen des Menschen zum Grund und Boden 
regeln (BVerfGE 3, 407 [424], 34, 139 [144]). Darunter sind 
Normen zu verstehen, die die rechtliche Qualität des Bo- 
dens zum Inhalt haben, indem sie generell regeln, in wel- 
cher Weise die Grundstücke genutzt werden dürfen 
(BVerfGE 33, 265 [286]; 34, 139 [144]; 65, 283 [288]). 
Aufgrund von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 GG können folglich 
Einwirkungen auf den Boden erfasst werden, die von Perso- 
nen verursacht werden, denen aufgrund einer schon beste- 
henden Rechtsposition eine Bodennutzung möglich ist. 

Soweit eine Schädigung des Bodens und die Gefahr eines 
solchen Schadens nicht auf einer solchen Berechtigung be- 
ruht, ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 
74 Abs. 1 Nr. 11 GG (Recht der Wirtschaft). 

c. Recht der Wirtschaft nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG 

Soweit das Gesetz eine Schädigung des Bodens und die Ge- 
fahr eines solchen Schadens erfasst, die auf einer wirtschaft- 
lichen Tätigkeit beruhen (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit § 2 Nr. 3 und 4 USchadG), werden die 
Vorschriften des Gesetzes auf das Recht der Wirtschaft im 
Sinn von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 1 GG gestützt. Zum Recht 
der Wirtschaft gehören alle Normen, die das wirtschaftliche 
Leben und die wirtschaftliche Betätigung (BVerfGE 8, 143 
[148 f.]; 55, 274 [308], 68, 310 [330]) beziehungsweise die 
Steuerung und Lenkung des Wirtschaftslebens insgesamt 
regeln (BVerfGE 11, 105 [110 ff.]; 67, 256 [275]). § 3 Abs. 
1 Nr. 1 des Gesetzes steuert die wirtschaftliche Betätigung 
in diesem Sinn. Wer bei einer beruflichen Tätigkeit in quali- 
fizierter Form auf den Boden einwirkt oder einzuwirken 
droht, hat nach den §§ 4, 5 und 6 USchadG besondere 
Pflichten zu erfüllen. Diese Pflichten lenken sowohl die 
Vorbereitung als auch die Durchführung der Tätigkeit. Ver- 
ursacht eine wirtschaftliche Tätigkeit eine Schädigung des 
Bodens oder die Gefahr eines solchen Schadens, begründen 
die §§ 4, 5 und 6 USchadG besondere Informations-, Gefah- 
renabwehr und Sanierungspflichten. Diese Pflichten steuern 
wegen der mit ihnen verbundenen Kostenlast bereits prä- 
ventiv - also vor dem Eintritt einer Schädigung des Bodens 
und der Gefahr eines solchen Schadens - das Verhalten der 
Betroffenen, deren Ziel die Verhinderung der Bodenschädi- 
gung bzw. des Gefahreneintritts sein muss. Ist eine Boden- 
kontamination oder eine Gefahr bereits eingetreten, sanktio- 
nieren die §§ 5 und 6 USchadG die Folgen der 
wirtschaftlichen Tätigkeit. 

d. Annexkompetenzen zu Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 
18 GG 

Mit den in den §§ 7 und 8 USchadG vorgesehenen behörd- 
lichen Befugnissen sollen die zur Schädigung des Bodens 
und die Gefahr eines solchen Schadens begründeten Pflich- 


ten bundesweit einheitlich durchgesetzt werden. Die Befug- 
nis des Bundes zum Erlass dieser Vorschriften ergibt sich 
aus einer Annexkompetenz zum Bodenrecht und zum Recht 
der Wirtschaft. Denn Normen zur Ordnungsgewalt der Be- 
hörden sind ein Annex des zu regelnden Sachgebiets 
(BVerfGE 3, 407 [433]). Der Vorbereitung solcher Anord- 
nungen dienen die in § 7 USchadG geregelten Befugnisse 
und die in § 10 USchadG geregelten Aufforderungsrechte; 
auch diese Vorschriften betreffen die Ordnungsgewalt der 
Behörden, für die dem Bund eine Annexkompetenz zum 
Bodenrecht und zum Recht der Wirtschaft zusteht. Entspre- 
chendes gilt für die Pflichten der Behörde, bei grenzüber- 
schreitenden Umweltschäden zusammenzuarbeiten (§ 13 
USchadG). 

§ 12 USchadG regelt die Umsetzung von Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaften. Da diese Rechtsakte dem 
Ziel dienen, die Erfüllung der Pflichten, die sich aus einer 
Schädigung des Bodens und der Gefahr eines solchen Scha- 
dens ergeben können, durch eine Deckungsvorsorge abzusi- 
chem, geht es auch insoweit um Bodenrecht beziehungs- 
weise um Recht der Wirtschaft im Sinn von Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 11 und 18 GG. 

e. Bürgerliches Recht nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG 

Die Regelung des zivilrechtlichen Ausgleichsanspruchs 
zwischen mehreren Verantwortlichen (§ 9 Abs. 2 USchadG) 
unterfällt dem bürgerlichen Recht nach Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 1 GG. 

f. Gerichtliches Verfahren nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zu Regelungen 
über den Rechtsschutz gegen Entscheidungen nach diesem 
Gesetz (§11 USchadG) sowie zum Rechtsweg bei zivil- 
rechtlichen Ausgleichsansprüchen (§ 9 Abs. 2 Satz 6 
USchadG) ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG. 

3. Erforderlichkeit der Bundesregelungen nach Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 11, Artikel 72 Abs. 2 des Grundgesetzes 

Soweit das Gesetz auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG gestützt 
wird, hat der Bund das Gesetzgebungsrecht nur, wenn und 
soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- und Wirt- 
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundes- 
gesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Abs. 2 
GG). Die Wahrnehmung der konkurrierenden Gesetzge- 
bungskompetenz durch den Bund ist insoweit zur Wahrung 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen In- 
teresse erforderlich. Im Einzelnen ergibt sich dies aus fol- 
genden Erwägungen: 

a. Zu Artikel 1 (Umweltschadensgesetz) 

Für die Aufnahme der Informations-, Gefahrenabwehr- und 
Sanierungspflicht bei Schädigungen des Bodens und der 
Gefahr solcher Schäden (§§ 4 bis 6 USchadG) ist eine 
bundesrechtliche Regelung unverzichtbar, um in diesem 
Bereich die notwendige Rechtseinheit herzustellen. Infor- 
mations-, Gefahrenabwehr- und Sanierungspflichten steuern 
indirekt die wirtschaftliche Betätigung industrieller und 
sonstiger wirtschaftlicher Vorhaben, die von dem Gesetz 
erfasst werden und vielfach überörtliche oder überregionale 
Umweltauswirkungen haben. Da zudem Umweltschäden 
sowie die Gefahr solcher Schäden weit über ein eng 
begrenztes Gebiet hinausreichen können, können die 
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Grundsätze für Informations-, Gefahrenabwehr- und Sanie- 
rungspflichten in diesen Fällen nur aus übergeordneter Pers- 
pektive getroffen werden. Damit ist hier die Regelungskom- 
petenz des Bundes gegeben. Entsprechendes gilt für die 
Regelung zu den behördlichen Befugnissen (§ 7 USchadG), 
die Bestimmung der Sanierungsmaßnahmen (§ 8 USchadG) 
und die Mitwirkung der Betroffenen und bestimmter Ver- 
einigungen (§§ 10, 11 USchadG), die nur als sachlicher An- 
nex der Durchsetzung dieser Pflichten dienen. 

Würde die Notwendigkeit, im Einzelfall Informations-, Ge- 
fahrenabwehr- und Sanierungspflichten und die darauf auf- 
bauenden Befugnisse der zuständigen Behörden sowie die 
Mitwirkung der Öffentlichkeit vorzuschreiben, dem Lan- 
desgesetzgeber überlassen, wäre damit zu rechnen, dass 
diese Pflichten und deren Durchsetzung in den Ländern je- 
weils unterschiedlich normiert werden. Einer solchen 
Rechtszersplitterung würde auch nicht entgegenstehen, dass 
die jeweiligen Regelungen auf der Umwelthaftungsrichtli- 
nie und damit auf EG-rechtlichen Vorgaben beruhen. Wie 
die Erfahrungen, insbesondere im Bereich der Umweltver- 
träglichkeitsprüfung, zeigen, werden Umweltrichtlinien der 
EG unterschiedlich verstanden und umgesetzt. Dies wäre 
bei den Bestimmungen der Umwelthaftungsrichtlinie 
ebenso zu erwarten, soweit der europäische Richtlinien- 
geber in hohem Maße offene und ausfüllungsbedürftige Be- 
griffe verwendet hat. Es wäre dann nicht mehr gesichert, 
dass Bodenschäden und die Gefahr solcher Schäden nach 
bundesweit einheitlichen Verfahrensgrundsätzen vermieden 
bzw. saniert werden. Die Unterschiede wären dabei nicht 
nur verfahrensrelevant, sondern würden aus den oben ge- 
nannten Gründen auch auf die materielle wirtschaftliche 
Tätigkeit durchschlagen. 

Ein solcher Zustand wäre mit der Funktion der Umwelthaf- 
tung, eine geordnete, abgestimmte und ausgewogene Ent- 
wicklung der Lebensverhältnisse durch einen Rahmen zur 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden auch über 
Ländergrenzen sicherzustellen, nicht vereinbar. Die für eine 
übergreifende Steuerung wichtiger Sach- und Umweltberei- 
che notwendige Einheit der Rechtsordnung wäre nicht mehr 
gewahrt. Gravierende Konsequenzen würden sich insbeson- 
dere bei Umweltschäden und der Gefahr solcher Schäden 
mit großräumigen, Ländergrenzen überschreitenden Aus- 
wirkungen ergeben. Im Verhältnis zu Nachbarstaaten könn- 
ten sich u. U. sogar Auseinandersetzungen mit außenpoliti- 
scher Dimension ergeben. Aus diesem Grunde ist es 
demnach auch erforderlich, eine Kooperationspflicht bei 
grenzüberschreitenden Umweltschäden vorzusehen (§13 
USchadG). Insgesamt würde mit einer anderen Regelungs- 
struktur ein Konfliktpotential geschaffen, das mit der Be- 
friedungs- und Harmonisierungsfunktion des Rechts unver- 
einbar wäre. Derartige Folgen können nur mit einer 
bundesrechtlichen Verankerung der Grundsätze zu den je- 
weiligen Informations-, Gefahrenabwehr- und Sanierungs- 
pflichten, deren verfahrensrechtlicher Durchsetzung und der 
Mitwirkung der Öffentlichkeit vermieden werden, die die 
Rechtseinheitlichkeit gewährleistet. 

Wegen der möglichen Auswirkungen der beruflichen Tätig- 
keiten auf das durch das Gesetz geschützte Umweltgut 
Boden bedarf es einer bundesgesetzlichen Bestimmung des 
Rahmens der Infonnations-, Gefahrenabwehr- und Sanie- 
rungspflichten sowie der Durchsetzung dieser Pflichten und 


der Mitwirkung der Öffentlichkeit zur Wahrung der Rechts- 
und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse. Eine 
Einwirkung auf den Boden kann Umweltauswirkungen 
haben, die über Länder- bzw. Staatsgrenzen hinausgehen. 
Unterschiedliche Regelungen der Länder in diesen Berei- 
chen würden damit nicht nur den Umweltstandard im 
jeweils eigenen Land, sondern auch in Nachbarländern oder 
-Staaten prägen. Durch unterschiedliche Landesregelungen 
könnte sich dadurch ein Ungleichgewicht zwischen den 
Ländern entwickeln. Um dieses nicht hinnehmbare Un- 
gleichgewicht sowie Wertungswidersprüche und Inkon- 
sistenzen, die bei einer eigenständigen Regelung durch 
16 Bundesländer jedenfalls nicht auszuschließen wären, zu 
vermeiden, müssen die für die Festlegung der Informati- 
ons-, Gefahrenabwehr- und Sanierungspflichten sowie die 
für die Durchsetzung dieser Pflichten und der Mitwirkung 
Betroffener und bestimmter Vereinigungen wesentlichen 
Grundsätze und Parameter zur Wahrung der Rechtseinheit 
bundeseinheitlich festgelegt werden. 

Eine bundesrechtliche Regelung der Informations-, Gefah- 
renabwehr- und Sanierungspflicht, deren Durchsetzung und 
der Mitwirkung Betroffener und bestimmter Vereinigungen 
ist auch zur Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamtstaat- 
lichen Interesse erforderlich. Eine faire und ausgewogene 
Wirtschafts- und Wettbewerbsstruktur kann im Bundes- 
gebiet nur erreicht werden, wenn bei der Steuerung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung Parameter mit übergreifender Be- 
deutung vom Bundesgesetzgeber festgelegt werden. 

Die Umwelthaftung trägt dazu bei, Situationen zu identifi- 
zieren, an denen bestimmte Veränderungen der Umwelt aus 
Umweltsicht bedenklich sind bzw. sein können und daher 
nicht hingenommen werden können. Eine Verpflichtung zur 
Information, Gefahrenabwehr und Sanierung bietet eine 
hohe Gewähr dafür, dass Umweltbelange, die bestimmten 
wirtschaftlichen Betätigungen entgegenstehen, umfassend 
ermittelt, bewertet und entsprechend ihrer Bedeutung bei 
Ausübung der wirtschaftlichen Tätigkeit berücksichtigt 
werden. Dies gilt in verstärktem Maße dann, wenn die zu- 
ständige Behörde entsprechende korrespondierende Befug- 
nisse hat, um diese Pflichten durchzusetzen, und Betroffene 
und bestimmte Vereinigungen die Möglichkeit haben, sich 
daran zu beteiligen. Die Regelungen über die Befugnisse 
der zuständigen Behörden, diese Pflichten der Verantwort- 
lichen im Einzelfall auch durchzusetzen, sowie die den Be- 
troffenen und bestimmten Vereinigungen zugewiesenen 
Möglichkeiten flankieren damit diese Zielsetzung. Die Um- 
welthaftung ist dabei ein Instrument, das einen wirksamen 
Schutz der Umwelt verbürgt, einen Mindestrahmen für das 
Umweltschutzniveau im Gesamtstaat sicherstellt und 
gleichzeitig aber auch der wirtschaftlichen Entfaltung Gren- 
zen setzt. Für berufliche Tätigkeiten, die im Wettbewerb mit 
anderen beruflichen Tätigkeiten an anderen Standorten ste- 
hen, kann sich die Umwelthaftung daher als Hindernis bei 
der Umsetzung bestimmter Entwicklungsvorstellungen er- 
weisen, wenn Umweltgesichtspunkten bei den Überlegun- 
gen nicht hinreichend Rechnung getragen worden ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es zur Vermeidung von Wettbe- 
werbs Verzerrungen unabdingbar, dass die Infonnations-, 
Gefahrenabwehr- und Sanierungspflichten sowie die ergän- 
zenden Regelungen zur Durchsetzung dieser Pflichten 
durch die zuständigen Behörden und zur Beteiligung der 
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Betroffenen und bestimmter Vereinigungen aus der überge- 
ordneten Regelungsperspektive des Bundesgesetzgebers 
festgelegt werden. Würde die Normierung der Grundsätze 
zu den Informations-, Gefahrenabwehr- und Sanierungs- 
pflichten und deren Durchsetzung von Land zu Land unter- 
schiedlich bestimmt, würden sich bei der Verteilung des 
wirtschaftlichen Potentials im Bundesgebiet Verlagerungs- 
effekte zugunsten der Länder mit geringeren Verpflich- 
tungen für die beruflichen Tätigkeiten ergeben. Solche 
Verschiebungen wären nicht Ausdruck besonderer wirt- 
schaftlicher Leistungskraft, sondern allein darauf zurück- 
zuführen, dass die von ihnen profitierenden Länder den 
Umweltbelangen bei der rechtlichen Ausgestaltung ihrer 
Verfahren zur Umwelthaftung einen vergleichsweise niedri- 
gen Stellenwert einräumen. Daraus resultierende unerkannt 
bleibende - möglicherweise auch Ländergrenzen über- 
schreitende — Umweltschadensfalle oder die Gefahren sol- 
cher Schäden würden dabei in Kauf genommen, um im 
föderalen Wettbewerb als der attraktivere und investitions- 
freundlichere Wirtschaftsstandort erscheinen zu können. 
Ein solches Vorgehen würde andere Länder daher gleich in 
doppelter Hinsicht belasten: Sie wären nicht nur Opfer von 
Wettbewerbsverzerrungen, sondern überdies auch mit Um- 
weltveränderungen konfrontiert, die aus dem niedrigen 
Standard des Nachbarlandes für sie erwachsen. Unter- 
schiedliche Informations-, Gefahrenabwehr- und Sanie- 
rungspflichten hätten zudem zur Folge, dass die ökolo- 
gische Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Frage 
gestellt werden könnte, weil erhebliche Umweltveränderun- 
gen durch fehlende Informationspflichten nicht mehr be- 
kannt, wegen fehlender Gefahrenabwehrpflichten nicht 
mehr rechtzeitig vermieden und mangels Sanierungspflich- 
ten nicht behoben werden. Dieser Effekt würde noch ver- 
stärkt, wenn den jeweils zuständigen Behörden keine oder 
unterschiedliche Befugnisse zur Durchsetzung dieser 
Pflichten eingeräumt würden. Dies führt nicht nur zu Wett- 
bewerbsverzerrungen zwischen beruflichen Tätigkeiten, 
sondern auch zwischen Standorten und Regionen. 

Eine ausschließliche Festlegung der Infonnations-, Gefah- 
renabwehr- und Sanierungspflichten sowie der Durchset- 
zung dieser Pflichten und der Mitwirkung Betroffener und 
bestimmter Vereinigungen durch das Landesrecht könnte 
somit aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu erheblichen Ver- 
werfungen führen. Erfordernisse der Wirtschaftseinheit 
wären dann nicht mehr gewährleistet. 

Die Regelung zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
(§ 13 USchadG) berührt darüber hinaus unmittelbar die Be- 
ziehungen des Bundes zu anderen Staaten. Eine bundes- 
rechtliche Regelung ist nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11, Arti- 
kel 72 Abs. 2 GG hierzu erforderlich, um auszuschließen, 
dass es bei der Beteiligung anderer Staaten an der Vennei- 
dung und Sanierung grenzüberschreitender Umwelthaf- 
tungsfälle zu unterschiedlichen Verfahrensweisen kommt. 
Würden die Länder auf diesem Terrain differierende Rege- 
lungen erlassen, die zu einer unterschiedlichen Handhabung 
dieser Fälle führen, könnten sich Verwicklungen mit Rele- 
vanz für die auswärtigen Belange der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben. Zur Vermeidung entsprechender Kon- 
flikte ist die Sicherung eines einheitlichen Auftretens 
Deutschlands bei der Vermeidung und Sanierung grenzüber- 
schreitender Umwelthaftungsfälle im gesamtstaatlichen In- 
teresse unerlässlich. 


Die bundesgesetzlichen Vorschriften zur Beteiligung Be- 
troffener und bestimmter Vereinigungen (§ 8 Abs. 4, § 10 
USchadG) sind erforderlich, um sicherzustellen, dass Infor- 
mationen, die für eine fundierte Ermittlung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen einer wirtschaftlichen Tätigkeit 
benötigt werden, auf möglichst breiter Basis in das Verfah- 
ren eingebracht werden können. Die Beteiligung der Betrof- 
fenen und bestimmter Vereinigungen bildet im Verfahrens- 
ablauf auch bei anderen umweltrechtlichen Instrumentarien 
ein zentrales Element, dem für die Qualität einer Entschei- 
dung mit Blick auf die Umweltbelange hohe Bedeutung 
zukommt. Bliebe die Regelung den Ländern überlassen, 
würden sich voraussichtlich unterschiedliche Beteiligungs- 
standards ergeben. Damit wäre die Wirksamkeit der Um- 
welthaftung bundesweit nicht in gleicher Weise gewährleis- 
tet. Eine unterschiedliche Ausgestaltung der Beteiligung 
hätte auch Konsequenzen für die Ermittlungsbreite und 
-tiefe, mit der die Durchsetzung der Pflichten nach diesem 
Gesetz in den Ländern jeweils durchgeführt würde. Insbe- 
sondere bei Umweltschadensfällen mit länderübergreifen- 
den Auswirkungen würden Regelungsbrüche entstehen, die 
mit der Ordnungs- und Steuerungsfunktion der Umwelthaf- 
tung nicht vereinbar wären und im Verhältnis zwischen den 
Ländern zu Konflikten führen könnten. Die Einräumung 
eines Antragsrechts zur Durchsetzung von Sanierungsmaß- 
nahmen (§ 10 USchadG) und die Möglichkeit der gericht- 
lichen Überprüfung von Handlungen und Unterlassungen 
der zuständigen Behörden stärkt darüber hinaus die Wirk- 
samkeit der Beteiligungsrechte und fordert ihre Wahrneh- 
mung. Durch eine unterschiedliche Ausgestaltung auf Lan- 
desebene würde dieser Effekt relativiert und die Beteiligung 
in ihrer Bedeutung geschwächt. Zur Vermeidung solcher 
Konsequenzen, die unter rechtseinheitlichen Gesichtspunk- 
ten nicht hinnehmbar wären, müssen die Anforderungen der 
Beteiligung der Betroffenen und bestimmter Vereinigungen 
bundesgesetzlich fixiert werden. 

Soweit die Umwelthaftung in den Bereich der konkurrieren- 
den Gesetzgebung des Bundes fällt, sollen die Grundsätze 
zu den Informations-, Gefahrenabwehr- und Sanierungs- 
pflichten sowie zur Durchsetzung dieser Pflichten und zur 
Mitwirkung der Betroffenen und bestimmter Vereinigungen 
vom Bundesgesetzgeber vorgegeben werden. Der Gesetz- 
entwurf enthält wie das geltende UVPG aber zugleich eine 
Subsidiaritätsklausel (§ 1 Abs. 2 USchadG), wonach abwei- 
chende oder weitergehende Regelungen der Länder möglich 
sind, sofern sie nicht qualitativ hinter den Anforderungen 
der Bundesregelung Zurückbleiben. Damit beschränkt sich 
die Regelung auf Bundesebene auf die im gesamtstaatlichen 
Interesse erforderliche Kernregelung. Im Übrigen werden 
den Ländern jedoch Regelungsspielräume (z. B. zur weite- 
ren Ausgestaltung der Verpflichtung zur Tragung von 
Kosten - § 9 USchadG) eröffnet. Dies ist erforderlich, weil 
insoweit eine bundesrechtliche Regelung nicht erforderlich 
ist (siehe im Einzelnen die Begründung zu § 9 USchadG). 

b. Zu Artikel 2 (Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die Regelungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Arti- 
kel 74 Abs. 1 Nr. 32 GG. 

c. Zu Artikel 3 (Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Die Regelungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Arti- 
kel 74 Abs. 1 Nr. 29 GG. 
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III. Gender Mainstreaming 

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen wurden ge- 
mäß § 2 BGleiG und § 2 GGO anhand der Arbeitshilfe der 
Interministeriellen Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming 
„Gender Mainstreaming bei der Vorbereitung von Rechts- 
vorschriften“ geprüft. Die Verantwortlichkeit von Umwelt- 
schäden unterscheidet nicht zwischen Männern und Frauen. 
Die Einführung einer Regelung zur Verantwortlichkeit von 
Umweltschäden wirkt sich auf beide Geschlechter in glei- 
cher Weise aus. Die Relevanzprüfung in Bezug auf Gleich- 
stellungsfragen fällt somit negativ aus. 

IV. Alternativen 

Zu dem Gesetz gibt es keine Alternativen. Die Bestimmun- 
gen dienen der Umsetzung zwingender Vorgaben der euro- 
päischen Umwelthaftungsrichtlinie in deutsches Recht. Die 
Nichtumsetzung dieser Vorgaben hätte Vertragsverletzungs- 
verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland gemäß 
den Artikeln 226 bis 228 des EG- Vertrages zur Folge. 

Eine Umsetzung der Richtlinie allein durch die Länder 
kommt aus den dargestellten Gründen zur Notwendigkeit 
einer bundesgesetzlichen Regelung nicht in Betracht. 

Andere Umsetzungsmöglichkeiten als die hier gewählte Lö- 
sung stehen wegen der Art und Qualität der gemeinschafts- 
rechtlichen Vorgaben nicht zur Verfügung. Die Umsetzung 
der Umwelthaftungsrichtlinie allein im schutzgutbezogenen 
Fachrecht (Bundes-Bodenschutzgesetz, Wasserhaushalts- 
gesetz, Bundesnaturschutzgesetz) wäre denkbar gewesen, 
hätte es aber erforderlich gemacht, eine Vielzahl identischer 
Regelungen (z. B. zu den Pflichten, den Befugnissen der 
Behörden, der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie zum An- 
wendungsbereich) in drei Gesetze zu übernehmen. Die hier 
gewählte Lösung, welche die schutzgutübergreifenden 
Regelungen in ein gesondertes Gesetz übernimmt, ist damit 
unbürokratischer und vermindert den Regelungsaufwand. 
Die Möglichkeit, die jeweiligen Gesetze, in denen die ver- 
antwortlichen Tätigkeiten geregelt sind, um entsprechende 
Regelungen zur Umwelthaftung zu ergänzen, wurde aus 
gleichen Gründen verworfen. Auch hier wäre es zu einem 
erheblich größeren Regelungsbedarf gekommen. 

Eine Erledigung der Umwelthaftung allein durch Private 
oder in Kooperation mit Privaten kommt nicht in Betracht, 
da nach der Umwelthaftungsrichtlinie auch Behörden ver- 
pflichtet werden und verbindliche Vorgaben von EG-Recht 
nicht durch rechtliche Selbstverpflichtungen umgesetzt wer- 
den können. 

V. Finanzielle Auswirkungen 
1. Allgemeines 

Die finanziellen Auswirkungen, die durch dieses Gesetz für 
die öffentlichen Haushalte, die Wirtschaft und das Preisni- 
veau verursacht werden, können nur vor dem Hintergrund 
der bereits auf Bundes- und Länderebene bestehenden Re- 
gelungen zur Umwelthaftung (hierzu und zu den folgenden 
Angaben: Hoffmeister, Öffentlich-rechtlicher Ausgleich für 
Umweltschäden in Deutschland und in hoheitsfreien Räu- 
men: Bestandsaufnahme, Rechtsvergleich und Vorschläge 
de lege ferenda, Berichte Umweltbundesamt 9/02, 2002) be- 
wertet werden. 


Die Regelungen zur Schädigung des Bodens stellen sowohl 
hinsichtlich ihres sachlichen Anwendungsbereiches als auch 
hinsichtlich der erfassten Bodenschäden und der inhalt- 
lichen Maßstäbe einen Teilausschnitt der bereits im Bun- 
des-Bodenschutzgesetz erfassten schädlichen Bodenverän- 
derungen dar. Die Kosten, die sich durch die zusätzlichen 
verfahrensrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes als 
erhöhter Verwaltungs- und Vollzugsaufwand ergeben kön- 
nen, sind vor diesem Hintergrund zu vernachlässigen und 
fallen - wenn überhaupt - in erster Linie bei den öffent- 
lichen Haushalten an. 

Die Regelungen zur Schädigung von Arten und natürlichen 
Lebensräumen nach diesem Gesetz erfassen auch rechts- 
widrige Eingriffe in Natur und Landschaft, für die in den 
Ländern entsprechende Haftungsvorschriften zur Abwehr 
von Gefahren und Wiederherstellung vorgesehen sind. Län- 
derregelungen, die inhaltlich eine Umwelthaftung im Sinn 
dieses Gesetzes begründen, existieren ferner für rechtswid- 
rige Beeinträchtigungen besonders geschützter Natur- und 
Landschaftsbestandteile sowie besonders geschützter wild- 
lebender Tier- und Pflanzenarten. Die finanziellen Aus- 
wirkungen dieses Gesetzes werden insoweit - wenn über- 
haupt - in den einzelnen Bundesländern in Abhängigkeit 
von den länderspezifischen Regelungen unterschiedlich 
ausfallen. Soweit dieses Gesetz auch Regelungen für solche 
Schäden enthält, die nicht durch entsprechende bereits be- 
stehende Länderregelungen abgedeckt sind, lassen sich die 
Kosten für die öffentlichen Haushalte und die Wirtschaft 
nicht exakt beziffern; sie dürften aber aufgrund der Tat- 
sache, dass nicht jede Veränderung eines Umweltmediums 
einen Schaden darstellt, sondern nur erhebliche nachteilige 
Veränderungen erfasst werden, nicht wesentlich sein. Die 
finanziellen Auswirkungen des Gesetzes für die öffent- 
lichen Haushalte sowie die Wirtschaft hängen auch im 
Wesentlichen davon ab, ob und inwieweit die Länder die 
Möglichkeit nutzen, Kostenregelungen zu treffen und Kos- 
tenerstattungstatbestände einzuführen. Kompensatorisch zu 
berücksichtigen wäre insoweit in jedem Fall auch der Um- 
stand, dass die Kostenantragungspflicht des Verursachers 
für Umweltschäden dazu beiträgt, dass andernfalls von der 
Gesellschaft zu tragende Kosten vermieden werden. 

Die Regelungen zu den Schädigungen der Gewässer ergän- 
zen einerseits die bereits in § 22 WHG bestehende zivil- 
rechtliche Haftung der Verursacher sowie die in einzelnen 
Landesgesetzen, insbesondere den Landeswassergesetzen 
bestehenden Instrumente der Verantwortlichkeit für Gewäs- 
serverunreinigungen. Die finanziellen Auswirkungen dieses 
Gesetzes würden insoweit - wenn überhaupt - in den ein- 
zelnen Bundesländern in Abhängigkeit von den länderspezi- 
fischen Regelungen unterschiedlich ausfallen. Soweit dieses 
Gesetz auch Regelungen für solche Schäden enthält, die 
nicht durch entsprechende bereits bestehende Länderrege- 
lungen abgedeckt sind, lassen sich die Kosten für die öffent- 
lichen Haushalte und die Wirtschaft aus den dargestellten 
Gründen nicht exakt beziffern. 

Soweit vor diesem Hintergrund eine belastbare Aussage zu 
den finanziellen Auswirkungen möglich ist, ergibt sich Fol- 
gendes: 

2. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

Das Gesetz enthält nur zum Teil und abhängig von beste- 
henden Regelungen der Länder neue Anforderungen für die 
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Verantwortlichkeit bei Umweltschäden. Soweit dabei ge- 
genüber dem geltenden Recht zusätzliche oder neuartige 
Instrumente eingeführt werden, wird bei den zuständigen 
Behörden ein erhöhter Verwaltungs- und Vollzugsaufwand 
mit entsprechenden Kostenbelastungen anfallen. 

Betroffen sind davon überwiegend die Länder, in denen 
keine oder keine vergleichbaren Landesregelungen exis- 
tieren. Die Höhe der Kosten für diese gemeinschaftsrecht- 
lich vorgegebenen Maßnahmen ist derzeit - wie oben dar- 
gestellt — auch von möglichen Regelungen der Länder 
abhängig und nicht abschätzbar. 

Dem Bund können zusätzliche Kosten in Bereichen erwach- 
sen, in denen er selbst Tätigkeiten ausübt oder überwacht, 
die in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen. Die 
hierdurch entstehenden Kosten - die innerhalb der verfüg- 
baren Ausgaben der jeweiligen Einzelpläne eingespart wer- 
den müssen - lassen sich gegenwärtig noch nicht abschät- 
zen. Ein Mehrbedarf an Planstellen/Stellen ergibt sich 
hierdurch nicht. 

Da die aufgrund der Regelung dieses Gesetzes entstehenden 
Kosten auf Vorgaben der Umwelthaftungsrichtlinie beruhen, 
können sie nicht vermieden werden. Eine Gesamtabschät- 
zung des Vollzugsaufwandes ist aus den oben genannten 
Gründen nicht möglich. 

Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Kostenantra- 
gungspflicht des Verursachers für Umweltschäden dazu bei- 
trägt, andernfalls von der Gesellschaft oder die öffentlichen 
Haushalte zu tragende Kosten zu venneiden. Hieraus erge- 
ben sich auch Entlastungseffekte für die öffentlichen Haus- 
halte. 

3. Kosten für die Wirtschaft und Preiswirkungen 

Das Gesetz enthält nur zum Teil und abhängig von beste- 
henden Regelungen der Länder neue Anforderungen für die 
Verantwortlichkeit von Umweltschäden. Soweit dabei ge- 
genüber dem geltenden Recht zusätzliche oder neuartige 
Instrumente eingeführt werden, sind bei den betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmem entsprechende Kostenbelastungen 
nicht auszuschließen, die sich jedoch wie oben dargestellt 
unterschiedlich verteilen und nicht exakt bezifferbar sind. 

Durch die Einführung einer Umwelthaftung werden bisher 
extemalisierte Kosten (der Umweltnutzung) teilweise in 
Richtung der Verursacher verlagert bzw. beim Verursacher 
intemalisiert. Durch die Kostenintemalisierung können 
vielfältige Anpassungsreaktionen ausgelöst werden, die die 
bisherige Allokation der Produktionsfaktoren verändern. 
Diese Prozesse, die sowohl angebots- als auch nachfrage- 
strukturverändemd wirken, können auch das bisherige 
Preisgefüge beeinflussen. 

Kosteninduzierte Erhöhungen von Einzelpreisen, die sich 
nicht quantifizieren lassen, können nicht ausgeschlossen 
werden. Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, lassen sich 
weder ausschließen noch quantifizieren. Die Maßnahme 
entfaltet be- und entlastende Wirkungen für die öffentlichen 
Haushalte, die aber per Saldo zu gering ausfallen dürften, 
um mittelbare Preiswirkungen zu induzieren. 


VI. Befristung 

Eine Befristung des Gesetzes ist nicht sinnvoll, da die Um- 
welthaftungsrichtlinie, welche durch den Gesetzentwurf 
umgesetzt werden soll, ebenfalls keine Befristung vorsieht. 

B. Zu den einzelnen Artikeln 

Zu Artikel 1 (Gesetz über die Vermeidung und 
Sanierung von Umweltschäden 
(Umweltschadensgesetz - USchadG)) 

Das Umweltschadensgesetz enthält für alle Arten der von 
der Umwelthaftungsrichtlinie erfassten Schäden (Schädi- 
gungen geschützter Arten und natürlicher Lebensräume, 
Schädigungen der Gewässer und Schädigungen des Bodens) 
einheitlich allgemeine Vorschriften. 

Zu § 1 (Verhältnis zu anderen Vorschriften) 

§ 1 regelt das Verhältnis des Umweltschadensgesetzes, auf- 
grund dessen Umweltschäden nach diesem Gesetz zu ver- 
meiden und nicht vermiedene Umweltschäden zu sanieren 
sind, zu anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der 
Länder. 

Umweltschäden nach diesem Gesetz sind zu vermeiden und 
nicht vermiedene Umweltschäden zu sanieren. Nach den 
Erwägungsgründen der Umwelthaftungsrichtlinie (Nummer 
2) soll die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden 
durch eine verstärkte Orientierung an dem im EG-Vertrag 
genannten Verursacherprinzip und gemäß dem Grundsatz 
der nachhaltigen Entwicklung erfolgen. Grundlegendes 
Prinzip dieser Richtlinie ist es deshalb, dass ein Verantwort- 
licher, der durch seine Tätigkeit einen Umweltschaden oder 
die unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens verursacht 
hat, dafür finanziell verantwortlich ist; hierdurch sollen die 
Verantwortlichen dazu veranlasst werden, Maßnahmen zu 
treffen und Praktiken zu entwickeln, mit denen die Gefahr 
von Umweltschäden auf ein Minimum beschränkt werden 
kann, damit das Risiko ihrer finanziellen Inanspruchnahme 
verringert wird. 

§ 1 dient der Darstellung des Verhältnisses zu den anderen 
Vorschriften. Das Gesetz setzt zum einen nur einen Rah- 
men, der einer Konkretisierung und Ergänzung durch die 
fachrechtlichen Vorschriften bedarf. 

Zum anderen findet das Gesetz nur Anwendung, soweit 
Rechtsvorschriften des Bundes oder der Länder die Ver- 
meidung und Sanierung von Umweltschäden nicht näher 
bestimmen oder in ihren Anforderungen diesem Gesetz 
nicht entsprechen (Satz 1). Rechtsvorschriften mit weiterge- 
henden Anforderungen bleiben unberührt (Satz 2). Die Vor- 
schrift wurde entsprechend der bekannten Regelung des § 4 
UVPG gestaltet. Demnach enthält das USchadG einen Min- 
deststandard, der für die Sanierung und Vermeidung von 
Umweltschäden Anwendung findet, soweit andere Rechts- 
vorschriften die Venneidung und Sanierung von Umwelt- 
schäden nicht näher bestimmen oder in ihren Anforderun- 
gen dem USchadG nicht entsprechen (Satz 1). Schon um 
aus europarechtlichen Gründen die Umsetzung der Umwelt- 
haftungsrichtlinie zu gewährleisten, können andere Rechts- 
vorschriften den Mindeststandard des USchadG nicht in 
Frage stellen. Rechtsvorschriften mit weitergehenden An- 
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forderungen bleiben demgegenüber aus diesen Gründen 
unberührt (Satz 2). Vorschriften, die weitergehende Anfor- 
derungen enthalten (so z. B. das Bundes-Bodenschutzge- 
setz, die Regelungen zu Eingriffen in Natur und Landschaft 
sowie die allgemeinen polizeirechtlichen Normen, die nicht 
nur berufliche Tätigkeiten und Gefahren für Umweltgüter 
nicht nur unter den im USchadG genannten Voraussetzun- 
gen erfassen), sind zum einen solche, die sachlich einen an- 
deren „weitergehenden“ Anwendungsbereich haben, zum 
anderen inhaltlich strengere Anforderungen an die Verant- 
wortlichkeit für Umweltschäden stellen. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 dient der Umsetzung von Artikel 2 der Umwelthaftungs- 
richtlinie, soweit die dort geregelten Begriffsbestimmungen 
für die Anwendung der allgemeinen Vorschriften des 
USchadG von Bedeutung sind. 

Zu Nummer 1 (Umweltschaden) 

Zu Buchstabe a 

Der in Nummer 1 lit. a definierte Begriff der Schädigung 
von Arten und natürlichen Lebensräumen dient der Umset- 
zung von Artikel 2 Nr. 1 lit. a erster Halbsatz der Umwelt- 
haftungsrichtlinie. Welche Arten und natürlichen Lebens- 
räume durch das USchadG erfasst werden, wird nicht durch 
dieses Gesetz, sondern den neuen § 21a des Bundesnatur- 
schutzgesetzes geregelt. Insoweit erfolgen die materiellen 
Festlegungen nicht durch das allgemeinere USchadG, son- 
dern durch das schutzgutspezifische Umweltfachrecht. 

Zu Buchstabe b 

Entsprechend der dargestellten Konzeption dient der Begriff 
der Schädigung der Gewässer (Nummer 1 lit. b) der Umset- 
zung von Artikel 2 Nr. 1 lit. b der Umwelthaftungsrichtlinie. 
Welcher Schaden als Schädigung der Gewässer angesehen 
wird, bestimmt sich hier nach dem medienspezifischen 
Wasserhaushaltsgesetz, und zwar des neuen § 22a WHG. 

Die Begriffe der Schädigung von Arten und natürlichen 
Lebensräumen sowie Schädigungen der Gewässer greifen 
bei ihren Definitionen auf einzelne Begriffe zurück, die 
auch in den medienspezifischen EG-rechtlichen Vorschrif- 
ten zum Schutz der Gewässer sowie zum Naturschutz be- 
kannt sind. Die Richtlinie (Erwägungsgrund Nummer 5) 
geht dabei davon aus, dass - wemr ein bestimmter Begriff 
aus anderen einschlägigen Rechtsvorschriften der Gemein- 
schaft stammt - dieselbe Definition verwendet werden 
sollte, so dass gemeinsame Kriterien angewandt werden 
können und für eine einheitliche Anwendung gesorgt wer- 
den kann. 

Zu Buchstabe c 

Der Begriff Schädigung des Bodens (Nummer 1 lit. c) dient 
der Umsetzung von Artikel 2 Nr. 1 lit. c der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie. Da der Begriff des Bodenschadens enger ist 
als der Begriff der schädlichen Bodenveränderung des Bun- 
des-Bodenschutzgesetzes und dort keine Entsprechung fin- 
det, wird der Begriff Schädigung des Bodens an dieser 
Stelle definiert. Zu diesem Zweck wird der Begriff der Be- 
einträchtigung der Bodenfunktionen im Sinn des § 2 Abs. 2 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes aufgenommen und quali- 


fiziert, um die Anbindung an die materiellen Verpflichtun- 
gen des § 4 des BBodSchG ohne Änderung dieses Gesetzes 
zu gewährleisten. Dadurch wird gewährleistet, dass der 
Anwendungsbereich des USchadG sich nur auf derartige 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die Gefahren für 
die menschliche Gesundheit verursachen, nicht aber alle 
schädlichen Bodenveränderungen im Sinn des Bundes- 
Bodenschutzgesetzes bezieht. Jedoch bestimmen sich die 
materiellen Maßstäbe für die Sanierung einer solchen Schä- 
digung des Bodens nach Maßgabe des Bundes-Boden- 
schutzgesetzes, und hier insbesondere auf der Grundlage 
des § 4 BBodSchG (§ 2 Nr. 1 Buchstabe c USchadG). Wann 
eine Einbringung eine Gefahr für die menschliche Gesund- 
heit verursacht, kann nur im Einzelfall festgestellt werden. 
Nach den Erwägungsgründen der Richtlinie (Nummer 7) 
soll zur Beurteilung solcher Schädigungen des Bodens im 
Sinn der Richtlinie auf Risikobewertungsverfahren zurück- 
gegriffen werden, mit denen sich feststellen lässt, inwieweit 
die menschliche Gesundheit beeinträchtigt sein könnte. 
Auch insoweit bestimmen sich aber die materiellen Maß- 
stäbe für die Sanierung einer solchen Schädigung des Bo- 
dens und die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen nach 
Maßgabe der fachrechtlichen Vorschriften (vgl. die Defini- 
tion der Sanierungsmaßnahme in Nummer 8) und damit des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes, und hier insbesondere auf 
der Grandlage des § 4 BBodSchG. 

Nach den Erwägungsgründen der Richtlinie (Nummer 4) 
fallen unter den Begriff „Umweltschaden“ auch Schäden 
durch über die Luft getragene Elemente, soweit sie eine 
Schädigung der Gewässer, des Bodens oder geschützter 
Arten oder natürlicher Lebensräume verursachen. 

Zu Nummer 2 (Schaden oder Schädigung) 

Die Definition des Schadens bzw. der Schädigung dient der 
Umsetzung von Artikel 2 Nr. 2 der Umwelthaftungsricht- 
linie und verlangt eine feststellbare nachteilige Veränderung 
einer natürlichen Ressource oder eine Beeinträchtigung der 
Funktion einer natürlichen Ressource. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass jede feststellbare und nachteilige Veränderung in 
diesem Sinn gleichzeitig immer einen Umweltschaden im 
Sinn des USchadG darstellt. Der Umweltschaden nach dem 
USchadG ist - nach Maßgabe des § 21a des Bundesnatur- 
schutzgesetzes, des § 22a des Wasserhaushaltsgesetzes bzw. 
nach § 2 Nr. 1 lit. c (Schädigung des Bodens) - enger und 
verlangt die Feststellung weiterer qualifizierender Merk- 
male, welche die Erheblichkeit kennzeichnen. Der Begriff 
natürliche Ressource umfasst nach Artikel 2 Nr. 12 der 
Umwelthaftungsrichtlinie entsprechend dem Umweltscha- 
densbegriff geschützte Arten, natürliche Lebensräume, 
Gewässer und den Boden. Er wurde innerhalb der Scha- 
densdefinition als Legaldefinition eingeführt und setzt inso- 
weit die genannte Richtlinienbestimmung um. 

Zu Nummer 3 (Verantwortlicher) 

Die Definition des Verantwortlichen dient der Umsetzung 
von Artikel 2 Nr. 6 der Umwelthaftungsrichtlinie. Da es sich 
beim USchadG um eine öffentlich-rechtliche Verantwort- 
lichkeit („Polizeipflicht“) handelt, wurde der Begriff des 
Betreibers, wie ihn die Richtlinie verwendet, aus rechtssys- 
tematischen Gründen durch den Begriff des Verantwort- 
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liehen ersetzt. Eine inhaltliche Änderung gegenüber der 
Richtlinie ist damit nicht beabsichtigt. 

Verantwortlicher kann demnach jede natürliche oder juristi- 
sche Person (des privaten oder öffentlichen Rechts) sein, die 
eine berufliche Tätigkeit im Sinn des § 2 Nr. 4 USchadG 
ausübt oder bestimmt. 

Die Verantwortlichkeit von natürlichen und juristischen Per- 
sonen steht nach allgemeinen polizeirechtlichen Grundsät- 
zen grundsätzlich keine Neuerung dar. Der Polizeipflicht 
unterliegen nämlich nicht nur natürliche, sondern auch 
juristische Personen oder die körperschaftlich organisierten 
Gesamthandsgemeinschaften wie die Kommanditgesell- 
schaft oder die offene Handelsgesellschaft (VGH Baden- 
Württemberg, VB1BW 1993, 298, 301; VGH Baden- 
Württemberg, UPR 1996, S. 196). Dabei haben juristische 
Personen polizeirechtlich für das Verhalten ihrer verfas- 
sungsmäßigen Vertreter einzustehen (VGH Baden-Württem- 
berg, UPR 1996, S. 196). 

Auch wenn juristische Personen des Privatrechts ebenfalls 
ordnungspflichtig im Sinn des Polizei- und Ordnungsrechts 
sein können, steht dies im Einzelfall einer Inanspruchnahme 
einer für eine juristische Person verantwortlichen natür- 
lichen Person als Störer nach allgemeinen Grundsätzen des 
Polizei- und Ordnungsrechts vorbehaltlich besonderer Re- 
gelungen nicht entgegen (vgl. OVG Nordrhein- Westfalen, 
NuR 1994, S. 251; VGH Baden- Württemberg, DÖV 1993, 
S. 578, 579). Auch ist in der Rechtsprechung grundsätzlich 
anerkannt, dass im allgemeinen Ordnungsrecht statt auf die 
juristische Person des Privatrechts auf einen für die juristi- 
sche Person maßgeblich Handelnden zugegriffen werden 
kann (vgl. OVG Nordrhein- Westfalen, NuR 1994, S. 251). 
Dem steht auch nicht die Vorschrift des § 3 1 BGB entgegen. 
Es handelt sich dabei um eine Vorschrift des Zivilrechts, die 
eine öffentlich-rechtlich begründete Polizeipflicht nicht ge- 
genstandslos werden lässt. Auch steht der Inanspruchnahme 
einer Privatperson nicht dessen Beteiligung an einer Gesell- 
schaft grundsätzlich entgegen (vgl. VGH Baden- Württem- 
berg, DÖV 1993, S. 578, 579). 

Eine Verantwortlichkeit nach dem USchadG setzt aber vo- 
raus, dass die jeweilige natürliche oder juristische Person 
des privaten oder öffentlichen Rechts, die eine berufliche 
Tätigkeit im Sinn des § 2 Nr. 4 USchadG ausübt oder be- 
stimmt, einen Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr 
eines solchen Schadens unmittelbar (kausal) verursacht hat. 
Die Definition des Verantwortlichen wurde daher zur Klar- 
stellung entsprechend erweitert, ohne dass dies zu materiel- 
len Unterschieden gegenüber der Umwelthaftungsrichtlinie 
führen würde. Die Richtlinie 2004/35/EG zielt entsprechend 
dem Verursacherprinzip nur auf diejenigen Personen ab, die 
durch ihre berufliche Tätigkeit unmittelbar einen Umwelt- 
schaden oder die unmittelbare Gefahr eines solchen Scha- 
dens verursachen. In Nummer 3 wird daher mit dem aus- 
drücklichen Erfordernis einer unmittelbaren Verursachung 
klargestellt, dass z. B. Behörden, die mit Genehmigungser- 
teilungen, oder Gemeinden, die mit der Aufstellung von 
Bauleitplänen eine Voraussetzung für die Ausübung einer 
beruflichen Tätigkeit im Sinn der Nummer 4 schaffen, keine 
Verantwortlichen im Sinn dieses Gesetzes sind. Es handelt 
sich vielmehr - unabhängig von der Rechtmäßigkeit der 
Genehmigung oder Planung - um einen nur mittelbaren 
Ursachenbeitrag. 


Zu Nummer 4 (Berufliche Tätigkeit) 

Die Definition der beruflichen Tätigkeit dient der Umset- 
zung von Artikel 2 Nr. 7 der Umwelthaftungsrichtlinie. Die 
Definition ist notwendig, da nach § 2 Nr. 3 USchadG als 
Verantwortlicher nur solche Personen anzusehen sind, die 
eine berufliche Tätigkeit ausüben oder bestimmen. Beruf- 
liche Tätigkeit ist jede Tätigkeit, die im Rahmen einer wirt- 
schaftlichen Tätigkeit, einer Geschäftstätigkeit oder eines 
Unternehmens ausgeübt wird, und zwar unabhängig davon, 
ob sie privat oder öffentlich und mit oder ohne Erwerbscha- 
rakter ausgeübt wird. Dies bedeutet, dass unabhängig von 
der Organisationsfonn der ausgeübten Tätigkeit im Einzel- 
fall von der zuständigen Behörde geprüft werden muss, ob 
die Tätigkeit, die den Umweltschaden oder die Gefahr eines 
solchen Schadens verursacht hat, als berufliche Tätigkeit 
qualifiziert werden kann. 

Zu Nummer 5 (Unmittelbare Gefahr eines Umwelt- 
schadens) 

Die Definition der unmittelbaren Gefahr eines Umweltscha- 
dens dient der Umsetzung des wortgleichen Artikels 2 Nr. 9 
der Umwelthaftungsrichtlinie. Entsprechend den polizei- 
rechtlichen Grundsätzen bedarf es für die Annahme einer 
unmittelbaren Gefahr objektiver Tatsachen, die die hinrei- 
chende Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts belegen. 
Ob ein Umwehschaden hinreichend wahrscheinlich ist und 
in naher Zukunft eintreten wird, muss im Einzelfall durch 
die zuständige Behörde vor dem Hintergrund des (mög- 
licherweise) betroffenen Rechtsgutes und dessen Schwere 
beurteilen. 

Zu Nummer 6 (Vermeidungsmaßnahme) 

Die Definition der Vermeidungsmaßnahme dient der Um- 
setzung von Artikel 2 Nr. 10 der Umwelthaftungsrichtlinie 
und erfasst jede Maßnahme, um bei einer unmittelbaren Ge- 
fahr eines Umwehschadens diesen Schaden zu vermeiden 
oder zu minimieren. Auch wenn die Umwelthaftungsricht- 
linie insoweit ausdrücklich von Maßnahmen, die nach 
einem Ereignis, einer Handlung oder einer Unterlassung ge- 
troffen werden, spricht, wurde auf die Übernahme dieser 
Teile der Begriffsbestimmung in das USchadG verzichtet, 
da aus diesen zusätzlichen Elementen keine Eingrenzungen 
resultieren. Eine inhaltliche Änderung gegenüber der Um- 
welthaftungsrichtlinie ist damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 7 (Schadensbegrenzungsmaßnahme) 

Die Definition der Schadensbegrenzungsmaßnahme dient der 
Umsetzung von Artikel 6 Abs. 1 lit. a sowie Artikel 6 
Abs. 2 lit. b der Umwelthaftungsrichtlinie. Da der Begriff 
der Schadensbegrenzungsmaßnahme mehrfach im Rege- 
lungstext verwandt wird, ist es zweckmäßig, diesen Begriff 
aus Gründen der besseren Verständlichkeit des Regelungs- 
textes in die Begriffsbestimmungen aufzunehmen. 

Zu Nummer 8 (Sanierungsmaßnahme) 

Die Definition dient der Umsetzung von Artikel 2 Nr. 1 1 der 
Umwelthaftungsrichtlinie. Demnach ist eine Sanierungs- 
maßnahme jede Maßnahme, um einen Umwehschaden nach 
Maßgabe der fachrechtlichen Vorschriften zu sanieren. 
Nach Maßgabe der fachrechtlichen Vorschriften verdeut- 
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licht das Konzept des USchadG und bedeutet, dass die ma- 
teriellen Maßstäbe, die auf einen Umweltschaden sowie die 
Sanierungspfhchten zur Anwendung kommen, sich nicht 
aus dem USchadG, sondern den medienbezogenen umwelt- 
fachrechtlichen Vorschriften des Bundesnaturschutzgeset- 
zes, des Wasserhaushaltsgesetzes und des Bundes-Boden- 
schutzgesetzes ergeben, die ihrerseits den Anforderungen 
der Umwelthaftungsrichtlinie genügen müssen. Unabhängig 
von der Konzeption des Gesetzes, welche die materiellen 
Anforderungen an die Sanierung dem Umweltfachrecht ent- 
nimmt, ist bei der Bestimmung der erforderlichen Sanie- 
rungsmaßnahmen stets der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
zu beachten. 

Zu Nummer 9 (Kosten) 

Die Definition dient der Umsetzung von Artikel 2 Nr. 16 der 
Umwelthaftungsrichtlinie. Die Kostendefinition erfasst zwar 
grundsätzlich alle Kosten, die mit der Ausführung des 
USchadG anfallen können. Um diese Kosten aber dem Ver- 
ursacher anlasten zu können, reicht es nicht aus, dass die Kos- 
ten angefallen sind. Sie müssen vielmehr auch erforderlich 
sein. Dies erfordert in jedem Einzelfall eine Prüfung der ent- 
standenen Kosten unter dem Aspekt der Verhältnismäßigkeit. 

Zu Nummer 10 (Fachrechtliche Vorschriften) 

Die Definition der fachrechtlichen Vorschriften beruht auf 
dem Konzept des USchadG. Da sich der Umweltschaden 
sowie die notwendigen Sanierungsmaßnahmen nach Maß- 
gabe der fachrechtlichen Vorschriften richten, wird mit der 
Begriffsbestimmung verdeutlicht, dass sich die materiellen 
Maßstäbe, die auf einen Umwehschaden sowie die Sanie- 
rungspfhchten zur Anwendung kommen, nicht aus dem 
USchadG, sondern den medienbezogenen umweltfachrecht- 
lichen Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes, des 
Wasserhaushaltsgesetzes und des Bundes-Bodenschutzge- 
setzes ergeben. 

Zu § 3 (Anwendungsbereich) 

§ 3 enthält die Regelungen, ob und in welchem Umfang Tä- 
tigkeiten in den Anwendungsbereich des USchadG fallen. 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 wird der Anwendungsbereich des Gesetzes in 
Bezug auf die erfassten Tätigkeiten und Umwehschäden 
festgelegt. Das Gesetz gilt zunächst für alle vom USchadG 
erfassten Umwehschäden im Sinn des § 2 Nr. 1 und die un- 
mittelbare Gefahr solcher Schäden, die durch eine der in 
Anlage 1 aufgeführten beruflichen Tätigkeiten verursacht 
werden (Absatz 1 Nr. 1). Es gilt darüber hinaus auch für 
andere berufliche Tätigkeiten, die nicht in Anlage 1 auf- 
geführt sind, jedoch nur für Schädigungen von Arten und 
natürlichen Lebensräumen (§ 2 Nr. 1 Buchstabe a 
USchadG) und die Gefahr solcher Schäden, wenn der 
Verantwortliche vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat. 
Unabhängig von der erfassten Tätigkeit und dem jeweiligen 
Umwehschaden führt ein Umwehschaden bzw. die Gefahr 
eines solchen Schadens nur dann zu einer Verantwortlich- 
keit nach diesem Gesetz, wemi der Umwehschaden bzw. die 
Gefahr eines solchen Schadens durch die berufliche Tätig- 
keit verursacht wurde. 


Eine solche Verursachung muss von der zuständigen Be- 
hörde im Einzelfall entsprechend den allgemeinen polizei- 
rechtlichen Gründsätzen nachgewiesen werden. Die bloße 
Möglichkeit, für einen festgestellte Umwehschaden verant- 
wortlich zu sein, reicht für eine Heranziehung desjenigen, 
der weder Grundstückseigentümer noch Inhaber der tatsäch- 
lichen Gewalt ist, nach allgemeiner Auffassung nicht aus 
(zu Kontaminationen: BayVGH ZfW 1998, S. 317, 319; 
BayVGH, ZfW 1998, S. 363, 365; BayVGH, BayVBl 1998, 
S. 500, 501; VGH Baden- Württemberg, NVwZ-RR 1994, 
565/566; Baden- Württemberg UPR 2001, S. 274; OVG 
Nordrhein-Westfalen, NVwZ 1997, S. 507, 509; OVG 
Schleswig-Holstein, ZfW 1998, S. 56, 59). Da die Befugnis- 
norm des USchadG entsprechend den Vorgaben der Richt- 
linie auf eine rasche und effektive Gefahrenabwehr abzieh, 
setzt das behördliche Einschreiten allerdings nicht zwin- 
gend voraus, dass der schadensbegründende Kausalverlauf 
lückenlos und mit unumstößlicher Gewissheit nachgewie- 
sen ist. Es genügt - wie nach bisherigen polizeirechtlichen 
Grundsätzen -, wenn sich aus den objektiv vorliegenden 
Umständen gewichtige Indizien ergeben, die den Schluss 
rechtfertigen, dass zwischen dem Verhalten der in Anspruch 
genommenen Person und der eingetretenen Gefahrenlage 
ein Ursachenzusammenhang besteht (entsprechend zu § 68a 
BayWG: BayVGH, ZfW 1998, S. 317, S. 318; BayVGH, 
ZfW 2004, S. 106). Das Gesetz sieht insoweit aber davon 
ab, zusätzliche Beweiserleichterungen für einen Kausali- 
tätsnachweis vorzusehen, wie sie bei einer zivilrechtlichen 
Gefährdungshaftung — z. B. im Rahmen des Umwehhaf- 
tungsgesetzes - normiert sind, da die Behörde bei ihrer Auf- 
gabenerfüllung auf hoheitliche Befugnisse zurückgreifen 
kann, die einem privaten Geschädigten nicht in gleichem 
Umfang zur Verfügung stehen. 

Bei der Prüfung, ob eine konkrete berufliche Tätigkeit einen 
Umwehschaden verursacht hat und ob dieser Umweltscha- 
den erheblich ist, hat sich die Behörde der Beweismittel zu 
bedienen, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Er- 
mittlung des Sachverhaltes für erforderlich hält (§ 26 Abs. 1 
VwVfG). Hierzu gehören im Einzelfall auch Erkenntnisse, 
die sich aus einem im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit 
bestehenden Zulassungs- oder Genehmigungsverfahren er- 
geben, in dem die Geeignetheit, einen solchen unter das 
USchadG fallenden Umwehschaden zu verursachen, oder 
die Erheblichkeit eines solchen Schadens bereits geprüft 
wurde. Dies trifft auch auf Fälle zu, in denen die Behörden 
eine Maßnahme mit der Verpflichtung zugelassen haben, 
Vermeidungs-, Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu tref- 
fen. 

Absatz 1 Nr. 1 dient der Umsetzung von Artikel 3 Abs. 1 
lit. a der Umwelthaftungsrichtlinie. Das Gesetz gilt für Um- 
weltschäden und die unmittelbare Gefahr solcher Schäden, 
die durch eine der in Anlage 1 aufgeführten beruflichen 
Tätigkeiten verursacht werden. Die nähere Bestimmung der 
beruflichen Tätigkeit, der unmittelbaren Gefahr sowie des 
Umwehschadens ergibt sich aus den entsprechenden Defini- 
tionen in § 2 USchadG. 

Nach Absatz 1 Nr. 2 findet das Gesetz auch Anwendung auf 
Schädigungen von Arten und geschützten Lebensräumen, 
die durch andere als die in Anlage 1 aufgeführten beruf- 
lichen Tätigkeiten verursacht wurden, wenn der Verantwort- 
liche vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat. Die Rege- 
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lung dient der Umsetzung von Artikel 3 Abs. 1 lit. b der 
Umwelthaftungsrichtlinie. Die Richtlinie geht insoweit da- 
von aus (Erwägungsgrund Nummer 9), dass sämtliche be- 
rufliche Tätigkeiten, die nicht bereits durch Bezugnahme 
auf das Gemeinschaftsrecht direkt oder indirekt als Tätig- 
keiten ausgewiesen sind, die eine potenzielle oder tatsäch- 
liche Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Um- 
weh darstellen, die Richtlinie gehen sollte. In diesen Fällen 
sollte der Betreiber gemäß dieser Richtlinie aber nur dann 
haften, wenn er vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 erstreckt die Geltung des Umwehschadensgesetzes 
für Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen 
sowie die Gefahr solcher Schäden auch in den Bereich der 
ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) und den Festland- 
sockel. Diese Erstreckung des Geltungsbereiches kann aber 
entsprechend den völkerrechtlichen Vorgaben nur entspre- 
chend den Vorgaben des Seerechtsübereinkommens vom 
10. Dezember 1982 erfolgen. Eine solche Erstreckung ist zur 
Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie auch notwendig, 
weil anerkannt ist, dass die Vogelschutz- und FFH-Richtlinie 
- auf die die Umwelthaftungsrichtlinie direkt Bezug nimmt - 
auch in der AWZ der Mitgliedstaaten grundsätzlich anwend- 
bar ist (Ehlers, Natur und Recht 2006, S. 86 ff). 

Zu Absatz 3 

ln Absatz 3 wird der Anwendungsbereich des Gesetzes ein- 
geschränkt. Das USchadG findet auf Umwehschäden sowie 
die Gefahr solcher Schäden keine Anwendung, wenn sie 
durch bewaffnete Konflikte, Feindseligkeiten, Bürgerkrieg 
oder Aufstände (Absatz 3 Nr. 1) oder durch ein außer- 
gewöhnliches, unabwendbares und nicht beeinflussbares 
Naturereignis (Absatz 3 Nr. 2) verursacht werden. Diese 
Ausnahmeregelungen dienen der Umsetzung von Artikel 4 
Abs. 1 lit. a und b der Umwelthaftungsrichtlinie. Sie haben 
insoweit nur klarstellenden Charakter, weil nach § 3 Abs. 1 
USchadG eine Verantwortlichkeit nur dann besteht, wenn 
eine berufliche Tätigkeit den Umwehschaden oder die Ge- 
fahr verursacht hat. 

Nach Absatz 3 Nr. 3 bis 5 werden der Euratom- Vertrag und 
andere relevante internationale Übereinkommen sowie 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft berücksichtigt, durch 
die nach den Begründungserwägungen der Richtlinie (Num- 
mer 10 bis 12) die Ausübung in den Geltungsbereich der 
Richtlinie fallender Tätigkeiten umfassender und strenger 
reglementiert werden. Absatz 3 Nr. 3 dient der Umsetzung 
von Artikel 4 Abs. 2 der Umwelthaftungsrichtlinie. Absatz 3 
Nr. 4 und 5 dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 4 der 
Umwelthaftungsrichtlinie und wurde nur aus Gründen der 
besseren Verständlichkeit in zwei Nummern aufgeteilt. Die 
Umwelthaftungsrichtlinie geht dabei davon aus, dass viele 
Mitgliedstaaten insoweit internationalen Übereinkünften 
beigetreten seien, mit denen die zivilrechtliche Haftung in 
spezifischen Bereichen geregelt wird. Diese Mitgliedstaaten 
sollten auch nach Inkrafttreten dieser Richtlinie Vertrags- 
partei dieser Übereinkünfte bleiben können, und den übri- 
gen Mitgliedstaaten sollte es weiterhin freistehen, ihnen bei- 
zutreten. Die Richtlinie (vgl. Erwägungsgrund 11) und 
ebenso das USchadG dienen der Vermeidung und Sanierung 
von Umwehschäden und lassen die Ansprüche auf Scha- 
densersatz, der nach den einschlägigen internationalen 


Übereinkünften über die zivilrechtliche Haftung für her- 
kömmliche Schäden zu leisten ist, unberührt. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 5 der Um- 
welthaftungsrichtlinie. Die Regelung stellt nochmals - wie 
bereits in Absatz 1 geregelt - klar, dass ein ursächlicher 
Zusammenhang zwischen einem Schaden und der Tätigkeit 
eines Verantwortlichen festgesteht werden muss, um eine 
Verantwortlichkeit nach dem USchadG begründen zu kön- 
nen. Die Richtlinie ließ sich insoweit von der Erwägung lei- 
ten (Nummer 13), nicht alle Formen von Umwehschäden 
könnten durch Haftungsmechanismen behoben werden. Da- 
mit diese zu Ergebnissen führen, muss es einen oder meh- 
rere identifizierbare Verursacher geben, es sich um einen 
konkreten und messbaren Schaden handeln und ein ursäch- 
licher Zusammenhang zwischen dem Schaden und dem 
bzw. den ermittelten Verursachern hergestellt werden kön- 
nen. Daher ist die Haftung kein geeignetes Instrument, um 
einer breit gestreuten, nicht klar abgegrenzten Umweltver- 
schmutzung zu begegnen, bei der es unmöglich ist, die 
nachteiligen Umwehauswirkungen mit Handlungen oder 
Unterlassungen bestimmter einzelner Akteure in Zusam- 
menhang zu bringen. Entsprechend den obigen Ausführun- 
gen zur Verursachung und auf der Grundlage der bisherigen 
allgemeinen Auffassung zur Verursachungslehre reicht die 
bloße Möglichkeit, für einen festgestellten Umwehschaden 
verantwortlich zu sein, für eine Heranziehung nach diesem 
Gesetz nicht aus. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 6 der 
Umwelthaftungsrichtlinie und nimmt Tätigkeiten, deren 
Hauptzweck die Verteidigung oder internationale Sicherheit 
ist sowie Tätigkeiten, deren alleiniger Zweck der Schutz vor 
Naturkatastrophen ist, vom Anwendungsbereich des Geset- 
zes aus. 

Zu § 4 (Infonnationspflicht) 

§ 4 dient der Umsetzung von Artikel 5 Abs. 2 sowie Artikel 6 
Abs. 1 der Umwelthaftungsrichtlinie. Die in der Richtlinie 
getrennt bei Vermeidungstätigkeiten (Artikel 5) und bei 
Sanierungstätigkeiten (Artikel 6) geregelte Informations- 
pflicht wurde in einem eigenständigen Paragraphen zusam- 
mengefasst. Die bei einer unmittelbaren Gefahr bzw. des 
Eintritts eines Umwehschadens bestehende Informations- 
pflicht setzt voraus, dass der Verantwortliche die Gefahr 
bzw. den Eintritt des Umwehschadens erkennen kann bzw. 
erkannt hat. Sie ist dann unverzüglich zu erfüllen und er- 
fasst dabei alle für die Beurteilung der Behörde bedeut- 
samen Infonnationen zum Sachverhalt. Sie erstreckt sich 
über den gesamten Zeitraum, in dem eine unmittelbare 
Gefahr eines Umwehschadens vorliegt bzw. der eingetre- 
tene Umwehschaden noch nicht saniert ist, und ist daher ab- 
hängig von den Umständen des Einzelfalls kontinuierlich zu 
erfüllen. Zur Durchsetzung dieser Pflicht stehen der Be- 
hörde die Befugnisse nach § 7 Abs. 2 und 3 USchadG zur 
Verfügung. Die Infonnationspflicht konkretisiert die all- 
gemeine Mitwirkungspflicht der Beteiligten in einem Ver- 
waltungsverfahren (§§ 24, 26 des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes - VwVfG) und steht eine Rechtsvorschrift im Sinn 
des § 26 Abs. 2 VwVfG dar. 
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Die Informationspflicht des Verantwortlichen gegenüber 
den zuständigen Behörden sowie die sich aus § 7 USchadG 
ergebenden allgemeinen Pflichten und Befugnisse der Be- 
hörden stellen es sicher, dass die zuständige Behörde über 
die Art des Umweltschadens, über den Zeitpunkt des Ein- 
tretens oder der Aufdeckung des Schadens, über den 
Zeitpunkt, zu dem Gefahrenabwehr- oder Sanierungs- 
maßnahmen eingeleitet wurden, über die verantwortlichen 
juristischen Personen, über das Ergebnis des Sanierungsvor- 
gangs und das Datum des Verfahrensabschlusses informiert 
sind. Die Tatsache, ob ein Gerichtsverfahren gegenüber 
Handlungen oder Unterlassungen nach diesem Gesetz ein- 
geleitet wurden, sind den Behörden, die in den Verfahren 
beteiligt sind, ebenso bekannt. Deshalb können diese Anga- 
ben, die im Rahmen der Berichtspflicht nach Artikel 18 
Abs. 1 der Umwelthaftungsrichtlinie im Jahre 2013 an die 
Kommission übennittelt werden müssen, bei den zuständi- 
gen Behörden auch abgefragt werden. 

Zu § 5 (Gefahrenabwehrpflicht) 

§ 5 dient der Umsetzung von Artikel 5 Abs. 1 der Umwelt- 
haftungsrichtlinie. Liegt eine unmittelbare Gefahr nach § 2 
Nr. 5 USchadG vor, hat der Verantwortliche unverzüglich 
die erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen, das heißt Maß- 
nahmen, um einen Umweltschaden zu vermeiden oder zu 
minimieren (§2 Nr. 6 USchadG), zu ergreifen. Die bei einer 
unmittelbaren Gefahr bestehende Gefahrenabwehrpflicht 
setzt voraus, dass der Verantwortliche die Gefahr erkennen 
kann bzw. erkannt hat. Welche Maßnahmen hierzu erforder- 
lich sind, kann nur im Einzelfall beurteilt werden. 

Zu § 6 (Sanierungspflicht) 

Wenn ein Umweltschaden eingetreten ist, hat der Verant- 
wortliche die erforderlichen Schadensbegrenzungs- und Sa- 
nierungsmaßnahmen vorzunehmen. Die Regelung der 
Nummer 1 dient der Umsetzung von Artikel 6 Abs. 1 lit. a 
der Umwelthaftungsrichtlinie, wobei der Begriff der Scha- 
densbegrenzungsmaßnahme in die Definitionen des § 2 Nr. 7 
USchadG aufgenommen wurde. Die Regelung der Num- 
mer 2 setzt Artikel 6 Abs. 1 lit. b der Umwelthaftungsricht- 
linie um. Die Pflichtenerfüllung setzt voraus, dass der Ver- 
antwortliche den Umweltschaden erkennen kann bzw. er- 
kannt hat. Welche Maßnahmen erforderlich sind, bestimmt 
sich gemäß § 8 nach den fachrechtlichen Vorschriften. 
Unabhängig von der Konzeption des Gesetzes, welche die 
materiellen Anforderungen an die Sanierung dem Umwelt- 
fachrecht entnimmt, ist bei der Bestimmung der erforder- 
lichen Sanierungsmaßnahmen stets der Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatz zu beachten. 

Zu § 7 (Allgemeine Pflichten und Befugnisse der 
zuständigen Behörde) 

ln § 7 USchadG werden der Behörde entsprechend den Re- 
gelungen der Umwelthaftungsrichtlinie Pflichten und Be- 
fugnisse zugewiesen, um ihre Aufgaben im Vollzug des 
USchadG erfüllen zu können. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 überwacht die zuständige Behörde, dass die 
erforderlichen Vermeidungs-, Schadensbegrenzungs- und 
Sanierungsmaßnahmen vom Verantwortlichen ergriffen 
werden. Die Aufgaben der zuständigen Behörde korrespon- 
dieren mit den jeweiligen Pflichten des Verantwortlichen 


nach den §§ 6 und 7 USchadG. Die Regelung dient der Um- 
setzung von Artikel 5 Abs. 4 Satz 1 (für Gefahrenabwehr) 
sowie Artikel 6 Abs. 3 Satz 1 (für Sanierungspflichten) der 
Umwelthaftungsrichtlinie. Entsprechend den Vorgaben der 
Richtlinie hat die Behörde insoweit keinen Ermessensspiel- 
raum, ob sie eine Pflichterfüllung durch den Verantwort- 
lichen sicherstellt. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung in Absatz 2 räumt der Behörde einen Ermes- 
sensspielraum ein, um die Pflichten des Verantwortlichen 
aus den §§ 4 bis 6 USchadG durchzusetzen. Um der 
Behörde zu ermöglichen, die erforderlichen Vermeidungs-, 
Schadensbegrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen gegen- 
über dem Verantwortlichen zu bestimmen, kann sie zunächst 
nach Absatz 2 Nr. 1 alle erforderlichen Informationen und 
Daten über eine unmittelbare Gefahr von Umweltschäden, 
den Verdacht einer solchen Gefahr sowie über eingetretene 
Umweltschäden einschließlich einer Bewertung vom Ver- 
antwortlichen verlangen. Die Regelung dient der Umset- 
zung von Artikel 1 1 Abs. 2 Satz 2, Artikel 5 Abs. 3 lit. a (für 
Gefahrenabwehr) sowie Artikel 6 Abs. 2 lit. a (für 
Sanierungspflichten) der Umwelthaftungsrichtlinie. Die An- 
forderung der Informationen und Daten hat den allgemeinen 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten. Dem Verant- 
wortlichen sollte daher nur aufgegeben werden, der Be- 
hörde solche Infonnationen und Daten vorzulegen, die ihm 
entweder bereits vorliegen oder von ihm mit für ihn zumut- 
baren Aufwand beschafft werden können. Die Regelung 
konkretisiert die allgemeine Mitwirkungspflicht der Betei- 
ligten in einem Verwaltungsverfahren (§§ 24, 26 VwVfG) 
und stellt eine Rechtsvorschrift im Sinn des § 26 Abs. 2 
VwVfG dar. 

Nach Absatz 2 Nr. 2 kann die zuständige Behörde den Ver- 
antwortlichen verpflichten, erforderliche Vermeidungsmaß- 
nahmen zu ergreifen. Das zu Absatz 2 Nr. 3 Dargestellte gilt 
entsprechend. Die Regelung dient der Umsetzung von Arti- 
kel 5 Abs. 3 lit. b und c (für Gefahrenabwehrmaßnahmen) 
und Artikel 6 Abs. 2 lit. c und d (für Sanierungsmaßnah- 
men) der Umwelthaftungsrichtlinie. 

Nach Absatz 2 Nr. 3 kann sie den Verantwortlichen ferner 
verpflichten, die erforderlichen Schadensbegrenzungs- und 
Sanierungsmaßnahmen zu treffen. Die Regelung dient der 
Umsetzung von Artikel 6 Abs. 2 lit. a und b der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie. Bei der Bestimmung der konkret zu ergrei- 
fenden Maßnahmen hat sich die Behörde an den Pflichten 
des Verantwortlichen nach den §§ 5 und 6 zu orientieren 
und zu beachten, dass der Verantwortliche nur die erforder- 
lichen Maßnahmen zu ergreifen hat. Die Regelung dient der 
Umsetzung von Artikel 6 Abs. 2 lit. a und b der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie. 

Unabhängig von dieser Regelung bleiben die Verwaltungs- 
vollstreckungsgesetze von Bund und Ländern anwendbar. 
Dies bedeutet für den Fall, dass der Verantwortliche seine 
Pflichten nach Absatz 2 nicht erfüllt, die zuständige Be- 
hörde die erforderlichen Maßnahmen und Zwangsmittel er- 
greifen oder einen anderen mit der Vornahme der Handlung 
beauftragen kann. Die entsprechenden Befugnisse, die sich 
aus den bestehenden vollstreckungsrechtlichen Regelungen 
ergeben, gewährleisten daher die Umsetzung von Artikel 1 1 
Abs. 3, Artikel 5 Abs. 4 Satz 1 (für Gefahrenabwehr) sowie 
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Artikel 6 Abs. 3 Satz 1 (für Sanierungspflichten) der Um- 
welthaftungsrichtlinie. 

Unabhängig von ihren Befugnissen gegenüber dem Verant- 
wortlichen kann die zuständige Behörde auf der Grundlage 
der Verwaltungsvollstreckungsgesetze von Bund und Län- 
dern nach Ermessen selbst die erforderlichen Vermeidungs-, 
Schadensbegrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen vorneh- 
men. Zu diesem Zweck kann sie sich nach allgemeinen ver- 
waltungsverfahrensrechtlichen Grundsätzen auch Dritter 
bedienen. Die Befugnisse zur Umsetzung von Artikel 5 
Abs. 3 lit. d sowie Abs. 4 Satz 2 (für Gefahrenabwehrmaß- 
nahmen) und Artikel 6 Abs. 2 lit. e sowie Abs. 3 Satz 2 (für 
Sanierungsmaßnahmen) der Umwelthaftungsrichtlinie erge- 
ben sich aus diesen vollstreckungsrechtlichen Regelungen. 
Mit der sich daraus ergebenden Möglichkeit, sich Dritter zu 
bedienen, wird zudem Artikel 11 Abs. 3 der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie umgesetzt. 

Zu § 8 (Bestimmung von Sanierungsmaßnahmen) 

§ 8 enthält die verfahrensrechtlichen Grundlagen zur Be- 
stimmung der erforderlichen Sanierungsmaßnahmen. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 ist der Verantwortliche verpflichtet, die ge- 
mäß den fachrechtlichen Vorschriften erforderlichen Sanie- 
rungsmaßnahmen zu ermitteln und sie der zuständigen 
Behörde zur Zustimmung vorzulegen. Die Regelung dient 
der Umsetzung von Artikel 7 Abs. 1 der Umwelthaftungs- 
richtlinie. Die Regelung gilt nur für Sanierungsmaßnahmen, 
weil im Falle der Gefahr eines Umweltschadens schnell ge- 
handelt werden muss, so dass ein solches Verwaltungsver- 
fahren eine effektive Gefahrenabwehr verhindern könnte. 
Das Verfahren wird auch nur dann eröffnet, wenn die Be- 
hörde nicht selber ihre im Ermessen stehende Befugnis aus- 
geübt und die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen selber 
ergriffen hat, weil in diesem Fall ein solches Verfahren 
überflüssig wäre. 

Zu Absatz 2 

Auf der Grundlage der übermittelten Unterlagen und der für 
die Entscheidung relevanten Informationen, insbesondere 
der Stellungnahmen nach Absatz 4, entscheidet die zustän- 
dige Behörde nach Maßgabe der fachrechtlichen Vorschrif- 
ten über Art und Umfang der durchzuführenden Sanierungs- 
maßnahmen (Absatz 2). Die Regelung dient der Umsetzung 
von Artikel 7 Abs. 2 der Umwelthaftungsrichtlinie. Sie kann 
dabei den Vorschlägen des Verantwortlichen zustimmen, 
diese mit Auflagen versehen oder eine andere Entscheidung 
auf der Grundlage der ihr zur Verfügung stehenden Infonna- 
tionen treffen. Der Verantwortliche ist nach Maßgabe des 
§ 28 VwVfG vor der Entscheidung zu beteiligen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält eine Regelung für den Fall, dass bei mehre- 
ren Umweltschäden nicht gleichzeitig die erforderlichen 
Sanierungsmaßnahmen getroffen werden können. Die 
Richtlinie geht in ihrem Erwägungsgrund Nummer 17 da- 
von aus, dass geeignete Vorkehrungen für den Fall getroffen 
werden sollen, dass mehrere Umweltschadensfälle in der 
Weise eingetreten sind, dass die zuständige Behörde nicht 
gewährleisten kann, dass die erforderlichen Sanierungsmaß- 


nahmen gleichzeitig ergriffen werden. In einem solchen Fall 
soll die zuständige Behörde befugt sein, zu entscheiden, 
welcher Umweltschaden zuerst zu sanieren ist. Können in 
diesen Fällen die notwendigen Sanierungsmaßnahmen nicht 
gleichzeitig ergriffen werden, kann die Behörde eine Ermes- 
sensentscheidung über die Reihenfolge der Sanierungsmaß- 
nahmen treffen. Dabei hat sie Art, Ausmaß und Schwere der 
einzelnen Umweltschadensfälle, die Möglichkeit einer na- 
türlichen Wiederherstellung sowie die Risiken für die 
menschliche Gesundheit zu berücksichtigen. Die Regelung 
setzt Artikel 7 Abs. 3 der Umwelthaftungsrichtlinie um. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 nonniert die Einbeziehung der nach § 10 antrags- 
berechtigten Betroffenen und Vereinigungen. Die Regelung 
dient der Umsetzung von Artikel 7 Abs. 4, Artikel 12 Abs. 1 
der Umwelthaftungsrichtlinie. Wer Betroffener in diesem 
Sinne ist, ergibt sich auch im Hinblick auf § 10 aus 
den allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Grund- 
sätzen. Demnach ist solchen natürlichen und juristischen 
Personen, die durch den Umweltschaden in ihren Rechten 
oder rechtlich geschützten Interessen (möglicherweise) be- 
troffen sind, Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Dazu ge- 
hört auch der von einer Sanierungsmaßnahme betroffene 
Grundstückseigentümer. Die Behörde unterrichtet den in 
Absatz 4 genannten Personenkreis über die vorgesehenen 
Sanierungsmaßnahmen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
dieser Personenkreis vorab mit ladungsfähiger Anschrift er- 
mittelt werden müsste. Eine solche begrenzte Informations- 
pflicht wäre sehr fehleranfällig und würde zu zusätzlichem 
Verwaltungsaufwand führen, wenn die Behörde diesen Per- 
sonenkreis rechtsfehlerfrei ermitteln müsste. Vielmehr steht 
es der Behörde frei, auf welchem Weg sie diesen Personen- 
kreis unterrichtet. Eine allgemeine Information dieses ge- 
nannten Personenkreises - zum Beispiel durch öffentlichen 
Aushang oder Bekanntmachung - ist einfacher und prakti- 
kabler. Daher wird in Satz 1 darauf verwiesen, dass eine 
Unterrichtung durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen 
kann, ohne dass diese Form der Unterrichtung in jedem Fall 
erforderlich wäre. Für die Form der Unterrichtung, aber 
auch die Frist für eine Stellungnahme wurden deshalb keine 
besonderen verfahrensrechtlichen Vorgaben vorgesehen, um 
es den zuständigen Behörden im Einzelfall zu ermöglichen, 
unter Berücksichtigung der Art und des Umfangs des Um- 
weltschadens ein geeignetes Verfahren und ausreichende 
Fristen selber festzulegen, um eine effektive Aufgaben- 
wahrnehmung zu ermöglichen. Die rechtzeitig eingehenden 
Stellungnahmen berücksichtigt die Behörde bei ihrer Ent- 
scheidung über die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen. 
Die Regelung konkretisiert die schon nach § 24 Abs. 2 
VwVfG bestehende Pflicht der Behörde, alle für den Einzel- 
fall bedeutsamen Umstände zu berücksichtigen. Da die Re- 
gelungen der §§ 12, 13 Abs. 3 BBodSchG inhaltlich diesem 
Gesetz nicht entsprechen, entfallt nach § 1 Abs. 2 dieses Ge- 
setzes insoweit der Anwendungsvorrang des BBodSchG. 

Zu § 9 (Kosten der Vermeidungs- und Sanierungs- 
maßnahmen) 

§ 9 enthält die grundlegenden Bestimmungen, wer die Kos- 
ten der Vermeidungs-, Schadensbegrenzungs- und Sanie- 
rungsmaßnahmen trägt. 
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Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 trägt vorbehaltlich bestehender An- 
sprüche gegen die Behörde oder Dritte grundsätzlich der 
Verantwortliche die Kosten der durchgeführten Vennei- 
dungs-, Schadensbegrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen. 
Da die Verantwortlichkeit des Verursachers Voraussetzung 
der Kostentragung ist, besteht kein Konkurrenzverhältnis zu 
§ 9 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG. Absatz 1 dient der Umsetzung 
von Artikel 8 Abs. 1 der Umwelthaftungsrichtlinie. Vorbe- 
haltlich bestehender Ansprüche bedeutet, dass in dem durch 
die Umwelthaftungsrichtlinie vorgegebenen Rahmen auch 
Ansprüche des Verantwortlichen auf Ersatz der aufgewand- 
ten Kosten gegen Behörden oder Dritte bestehen können 
bzw. eingeführt werden können. Soweit der Bund diesen 
Rahmen nicht ausgeschöpft hat, können bzw. müssen die 
Länder entsprechende Ansprüche vorsehen. Dies wird in 
Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich als Regelungsauftrag an die 
Länder klargestellt. Der zweite Halbsatz weist dabei ins- 
besondere darauf hin, dass die Länder von der Option, den 
Verantwortlichen in bestimmten Fällen nach Artikel 8 Abs. 4 
der Umwelthaftungsrichtlinie bei durchgeführten Sanie- 
rungsmaßnahmen von den Kosten freizustellen, Gebrauch 
machen können. 

Wesentliche Teile der Umwelthaftungsrichtlinie zu den 
Kosten bleiben daher der Umsetzung durch die Länder aus 
folgenden Gründen Vorbehalten: 

- Nach Artikel 8 Abs. 2 der Umwelthaftungsrichtlinie ver- 
langt vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 die zuständige Be- 
hörde unter anderem in Form einer dinglichen Sicherheit 
oder in Form anderer geeigneter Garantien von dem Ver- 
antwortlichen, der den Schaden oder die unmittelbare 
Gefahr eines Schadens verursacht hat, die Erstattung der 
Kosten, die ihr durch die gemäß dieser Richtlinie durch- 
geführten Venneidungs- oder Sanierungstätigkeiten ent- 
standen sind. Die zuständige Behörde kann jedoch ent- 
scheiden, keine Erstattung der vollen Kosten zu 
verlangen, wenn die dazu erforderlichen Ausgaben über 
der zu erstattenden Summe liegen würden oder wenn der 
Verantwortliche nicht ermittelt werden kann. Da die Re- 
gelung eines Kostenerstattungsanspruchs für behördliche 
Maßnahmen die Länderfmanzen berührt, erscheint es aus 
Bundessicht folgerichtig, wenn die Länder entsprechende 
richtlinienkonforme Regelungen erlassen und die Einzel- 
heiten bestimmen. Vor dem Hintergrund des Artikels 74 
Abs. 1 Nr. 1 1 in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 2 GG er- 
scheint im Hinblick auf die Regelungen der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie eine bundesrechtliche Regelung auch 
nicht erforderlich. 

- Nach Artikel 8 Abs. 3 der Umwelthaftungsrichtlinie muss 
ein Verantwortlicher die Kosten für gemäß der Richtlinie 
durchgeführte Venneidungs- oder Sanierungstätigkeiten 
nicht tragen, wenn er nachweisen kann, dass die Umwelt- 
schäden oder die unmittelbare Gefahr solcher Schäden 
entweder a) durch einen Dritten verursacht wurden und 
eingetreten sind, obwohl geeignete Sicherheitsvorkeh- 
rungen getroffen wurden, oder b) auf die Befolgung von 
Verfügungen oder Anweisungen einer Behörde zurückzu- 
führen sind, wobei es sich nicht um Verfügungen oder An- 
weisungen infolge von Emissionen oder Vorfällen han- 
delt, die durch die eigenen Tätigkeiten des Betreibers 
verursacht wurden. In diesen Fällen treffen die Mitglied- 
staaten die geeigneten Maßnahmen, damit der Betreiber 


Erstattung der ihm entstandenen Kosten erlangen kann. 
Die Fälle, in denen ein Schaden durch private Dritte ver- 
ursacht wurden (Artikel 8 Abs. 3 lit. a der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie), sind bereits durch die zivilrechtlichen 
Haftungstatbestände abgedeckt. Da die Regelung eines 
Kostenerstattungsanspruchs gegen die zuständigen Be- 
hörden in den Fällen des Artikels 8 Abs. 3 lit. b der 
Umwelthaftungsrichtlinie die Länderfmanzen berührt, er- 
scheint es aus Bundessicht folgerichtig, wenn die Länder 
entsprechende richtlinienkonforme Regelungen erlassen 
und die Einzelheiten bestimmen. Vor dem Hintergrund 
des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 1 1 in Verbindung mit Artikel 72 
Abs. 2 GG erscheint im Hinblick auf die Regelungen der 
Umwelthaftungsrichtlinie eine bundesrechtliche Rege- 
lung auch insoweit nicht erforderlich. 

- Nach Artikel 8 Abs. 4 der Umwelthaftungsrichtlinie kön- 
nen die Mitgliedstaaten zulassen, dass der Betreiber die 
Kosten der gemäß dieser Richtlinie durchgeführten 
Sanierungstätigkeiten nicht zu tragen hat, sofern er nach- 
weist, dass er nicht vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt 
hat und dass der Umweltschaden verursacht wurde durch 

a) eine Emission oder ein Ereignis, die aufgrund einer Zu- 
lassung, die nach den zum Zeitpunkt der Emission oder 
des Ereignisses geltenden nationalen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zur Umsetzung der in Anhang 111 auf- 
geführten gesetzlichen Maßnahmen der Gemeinschaft 
zuerkannt oder erteilt wurde, ausdrücklich erlaubt sind 
und deren Bedingungen in vollem Umfang entsprechen; 

b) eine Emission oder eine Tätigkeit oder jede Art der 
Verwendung eines Produkts im Verlauf einer Tätigkeit, 
bei denen der Betreiber nachweist, dass sie nach dem 
Stand der wissenschaftlichen und technischen Erkennt- 
nisse zum Zeitpunkt, an dem die Emission freigesetzt 
oder die Tätigkeit ausgeübt wurde, nicht als wahrschein- 
liche Ursache von Umweltschäden angesehen wurden. 
Da die Regelung eines solchen Kostenerstattungsan- 
spruchs sich gegen die zuständigen Behörden richtet und 
damit die Länderfmanzen berührt, erscheint es aus Bun- 
dessicht folgerichtig, wenn die Länder entsprechende 
richtlinienkonforme Regelungen erlassen und entschei- 
den, ob sie von dieser Option Gebrauch machen wollen. 
Vor dem Hintergrund des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 1 1 in Ver- 
bindung mit Artikel 72 Abs. 2 GG erscheint im Hinblick 
darauf, dass wegen der engen tatbestandlichen Vorausset- 
zungen der Option nur in absoluten Ausnahmefällen eine 
solche Kostenerstattung in Betracht kommt, eine bundes- 
rechtliche Regelung auch nicht erforderlich; sie wäre 
daher auch verfassungsrechtlich auf Bundesebene nicht 
möglich. 

Mit der Verpflichtung für die Länder, bei der Kostenrege- 
lung die besondere Situation der Landwirtschaft bei der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln zu berücksichtigen 
(Absatz 1 Satz 3), soll der Tatsache Rechnung getragen wer- 
den, dass Pflanzenschutzmittel einer amtlichen Zulassung 
unterliegen und der Anwender in der Regel keine Kennt- 
nisse darüber haben kann, ob ein von ihm ordnungsgemäß 
angewandtes Pflanzenschutzmittel sanierungsbedürftige 
Schäden hervorrufen kann. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt den internen Ausgleichsanspruch zwischen 
mehreren Verantwortlichen eines Umweltschadens oder der 
Gefahr eines solchen Schadens und dient der Umsetzung 
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von Artikel 9 der Umwelthaftungsrichtlinie. Die Regelung 
entspricht inhaltlich der bekannten Regelung des § 24 
Abs. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes, auf deren Begrün- 
dung verwiesen wird. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 3 der Um- 
welthaftungsrichtlinie, welcher den nationalen Vorschriften 
zur Umsetzung der im See- und Binnenschifffahrtsrecht gel- 
tenden Übereinkommen über die globale Haftungsbeschrän- 
kung den Vorrang einräumt. 

Soweit das Seerecht betroffen ist, handelt es sich bei diesen 
nationalen Vorschriften um § 486 Abs. 1, 4 und 5 in Verbin- 
dung mit den §§ 487 bis 487e des Handelsgesetzbuchs. 
Nach § 486 Abs. 1 HGB kann die Haftung für Seeforderun- 
gen nach den Bestimmungen des Übereinkommens vom 
19. November 1976 über die Beschränkung der Haftung für 
Seeforderungen (BGBl. 1986 II S. 786), geändert durch das 
Protokoll vom 2. Mai 1996 (BGBl. 2000 II S. 790), in sei- 
ner jeweiligen für die Bundesrepublik Deutschland gelten- 
den Fassung (Haftungsbeschränkungsübereinkommen) be- 
schränkt werden. Die §§ 487 bis 487e HGB sind nach § 486 
Abs. 5 HGB ergänzend anzuwenden. Es handelt sich hierbei 
um Vorschriften, die Fragen regeln, welche in dem Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommen nicht geregelt oder 
ausdrücklich einer abweichenden Regelung durch die Ver- 
tragsstaaten Vorbehalten sind. Da sie der Umsetzung des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens dienen, sind auch 
sie als nationale Vorschriften im Sinn von Artikel 4 Abs. 3 
der Umwelthaftungsrichtlinie anzusehen. 

Soweit das Binnenschifffahrtsrecht betroffen ist, handelt es 
sich bei den nationalen Vorschriften im Sinn von Artikel 4 
Abs. 3 der Umwelthaftungsrichtlinie um die §§ 4 bis 5m des 
Binnenschifffahrtsgesetzes (BinSchG). Denn diese Vor- 
schriften setzen die Bestimmungen des Straßburger Über- 
einkommens vom 4. November 1988 über die Beschrän- 
kung der Haftung in der Binnenschifffahrt (CLNI) (BGBl. 
1998 II S. 1643) um. Zwar weichen manche der Vorschrif- 
ten, so insbesondere § 5h BinSchG über die Haftung für 
Schäden durch Gefahrgut, vom Straßburger Übereinkom- 
men ab. Diese Abweichungen sind jedoch durch Artikel 18 
des Übereinkommens ausdrücklich gestattet. Da die abwei- 
chenden Vorschriften nur im Zusammenhang mit den übri- 
gen Vorschriften über die globale Haftungsbeschränkung 
verständlich sind, sind sie ebenfalls als nationale Vorschrif- 
ten im Sinn von Artikel 4 Abs. 3 der Umwelthaftungsricht- 
linie anzusehen. 

Nach Absatz 3 bleiben die genannten Bestimmungen des 
Handelsgesetzbuchs und des Biimenschifffahrtsgesetzes 
durch das USchadG unberührt. Der nach § 486 HGB in Ver- 
bindung mit Artikel 1 des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens oder nach den §§ 4, 5c BinSchG Beschränkungs- 
berechtigte, der nach dem USchadG wegen Kosten von 
durchgefuhrten Vermeidungs-, Schadensbegrenzungs- und 
Sanierungsmaßnahmen in Anspruch genommen wird, hat 
also auch künftig die Möglichkeit, seine Haftung nach den 
oben genannten Vorschriften des Handelsgesetzbuchs oder 
des Binnenschifffahrtsgesetzes zu beschränken, sofern es 
sich bei dem gegen ihn gerichteten Anspruch um einen sol- 
chen handelt, der als Seeforderung im Sinn von Artikel 2 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens oder als An- 


spruch wegen Sachschäden oder aus Wrackbeseitigung im 
Sinn von § 4 Abs. 3 oder 4 BinSchG anzusehen ist. 

Zu § 10 (Aufforderung zum Tätigwerden) 

§ 10 regelt in Ergänzung von § 8 Abs. 4 die Beteiligung der 
Öffentlichkeit bei der Durchsetzung der Sanierungspflich- 
ten nach dem USchadG. Entsprechend der durch Artikel 12 
Abs. 5 der Umwelthaftungsrichtlinie eingeräumten Option, 
das Antrags- und Klagerecht auf Fälle der unmittelbaren 
Gefahr eines Schadens nicht anzuwenden, beschränkt sich 
die Regelung auf die Durchsetzung der Sanierungspflichten 
nach § 6. In Fällen, in denen eine unmittelbare Gefahr eines 
Umweltschadens abgewendet werden muss, erscheint es im 
Hinblick auf eine effektive Gefahrenabwehr nicht zielfüh- 
rend, vor dem Ergreifen der notwendigen Maßnahmen ein 
gesondertes Verfahren unter Beteiligung der Öffentlichkeit 
durchführen zu müssen. Dies schließt es jedoch nicht aus, 
dass die Behörde auf der Grandlage von Informationen von 
Mitgliedern der Öffentlichkeit, die eine unmittelbare Gefahr 
eines Umweltschadens belegen, zur Gefahrenabwehr tätig 
wird. 

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 12 Abs. 1 
und Abs. 3 der Umwelthaftungsrichtlinie. Die zuständige Be- 
hörde wird zur Durchsetzung der Sanierangspflichten nach 
diesem Gesetz tätig, wenn ein Betroffener oder eine Ver- 
einigung, die nach § 11 Abs. 2 USchadG Rechtsbehelfe ein- 
legen kann, dies beantragt und der Antrag begründet ist. 
Wer Betroffener in diesem Sinne ist, ergibt sich aus den all- 
gemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Grundsätzen. 
Demnach ist solchen natürlichen und juristischen Personen, 
die durch den Umweltschaden in ihren Rechten oder recht- 
lich geschützten Interessen (möglicherweise) betroffen sind, 
antragsberechtigt. Der Antrag ist nur begründet, wenn die 
zur Begründung des Antrags von der antragsbefugten 
Person vorgebrachten Tatsachen den Eintritt eines Um- 
weltschadens glaubhaft erscheinen lassen. Dabei ist der 
Verantwortliche — wie es Artikel 12 Abs. 3 Satz 2 der 
Umwelthaftungsrichtlinie vorsieht - auf der Grundlage des 
allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts zu beteiligen und 
gegebenenfalls anzuhören. Die antragstellende Person trifft 
eine Darlegungs- und Mitwirkungslast. Lässt der Antrag es 
für die Behörde nicht glaubhaft erscheinen, dass überhaupt 
ein Umweltschaden vorliegt, kann sie den Antrag unter Ver- 
weis auf diesen Sachverhalt zurückweisen. Entsprechend 
dem vorläufigen Charakter der Verfahrenseröffnung, die 
noch keine Präjudizien im Hinblick auf bestehende Sanie- 
rangspflichten gegenüber einem bestimmten Verantwortli- 
chen beinhaltet, reicht es aus, wenn ein Umweltschaden sich 
als glaubhaft erweist. Die Begründungspflicht für eine Ent- 
scheidung der zuständigen Behörde, die Artikel 12 Abs. 4 
der Umwelthaftungsrichtlinie vorsieht, ergibt sich aus § 1 1 
Abs. 1 USchadG. 

Zu § II (Rechtsschutz) 

§ 1 1 enthält ergänzende Regelungen zum Rechtsschutz ge- 
genüber einem Handeln oder Unterlassen der zuständigen 
Behörde. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 sieht zu diesem Zweck zunächst eine Begrün- 
dungspflicht für Verwaltungsakte nach dem USchadG vor. 
Ferner ist den Entscheidungen eine Rechtsbehelfsbelehrang 
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beizufügen. Die Regelung dient der Umsetzung von Arti- 
kel 1 1 Abs. 4 der Umwelthaftungsrichtlinie. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 verweist im Hinblick auf die Befugnis von Ver- 
einigungen, ein Handeln oder Unterlassen der zuständigen 
Behörde gerichtlich überprüfen zu lassen, auf die entspre- 
chenden Regelungen des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes, 
nach denen sich insbesondere auch bestimmt, welchen 
Voraussetzungen die Vereinigungen genügen müssen und 
unter welchen Voraussetzungen ein Klageverfahren begrün- 
det sein kann. Die Regelung dient der Umsetzung von Ar- 
tikel 13 der Umwelthaftungsrichtlinie, die den entspre- 
chenden Bestimmungen der Richtlinie 2003/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 
über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung 
bestimmter Umweltbezogener Pläne und Programme und 
zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG 
in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang 
zu Gerichten (ABI. EU Nr. L 156, S. 17) nachgebildet wur- 
den. Auf die Regelungen des entsprechenden Umsetzungs- 
gesetzes (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz) und die Begrün- 
dung hierzu kann daher direkt verwiesen werden. 
Unabhängig von Absatz 2 steht den Betroffenen ein An- 
trags- und Klagerecht nach den allgemeinen verwaltungs- 
prozessrechtlichen Grundsätzen zu. 

Zu § 12 (Deckungsvorsorge) 

§ 12 enthält eine Verordnungsermächtigung, um für den 
Fall, dass auf europäischer Ebene künftig auf der Grundlage 
des Artikels 14 der Umwelthaftungsrichtlinie eine 
Deckungsvorsorge verbindlich vorgeschrieben wird, eine 
Änderung des USchadG zu vermeiden. Die Verordnungs- 
ermächtigung ist hinsichtlich Inhalt, Zweck und Ausmaß so 
gestaltet, dass damit eine Umsetzung der europäischen Vor- 
gaben auf der Grundlage des Artikels 14 der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie durch Rechtsverordnung erfolgen kann. 

Zu § 13 (Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union) 

§ 1 3 enthält die Grundregeln der Zusammenarbeit der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union für grenzüberschrei- 
tende Umweltschadens- bzw. Gefahrenfälle. Die Umwelt- 
haftungsrichtlinie geht dabei davon aus (Erwägungsgrund 
Nummer 28), dass in den Fällen, in denen mehrere Mit- 
gliedstaaten von einem Umweltschaden betroffen oder 
wahrscheinlich betroffen sind, diese Mitgliedstaaten Zusam- 
menarbeiten sollen, um angemessene und wirksame Ver- 
meidungs- oder Sanierungstätigkeiten hinsichtlich des Um- 
weltschadens sicherzustellen. Die Mitgliedstaaten können 
sich auch um eine Rückerstattung der Kosten für die Ver- 
meidungs- oder Sanierungstätigkeiten bemühen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 15 Abs. 1 der 
Umwelthaftungsrichtlinie und betont die Verpflichtung der 
zuständigen Behörden zur Zusammenarbeit mit den Behör- 
den anderer Mitgliedstaaten. Zu dieser Verpflichtung gehört 
insbesondere ein Informationsaustausch. 


Zu Absatz 2 

Die Regelung von Absatz 2 betrifft den Fall, dass ein Um- 
weltschaden im Geltungsbereich des USchadG verursacht 
wurde, dieser aber (grenzüberschreitende) Auswirkungen in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union haben 
kann. Für diesen Fall wird die allgemein nach Absatz 1 be- 
stehende Pflicht konkretisiert, die Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten zu informieren. Die Regelung dient der 
Umsetzung von Artikel 15 Abs. 2 der Umwelthaftungsricht- 
linie. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 demgegenüber betrifft den Fall, dass der Umwelt- 
schaden in anderem Mitgliedstaat verursacht wurde, sich 
aber im Geltungsbereich des USchadG auswirkt, ln diesem 
Fall kann die zuständige Behörde gegenüber den zuständi- 
gen Behörden des anderen Mitgliedstaates Empfehlungen 
für die Durchführung der erforderlichen Maßnahmen geben. 
Sollten der Behörde im Zusammenhang mit der Durchfüh- 
rung derartiger Maßnahmen Kosten angefallen sein, kann 
sie sich auch um die Erstattung dieser Kosten bemühen. 

Zu § 14 (Zeitliche Begrenzung der Anwendung) 

§ 14 enthält die notwendigen Übergangregelungen zu dem 
USchadG und bestimmt, auf welche Schäden dieses Gesetz 
in zeitlicher Hinsicht Anwendung findet. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 gilt das USchadG nicht für Schäden, die 
durch Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle vor seinem In- 
krafttreten verursacht worden sind oder auf eine berufliche 
Tätigkeit zurückzuführen sind, die vor dem genannten Zeit- 
punkt geendet hat. Die Regelung dient der Umsetzung von 
Artikel 17 erstes und zweites Tiret der Umwelthaftungs- 
richtlinie. In den Erwägungsgründen der Richtlinie wird in 
der allgemeinen Form wie in Absatz 1 geregelt klargestellt, 
dass Schäden, die vor dem Ablauf der Frist für die Umset- 
zung der Richtlinie verursacht wurden, nicht von 
Bestimmungen der Richtlinie erfasst werden sollten (Er- 
wägungsgrund Nummer 30). Die komplizierten Differenzie- 
rungen in der Umwelthaftungsrichtlinie (Schäden, die durch 
Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle verursacht wurden, die 
vor dem Ablauf der Umsetzungsfrist stattgefunden haben, 
bzw. Schäden, die durch Emissionen, Ereignisse oder Vor- 
fälle verursacht wurden, die nach dem Ablauf der Umset- 
zungsfrist stattgefunden haben, sofern sie auf eine spezielle 
Tätigkeit zurückzuführen sind, die vor dem genannten Da- 
tum stattgefunden und geendet hat) wurde zugunsten einer 
einfacheren Regelung erheblich gestrafft. Eine inhaltliche 
Änderung oder Erweiterung gegenüber der Regelung der 
Umwelthaftungsrichtlinie ist damit nicht verbunden, weil 
auch die Umwelthaftungsrichtlinie darauf abstellt, ob ein 
Schaden vor dem Ablauf der Umsetzungsfrist verursacht 
wurde bzw. auf eine Tätigkeit zurückzuführen ist, die vor 
diesem Datum geendet hat. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 17 drittes Tiret 
der Umwelthaftungsrichtlinie. Das Gesetz findet keine An- 
wendung auf Schäden, wenn seit der Schadensverursachung 
mehr als 30 Jahre vergangen sind, und wegen der seit 
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30 Jahren keine Behörde Maßnahmen gegen den Verant- 
wortlichen ergriffen hat. 

Zu Anlage 1 (zu § 3 Abs. 1) (Berufliche Tätigkeiten) 

Die Umwelthaftungsrichtlinie geht in ihrer Begründungser- 
wägung (Nummer 8) davon aus, dass in Bezug auf Umwelt- 
schäden solche beruflichen Tätigkeiten erfasst werden, die 
eine Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Um- 
welt darstellen. Diese Tätigkeiten werden in Anhang 111 der 
Umwelthaftungsrichtlinie definiert, der generell auf das ein- 
schlägige Gemeinschaftsrecht Bezug nimmt, in dem ord- 
nungsrechtliche Vorschriften für bestimmte Tätigkeiten 
oder Praktiken festgelegt sind, bei denen von einer poten- 
ziellen oder tatsächlichen Gefahr für die menschliche 
Gesundheit oder die Umwelt ausgegangen wird. 

Anlage 1 zum Umweltschadensgesetz dient der Umsetzung 
von Anhang III der Umwelthaftungsrichtlinie. Der Verweis 
auf die jeweiligen gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
wurde dabei soweit möglich ersetzt durch einen konkreten 
Verweis auf die nationalen Bestimmungen, die zur Umset- 
zung der genannten einschlägigen Gemeinschaftsregelun- 
gen ergangen sind. Auf die Begründungen zu diesen Umset- 
zungsgesetzen wird daher verwiesen. 

Entsprechend der insoweit übertragbaren ständigen Recht- 
sprechung des BGH zu vergleichbaren zivilrechtlichen Haf- 
tungsnormen (z. B. zu § 7 StVG „bei dem Betrieb“: BGHZ 
113, 164; BGHZ 115, 84; vgl. auch OVG Celle, NVwZ 
2004, S. 553) sind die in Anlage 1 aufgeführten Tätigkeiten, 
die zu einer Verantwortlichkeit nach dem USchadG führen 
können, entsprechend dem Schutzzweck der Vorschrift aus- 
zulegen. Die Verantwortlichkeit umfasst danach alle durch 
die jeweilige Tätigkeit beeinflussten Schadensabläufe, wo- 
bei es genügt, dass sich eine von der Tätigkeit ausgehende 
Gefahr ausgewirkt hat und die Verursachung der Gefahr 
bzw. des Umweltschadens - soweit sie festgestellt werden 
kann - in dieser Weise durch die Tätigkeit mit geprägt wor- 
den ist. 

Zu Anlage 2 (zu § 3 Abs. 3 Nr. 3) (Internationale 
Abkommen) 

Anlage 2 dient der Umsetzung von Anhang IV der Umwelt- 
haftungsrichtlinie. Die Anlage übernimmt die dort aufgelis- 
teten internationalen Übereinkommen. Die unter den Buch- 
staben c bis d genannten Übereinkommen (Internationales 
Übereinkommen vom 23. März 2001 über die zivilrecht- 
liche Haftung für Schäden durch Bunkerölverschmutzung; 
Internationales Übereinkommen vom 3. Mai 1996 über Haf- 
tung und Entschädigung für Schäden bei der Beförderung 
schädlicher und gefährlicher Stoffe auf See; Übereinkom- 
men vom 10. Oktober 1989 über die zivilrechtliche Haftung 
für die während des Transports gefährlicher Güter auf dem 
Straßen-, Schienen- und Binnenschifffahrtsweg verursach- 
ten Schäden) wurden bisher durch die Bundesrepublik 
Deutschland noch nicht ratifiziert. Der Ausnahmegrund des 
§ 3 Abs. 3 Nr. 3 gilt aber nur für internationale Übereinkom- 
men in der jeweils geltenden Fassung, was zwangsläufig 
voraussetzt, dass diese Übereinkommen ratifiziert sind. Bis 
zur Ratifizierung der oben genannten Übereinkommen fin- 
den daher insoweit die Regelungen des Umweltschadens- 
gesetzes Anwendung. 


Zu Anlage 3 (zu § 3 Abs. 3 Nr. 5) (Internationale 
Übereinkünfte) 

Anlage 3 dient der Umsetzung von Anhang V der Umwelt- 
haftungsrichtlinie. Die dortige Auflistung internationaler 
Übereinkommen wird übernommen. Zur Bedeutung dieser 
Anlage wird auf die Begründung zu § 3 Abs. 3 verwiesen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes) 

Artikel 2 enthält die zur Steuerung der Anwendung des 
USchadG durch das Fachrecht erforderlichen Änderungen 
des WHG. 

Zu Nummer 1 (§ 1 WHG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. Die Möglichkeit 
für landesrechtlich geregelte Ausnahmen von den Bestim- 
mungen des Wasserhaushaltsgesetzes darf sich bei den in 
§ 1 Abs. 2 genannten Gewässern aus europarechtlichen 
Gründen auch nicht auf § 22a - neu - erstrecken. 

Zu Nummer 2 (§ 22a WHG) 

Nach § 2 Nr. 1 Buchstabe b USchadG wird eine Schädigung 
der Gewässer nach Maßgabe des Wasserhaushaltsgesetzes, 
d. h. des Fachgesetzes, bestimmt. 

§ 22a Abs. 1 WHG greift die Formulierung in Artikel 2 Nr. 1 
lit. b der Umwelthaftungsrichtlinie auf, die hinsichtlich 
einer Schädigung auf den in der Wasserrahmenrichtlinie 
(Richtlinie 2000/60/EG) definierten Zustand oder das defi- 
nierte Potenzial abstellt, und dient somit der Umsetzung der 
genannten Bestimmung. Diese Begriffe aus der Wasserrah- 
menrichtlinie sind bereits mit der 7. WHG-Novelle in das 
Wasserhaushaltsgesetz aufgenommen worden (siehe §§ 25a, 
25b, 32c und 33a WHG). Auf die entsprechenden Begrün- 
dungen wird deshalb verwiesen. 

Die in Absatz 1 genannten § 25d Abs. 3 und § 33a Abs. 4 
Satz 2 WHG sind die Vorschriften, mit denen die Ausnah- 
meregelung in Artikel 4 Abs. 7 der Wasserrahmenrichtlinie 
umgesetzt wurde, auf die Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b der 
Umwelthaftungsrichtlinie Bezug nimmt. 

In § 22a Abs. 2 WHG wird lediglich die bereits in § 6 
USchadG geregelte Sanierungsverpflichtung des Verant- 
wortlichen wiederholt. Welche Sanierungsmaßnahmen im 
Einzelnen getroffen werden müssen, wird durch einen Ver- 
weis dann in Absatz 2 auf Anhang II Nr. 1 der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie geregelt. Der Anhang II Nr. 1 sieht dazu bei 
Schäden an Gewässern sowie geschützten Arten und natür- 
lichen Lebensräumen ein detailliertes und abgestuftes Sys- 
tem von Sanierungsmaßnahmen vor. Eine Sanierung wird 
dadurch erreicht, dass die betroffenen Umweltgüter durch 
primäre Sanierung, ergänzende Sanierung oder Ausgleichs- 
sanierung in ihren Ausgangszustand zurückversetzt werden. 
Aus dem Anhang II Nr. 1 ergeben sich dabei nicht nur die 
Sanierungsziele, sondern auch die Regeln, nach denen die 
Sanierungsmaßnahmen festgelegt und ausgewählt werden. 
Ein weitergehender Konkretisierungsbedarf der bereits in 
der Richtlinie detailliert geregelten Anforderungen wird 
zurzeit nicht gesehen. 

Entsprechend dem Charakter der Umwelthaftungsrichtlinie 
als Rahmenrichtlinie wird in Absatz 3 klargestellt, dass wei- 
tergehende Vorschriften über Schädigungen oder sonstige 
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Beeinträchtigungen von Gewässer sowie deren Sanierung 
unberührt bleiben. Dies gilt insbesondere für die Regelun- 
gen zum wasserrechtlichen Besorgnisgrundsatz, der als 
materielle Grundentscheidung des Wasserhaushaltsgesetzes 
verstanden wird und verlangt, jede Verunreinigung von Ge- 
wässern zu vermeiden. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundesnaturschutz- 
gesetzes) 

Artikel 3 enthält erforderliche Änderungen zur Steuerung 
der Anwendung des USchadG im Hinblick auf Schädigun- 
gen von Arten und natürlichen Lebensräumen. 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Ergänzung der Inhaltsübersicht ist Folge der Neuein- 
führung des § 21a in das BNatSchG. 

Zu Nummer 2 (§11 BNatSchG) 

Die Regelung erweitert die Ausnahmebestimmung des § 1 1 
des Bundesnaturschutzgesetzes auf § 21a des Bundesnatur- 
schutzgesetzes. Die Regelungen haben keinen Rahmencha- 
rakter, sondern gelten für die Länder unmittelbar. 

Zu Nummer 3 (§21 BNatSchG) 

Die Ergänzung des § 21 Abs. 4 des Bundesnaturschutz- 
gesetzes ist im Hinblick auf die neue Regelung des § 21a 
des Bundesnaturschutzgesetzes notwendig. Im Regelfall ist 
zwar davon auszugehen, dass Vorhaben im nicht beplanten 
Innenbereich (§ 34 des Baugesetzbuchs - BauGB) jeden- 
falls keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen im Sinn 
des § 2 1 a des Bundesnaturschutzgesetzes verursachen. Soll- 
ten im Einzelfall gleichwohl Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass das Vorhaben eine Schädigung im Sinn des § 21a 
Abs. 1 Satz 1 verursachen kann und erteilt deshalb die für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde das 
Einvernehmen nach Absatz 3 nicht, ist dies nach Satz 1 auch 
dem Vorhabenträger mitzuteilen. Nach Satz 2 hat die für die 
Zulassungsentscheidung zuständige Behörde auf Antrag des 
Vorhabenträgers im Benehmen mit der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörde die Entscheidungen 
nach § 19 zu treffen (vgl. § 20 Abs. 2); der Anwendung des 
§19 kommt haftungsausschließende Wirkung im Sinn des 
§ 21a Abs. 1 Satz 2 zu. Hiennit soll dem Vörhabenträger ein 
Wahlrecht dazu eingeräumt werden, ob die naturschutz- 
rechtliche Eingriffsregelung zur Anwendung kommen soll 
oder ob er gegebenenfalls ein Haftungsrisiko nach § 21a in 
Kauf nehmen will. Nach Satz 3 bleibt es im Übrigen dabei, 
dass im Innenbereich nach § 34 BauGB die §§ 18 bis 20 
nicht anzuwenden sind. 

Zu Nummer 4 (§ 21a BNatSchG) 

Die Vorschrift greift die Regelung in § 2 Nr. 1 Buchstabe a 
USchadG (Artikel 1) auf und bestimmt den Schadensbegriff 
näher. Absatz 1 erläutert, welche Schädigung von dem 
Schadensbegriff erfasst ist und zur Anwendung des Um- 
weltschadensgesetzes führt. Damit zusammenhängend grei- 
fen die Absätze 2 und 3 die Definitionen von Arten und 
natürlichen Lebensräumen aus der Richtlinie 79/409/EWG 
(Vogelschutz-Richtlinie) sowie der Richtlinie 92/43/EWG 
(FFH-Richtlinie) auf. Absatz 4 regelt die Sanierungsver- 
pflichtung des Verantwortlichen. In Absatz 5 wird be- 
stimmt, dass die zuständigen Behörden bei der Bewertung 


der Erheblichkeit einer Umweltveränderung bestimmte 
Kriterien berücksichtigen müssen. Absatz 6 erstreckt die 
Geltung des § 21a des Bundesnaturschutzgesetzes auf die 
ausschließliche Wirtschaftszone; zuständige Behörde ist in- 
soweit das Bundesamt für Naturschutz. 

Absatz 1 Satz 1 greift die Regelung in Artikel 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a der Richtlinie 2004/35/EG auf, nach der ein Schaden 
bei erheblichen nachteiligen Auswirkungen in Bezug auf 
den günstigen Erhaltungszustand bestimmter durch die 
Vogelschutz- und FFH-Richtlinie geschützter Arten und Le- 
bensräume vorliegt. Satz 2 setzt Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe a 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 2004/35/EG um. Die Regelung 
schließt nachteilige Auswirkungen von Tätigkeiten, wenn 
und soweit sie zuvor ermittelt und ausdrücklich genehmigt 
wurden, vom Schadensbegriff aus und verweist unmittelbar 
auf die nationalen Regelungen in den §§ 34, 34a, 35, 43 
Abs. 8 und § 62 Abs. 1 BNatSchG, welche Artikel 6 Abs. 3 
und 4, Artikel 16 der FFH-Richtlinie sowie Artikel 9 der 
Vogelschutz-Richtlinie umsetzen. Die zuvor ermittelten 
Auswirkungen sind solche Auswirkungen, die im Rahmen 
der nach den §§ 34, 34a, 35, 43 Abs. 8 und § 62 Abs. 1 
BNatSchG durchzuführenden Verfahren ennittelt wurden. 
Da sich der Begriff des Umweltschadens in Bezug auf Habi- 
tate aber nicht auf die nach der FFH-Richtlinie auszuwei- 
senden Gebiete beschränkt, bei denen nach den europäi- 
schen Vorgaben eine Verträglichkeitsprüfung stattzufinden 
hat, ist es erforderlich, auch solche Ausnahmen für Auswir- 
kungen vorzusehen, die auf der Grundlage gleichwertiger 
nationaler Naturschutzvorschriften ausdrücklich genehmigt 
wurden. Dies setzt aber voraus, dass eine Verträglichkeits- 
prüfung objektiv nicht erforderlich ist. Dazu zählt die Ein- 
griffsregelung nach § 19 BNatSchG sowie bei der Aufstel- 
lung von Bebauungsplänen die Regelungen der §§ 30 und 
33 des Baugesetzbuchs. Bei der Aufstellung eines Bebau- 
ungsplans sind nach Abwägungsgrundsätzen (vgl. § 1 Abs. 
7 des Baugesetzbuchs - BauGB) die berührten öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander und untereinander ge- 
recht abzuwägen; dies schließt die Pflicht zur Prüfung und 
Ermittlung der vom Bebauungsplan berührten Belange ein. 
Hierzu gehören auch die Belange des Umweltschutzes und 
des Naturschutzes (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7, insbesondere 
Buchstabe a, BauGB). Eingriffe in Natur und Landschaft 
sind daher seit jeher bei der Aufstellung von Bebauungsplä- 
nen zu ennitteln und zu berücksichtigen, seit 1998 nach der 
speziellen Regelung des § la Abs. 3 BauGB. Diese Auswir- 
kungen werden auf der Grundlage der planerischen Ent- 
scheidung ermittelt und wie bei der Eingriffsregelung aus- 
drücklich genehmigt. 

Die Definition eines Schadens im Bereich der Biodiversität 
in Absatz 1 knüpft an die listenmäßige Erfassung von Arten 
und Lebensräumen nach der Vogelschutz- und FFH-Richt- 
linie an. Ein Biodiversitätsschaden kann bei einer erheb- 
lichen Beeinträchtigung dieser Arten und Lebensräume ent- 
stehen. Der Schadenseintritt hängt damit von ökologischen 
Faktoren ab. 

Die Absätze 2 und 3 konkretisieren lediglich die in Absatz 1 
genannten Begriffe und setzen damit die Vorgaben des Arti- 
kels 2 Nr. 3 Buchstabe a und b der Richtlinie 2004/35/EG 
um. Für sonstige Regelungen des Bundesnaturschutzgeset- 
zes sind sie nicht von Bedeutung. 
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Absatz 4 wiederholt lediglich die bereits in § 6 USchadG 
(Artikel 1) getroffene Regelung der Sanierungsverpflich- 
tung des Verantwortlichen. Welche Sanierungsmaßnahmen 
im Einzelnen getroffen werden müssen, wird durch einen 
Verweis dann in Absatz 2 auf Anhang 11 Nr. 1 der Umwelt- 
haftungsrichtlinie geregelt. Der Anhang II Nr. 1 sieht dazu 
bei Schäden an Gewässern sowie geschützten Arten und 
natürlichen Lebensräumen ein detailliertes und abgestuftes 
System von Sanierungsmaßnahmen vor. Eine Sanierung 
wird dadurch erreicht, dass die betroffenen Umweltgüter 
durch primäre Sanierung, ergänzende Sanierung oder Aus- 
gleichssanierung in ihren Ausgangszustand zurückversetzt 
werden. Aus dem Anhang II Nr. 1 ergeben sich dabei nicht 
nur die Sanierungsziele, sondern auch die Regeln, nach 
denen die Sanierungsmaßnahmen festgelegt und ausgewählt 
werden. Ein weitergehender Konkretisierungsbedarf wird 
zurzeit nicht gesehen. 

Die Regelung in Absatz 5 ergänzt die Bestimmungen in den 
Absätzen 1 bis 3. Zur Bestimmung der Erheblichkeit einer 
festgestellten Umweltveränderung sind die Kriterien des 
Anhangs 1 der Umwelthaftungsrichtlinie zu berücksichti- 
gen. Die Regelung dient damit der Umsetzung von Artikel 2 
Nr. 1 Buchstabe a und des Anhangs 1 der Umwelthaftungs- 
richtlinie. Die Kriterien sind dabei als nicht abschließende 
Aufzählung möglicher Bewertungsmaßstäbe zu verstehen, 
welche bei der Einzelfallentscheidung, ob eine Umweltver- 
änderung erheblich ist, herangezogen werden. Da die Er- 
heblichkeitsschwelle bei einem Schaden von Arten und 
natürlichen Lebensräumen nach der Umwelthaftungsricht- 
linie entsprechend den in den jeweiligen naturschutzrecht- 
lichen Richtlinienbestimmungen vorhandenen Erheblich- 
keitsprüfungen entlehnt ist, kann ergänzend auch auf die in 
diesem Zusammenhang bekannten Kriterien zurückgegrif- 
fen werden. 


Absatz 6 Satz 1 enthält - wie schon § 3 Abs. 2 des Umwelt- 
schadensgesetzes - die Geltungserstreckung der Absätze 1 bis 
5 auch für die ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) und den 
Festlandsockel. Auf die entsprechende Begründung zum Um- 
weltschadensgesetz wird daher Bezug genonunen. Zuständige 
Behörde im Sinne des Umweltschadensgesetzes für diesen 
Bereich ist das Bundesamt für Naturschutz (Absatz 7 Satz 2). 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 

Das Gesetz soll nach Artikel 4 sechs Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten. Nach Artikel 72 Abs. 3 GG treten 
Bundesgesetze auf den Gebieten des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege (ohne die allgemeinen Grundsätze des 
Naturschutzes, des Recht des Artenschutzes oder des Meeres- 
naturschutzes) sowie des Wasserhaushalts (ohne Stoff- oder 
anlagenbezogene Regelungen) grundsätzlich erst sechs Mo- 
nate nach ihrer Verkündung in Kraft. Zwar wäre es denkbar, 
die Regelungen zu den Bodenschäden schon am Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft treten zu lassen, da diese Regelun- 
gen nicht den in Artikel 72 Abs. 3 Satz 1 GG genannten Sach- 
materien unterfallen. Auch hätte erwogen werden können, ob 
und inwieweit die artenschutzrelevanten Bestimmungen des 
Biodiversitätsschadens als Recht des Artenschutzes sowie die 
Regelungen für den Bereich der ausschließlichen Wirtschafts- 
zone als Meeresnaturschutz nicht dem Artikel 72 Abs. 3 GG 
unterfallen. Dies hätte jedoch zu einem sehr differenzierten ge- 
spaltenen Inkrafttreten geführt und wäre unpraktikabel gewe- 
sen. Daher wurde ein einheitliches Vorgehen gewählt. 

Da die in Anlage 1 Nr. 9 des Umweltschadensgesetzes ge- 
nannte Richtlinie am 30. Oktober 2007 selber wiederum 
durch die Richtlinie 96/61/EG außer Kraft tritt, wurde inso- 
weit eine entsprechende Regelung zum Außerkrafttreten 
aufgenommen (Satz 2). 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 827. Sitzung am 3. November 

2006 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 

Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 1 USchadG) 

In Artikel 1 ist § 1 nach der Überschrift wie folgt zu 
fassen: 

„Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Vermeidung 
und Sanierung von Umweltschäden. Rechtsvorschriften 
des Bundes und der Länder mit weitergehenden Anfor- 
derungen sowie die ordnungsbehördlichen und polizei- 
lichen Befugnisse bleiben unberührt.“ 

Begründung 

Die wesentliche Aussage des § 1, dass weitergehende 
Anforderungen im Bundes- und Landesrecht an die Ver- 
meidung und Sanierung von Umweltschäden unberührt 
bleiben sollen, wird auch mit o. a. Formulierung prä- 
gnant wiedergegeben. 

Die schwer verständliche Fassung des bisherigen Satzes 1 
(„nicht näher bestimmen oder . . . nicht entsprechen“) ist 
nicht erforderlich, und zwar weder als Hinweis auf einen 
etwaigen Rahmencharakter des Gesetzes, noch als Vor- 
rangregelung. Soweit Bundes- oder Landesrecht konkre- 
tisierende Vorschriften über Vermeidung oder Sanierung 
von Umweltschäden enthalten, dürfte sich die Frage des 
Vorrangs dieser Vorschriften schon nach allgemeinen 
Auslegungsregeln beantworten. 

§ 1 regelt in einem als abschließend zu verstehenden 
Sinne das Verhältnis der Vorschriften des Gesetzent- 
wurfs zu anderen Bundes- oder Landesgesetzen. Die ge- 
wählte Formulierung erweckt den Eindruck, als wolle 
die Vorschrift auch als lex specialis gegenüber den all- 
gemeinen ordnungsbehördlichen und polizeilichen Be- 
fugnissen gelten. Dadurch könnte es in der Praxis der 
Gefahrenabwehr zu erheblicher Rechtsunsicherheit 
kommen. Dies insbesondere hinsichtlich der Frage, ob es 
sich bei den Regelungen des Entwurfs (z. B. §§ 4 bis 8) 
um Spezialregelungen mit abschließender Wirkung han- 
delt und damit ein (ergänzender) Rückgriff auf die allge- 
meinen polizei- und ordnungsrechtlichen Eingriffsbe- 
fugnisse ausgeschlossen ist. Es müsste insofern auch zu- 
künftig möglich sein, die bestehenden Handlungsmög- 
lichkeiten zu nutzen. Es bedarf daher der Klarstellung. 

2. Zu Artikel 1 (§2 Nr. 1 USchadG) 

Die Definition des Schadensbegriffs in § 2 Nr. 1 
USchadG-E ist zu präzisieren. Zwar ist nach dem Sinn 
des Entwurfs nicht jede nachteilige Veränderung ein 
Umweltschaden, jedoch steht nicht fest, ob zur weiteren 
Präzisierung des Begriffs auf die Grenzwerte der Erheb- 
lichkeitsschwellen für Arten nach der FFH-Richtlinie 
zurückgegriffen werden kann bzw. soll. Eine derartige 
Erheblichkeitsschwelle von 1 Prozent ist für die Forst- 


wirtschaft nicht sachgerecht. Dort besteht das Grund- 
prinzip, im Rahmen der Holznutzung nachhaltigen Le- 
bensraum für geschützte Arten zur Verfügung zu stellen, 
aber schon allein durch Witterungseinflüsse variieren 
diese im Jahresbestand um 20 bis 50 Prozent. 

3. Zu Artikel 1 (§2 Nr. 1 Buchstabe c USchadG) 

ln Artikel 1 sind in § 2 Nr. 1 Buchstabe c die Wörter 
„Gefahren für die menschliche Gesundheit“ durch die 
Wörter „die ein erhebliches Risiko einer Beeinträchti- 
gung der menschlichen Gesundheit“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Formulierung des Umweltschadensgesetzes soll 
stärker an den Wortlaut der EU-Richtlinie angeglichen 
werden. Gleichzeitig soll die 1 : 1 -Umsetzung der 
EU-Richtlinie gewährleistet werden. Die Definitionen 
der EU-Richtlinie zum Begriff „Umweltschaden“ - Arti- 
kel 2 Nr. 1 - enthalten hinsichtlich der Schutzgüter Arten 
und Lebensräume, Gewässer und Boden jeweils den Be- 
griff erheblich. Der Begriff „erheblich“ beschreibt die 
Qualität nachteiliger Auswirkungen bei Arten/Lebens- 
räumen und Gewässern bzw. des Risikos einer Beein- 
trächtigung bei Bodenschädigungen. Die dem Wort „er- 
heblich“ immanente Einschränkung wird hinsichtlich 
der Schutzgüter Arten, Lebensräume und Gewässer zwar 
nicht in § 2 USchadG im Rahmen der Definitionen auf- 
gegriffen, findet sich aber in den neu zu schaffenden 
§ 22a Abs. 1 WHG und in § 21a Abs. 1 BNatSchG. Be- 
züglich des Bodens fehlt eine vergleichbare Regelung. 
Insbesondere kann - wie zutreffend in der Begründung 
des Gesetzentwurfs ausgeführt - insoweit nicht auf das 
Bundes-Bodenschutzgesetz verwiesen werden, weil die 
von der EU-Richtlinie vorgesehene Verknüpfung zu 
Risiken für die Beeinträchtigung der menschlichen 
Gesundheit nicht enthalten ist. Der vom Gesetzentwurf 
in § 2 Nr. 1 Buchstabe c verwendete Begriff „Gefahren“ 
geht über erhebliche Risiken einer Beeinträchtigung hi- 
naus und soll deshalb richtlinienkonform ersetzt werden. 

4. Zu Artikel 1 (§ 2 Nr. 2 USchadG) 

ln Artikel 1 sind in § 2 Nr. 2 die Wörter „Schaden oder“ 
zu streichen. 

Begründung 

Mit der Änderung soll für die Verwaltungspraxis eine 
bereits durch die Richtlinie geschaffene Unklarheit be- 
seitigt werden. Es ist nicht eindeutig, wie sich der 
Begriff des „Umweltschadens“ in Nummer 1 zu dem 
Begriff des „Schadens“ in Nummer 2 verhält, wie das 
Verhältnis der Definitionen nach Nummer 1 und Num- 
mer 2 zu verstehen ist. 

Sinnvoll ist folgendes Verständnis: Nummer 1 definiert 
den Umweltschaden durch Schädigungen von Arten und 
natürlichen Lebensräumen, von Gewässern und des Bo- 
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dens. ln Nummer 2 wird der Begriff der Schädigung 
weiter erläutert, z. B. hinsichtlich der Kausalität. 

Die vorgeschlagene Änderung verfolgt das Ziel, dieses 
Verständnis eindeutig zu regeln. 

5. Zu Artikel 1 (§ 2 Nr. 2 USchadG) 

In Artikel 1 ist in § 2 Nr. 2 nach dem Wort „feststellbare“ 
das Wort „erhebliche“ einzufügen. 

Begründung 

In Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe a bis c der Richtlinie 2004/ 
35/EG wird der Begriff des Umweltschadens dahin ge- 
hend definiert, dass „erhebliche nachteilige Auswirkun- 
gen“ eintreten müssen, um den Tatbestand zu erfüllen. 
Die Voraussetzung der Erheblichkeit enthalten § 2 Nr. 1 
Buchstabe a bis c und Nr. 2 USchadG nicht. Stattdessen 
wird dieses Tatbestandsmerkmal in § 22a Abs. 1 WHG 
(Artikel 2 Nr. 2) und § 21a Abs. 1 BNatSchG (Artikel 3 
Nr. 4) eingefügt. Zur Vermeidung von Missverständnis- 
sen wird vorgeschlagen, das Tatbestandsmerkmal „er- 
hebliche“ auch in § 2 Nr. 2 aufzunehmen. Da § 2 Nr. 2 
den in § 2 Nr. 1 Buchstabe a bis c verwendeten Begriff 
der „Schädigung“ definiert, ist die Erheblichkeit somit 
auch Voraussetzung für einen Umweltschaden im Sinn 
des §2 Nr. 1. 

6. Zu Artikel 1 (§ 2 Nr. 3 USchadG) 

In Artikel 1 sind in § 2 Nr. 3 die Wörter „und dadurch 
unmittelbar einen Umweltschaden oder die unmittelbare 
Gefahr eines solchen Schadens verursacht hat“ durch die 
Wörter „und dadurch einen Umweltschaden oder die un- 
mittelbare Gefahr eines solchen Schadens im polizei- 
rechtlichen Sinn verursacht hat“ zu ersetzen. 

Begründung 

Mit dem Änderungsvorschlag soll auf den im Polizei- 
und Ordnungsrecht geltenden Verursachungsbegriff und 
damit die dort geltenden Prinzipien zur Heranziehung 
Verantwortlicher (sog. Störer) verwiesen werden. Dies 
führt zu einer eindeutigen Begriffsdefinition. 

7. Zu Artikel 1 (§ 2 Nr. 6 USchadG) 

In Artikel 1 ist § 2 Nr. 6 wie folgt zu fassen: 

„6. Vermeidungsmaßnahme: jede Maßnahme, die nach 
einem Ereignis, einer Handlung oder einer Unterlas- 
sung, das oder die eine unmittelbare Gefahr eines 
Umweltschadens verursacht hat, getroffen wird, um 
diesen Schaden zu vermeiden oder zu minimieren;“. 

Begründung 

Die Begriffsbestimmungen der Richtlinie 2004/35/EG 
des EU-Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 
sollen 1:1 in das Umweltschadensgesetz übernommen 
werden. Die Richtlinie spricht dann von Vermeidungs- 
maßnahmen, wenn ein Ereignis, eine Handlung oder 
eine Unterlassung die unmittelbare Gefahr eines Um- 
weltschadens verursacht hat. 

8. Zu Artikel 1 (§2 Nr. 8 USchadG) 

In Artikel 1 ist § 2 Nr. 8 wie folgt zu fassen: 


„8. Sanierungsmaßnahme: jede Maßnahme gemäß An- 
hang II der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über 
Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (ABI. EU Nr. L 143, S. 56), um 
einen Umweltschaden nach Maßgabe der fachrecht- 
lichen Vorschriften zu sanieren;“. 

Folgeänderung 

In Artikel 1 sind in § 9 Abs. 1 Satz 2 die Wörter „des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanie- 
rung von Umweltschäden (ABI. EU Nr. L 143, S. 56)“ 
zu streichen. 

Begründung 

In Anhang II der Umwelthaftungsrichtlinie sind mög- 
liche Sanierungsmaßnahmen beschrieben. In den Arti- 
keln 2 und 3 des Gesetzentwurfs ist bei den fachgesetz- 
lichen Änderungen jeweils eine Bezugnahme auf den 
Anhang II der Richtlinie 2004/35/EG für die Beurtei- 
lung der erforderlichen Maßnahmen zur Sanierung von 
Schädigungen des Wassers bzw. der natürlichen Le- 
bensräume und Arten vorgesehen. Dieser Hinweis 
sollte auch in der allgemeinen Definition der Sanie- 
rungsmaßnahme enthalten sein, um eine eindeutige 
Umsetzung der Richtlinie sicherzustellen. 

9. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 USchadG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Abs. 1 Nr. 2 nach dem Wort 
„Lebensräumen“ die Wörter „im Sinn des § 21a Abs. 2 
und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes“ einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung durch Verweisung auf die Definition in 
§ 21a BNatSchG. Nach § 21a Abs. 2 und 3 BNatSchG 
soll dies nur für bestimmte Arten und natürliche 
Lebensräume gelten. 

10. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 4a — neu - USchadG) 

In Artikel 1 ist in § 3 nach Absatz 4 folgender Ab- 
satz 4a einzufügen: 

„(4a) Dieses Gesetz gilt nicht für Personenschäden, 
Schäden an Privateigentum, sofern es sich dabei nicht 
um Schäden an gesetzlich oder durch Ausweisung ge- 
schützten Flächen handelt, oder wirtschaftliche Ver- 
luste und lässt die Ansprüche im Zusammenhang mit 
diesen Schadensarten unberührt.“ 

Begründung 

Gemäß Erwägungsgrund 14 der Richtlinie 2004/35/EG 
sollen ausschließlich Ansprüche im nichtprivaten Be- 
reich geregelt werden. Der Regelungsbereich des Ge- 
setzes ist hierauf zu begrenzen. Dabei muss berück- 
sichtigt werden, dass sich geschützte Flächen auch im 
Privateigentum befinden können und deshalb nicht per 
se ausgeschlossen werden dürfen. 

11. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 5 Satz 2 - neu - USchadG) 

In Artikel 1 ist dem § 3 Abs. 5 folgender Satz anzufü- 
gen: 
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„Dieses Gesetz gilt ferner nicht für Maßnahmen der für 
die Kampfmittelbeseitigung zuständigen Dienststellen 
der Länder.“ 

Begründung 

Bei der Beseitigung von Fundmunition aus den beiden 
Weltkriegen usw. können ggf. auch Schäden für die 
Umwelt im Sinne der Richtlinie des Europäischen Par- 
laments und des Rates über die Umwelthaftung zur 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden ent- 
stehen. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen 
z. B. Bombenblindgänger gesprengt werden müssen, 
weil sie nicht entzündet werden können und nicht 
transportsicher sind. Die Beseitigung von Fundmuni- 
tion trägt neben der Abwehr von Gefahren für höchste 
Rechtsgüter auch dazu bei, Umweltschäden oder 
Bodenbelastungen zu verhindern. 

Aus den o. a. Gründen enthalten z. B. das Bundes-Bo- 
denschutzgesetz und das Sprengstoffgesetz besondere 
Regelungen hinsichtlich der Beseitigung bzw. des Um- 
gangs mit Fundmunition. 

Eine entsprechende Regelung ist ebenso in das Gesetz 
über die Vermeidung und Sanierung von Umweltschä- 
den (Umweltschadensgesetz) aufzunehmen, damit 
auch zukünftig eine sachgerechte Kampfmittelbeseiti- 
gung erfolgen kann. 

12. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 USchadG) 

ln Artikel 1 ist § 7 Abs. 2 Nr. 1 wie folgt zu fassen: 

„1. die ihm vorliegenden oder mit zumutbarem Auf- 
wand zu erlangenden Informationen und Daten 
über eine unmittelbare Gefahr von Umweltschä- 
den, über den Verdacht einer solchen unmittel- 
baren Gefahr oder einen eingetretenen Schaden 
sowie eine eigene Bewertung vorzulegen,“. 

Begründung 

ln § 7 Abs. 2 Nr. 1 USchadG-E sollte klargestellt wer- 
den, dass der Verantwortliche nur ihm tatsächlich vor- 
liegende Infonnationen vorzulegen hat. 

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 USchadG-E soll der Betreiber 
der Behörde alle erforderlichen Informationen über 
eine unmittelbare Gefahr oder einen eingetretenen 
Schaden vorlegen. Eine derartige Verpflichtung sollte 
dem Betreiber nur auferlegt werden, wenn ihm diese 
Informationen tatsächlich vorliegen bzw. er diese ohne 
großen Aufwand selbst feststellen kann. Ansonsten be- 
steht die Gefahr, dass dem Betreiber umfangreiche In- 
formationspflichten auferlegt werden, die er sich nur 
unter Einsatz externen Sachverstandes und erheblichen 
Kosten beschaffen kann. Es muss ausgeschlossen wer- 
den, dass das Unternehmen umfangreiche und kosten- 
intensive Sachverständigengutachten einzureichen hat. 

13. Zu Artikel 1 (§ 8 Abs. 4 Satz 1, Satz 3 - neu - 

USchadG) 

ln Artikel 1 ist § 8 Abs. 4 wie folgt zu ändern: 

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die zuständige Behörde unterrichtet die Betroffe- 
nen und Vereinigungen, die gemäß § 10 einen be- 


gründeten Antrag auf die Schadensbeseitigung ge- 
stellt haben, ebenso die Betroffenen, auf deren 
Grundstücken die Sanierungsmaßnahmen durchge- 
führt werden sollen, über die vorgesehenen Sanie- 
rungsmaßnahmen und gibt ihnen Gelegenheit, sich 
binnen eines Monats zu äußern; die Unterrichtung 
kann durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen.“ 

b) Nach Satz 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Bei Gefahr im Verzüge kann auf die Unterrichtung 
verzichtet werden.“ 

Begründung 

Nicht die Antragsberechtigten nach § 10 USchadG-E, 
sondern diejenigen, die tatsächlich einen begründeten 
Antrag gestellt haben, sind zu unterrichten. Artikel 7 
Abs. 4 der Richtlinie 2004/35/EG differenziert hin- 
sichtlich der Beteiligungspflicht zwischen prinzipiell 
antragsbefugten Personen und den Eigentümern betrof- 
fener Grundstücke (diese sind in jedem Fall zu beteili- 
gen) und eröffnet damit einen Umsetzungsspielraum. 
Mit dieser Regelung wird keine Einschränkung der 
nach materiellem Recht bestehenden Pflichten zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung eingeführt. Nur wenn für 
eine Maßnahme nach materiellem Recht keine Öffent- 
lichkeitsbeteiligung vorgesehen ist, soll der zu beteili- 
gende Kreis auf die Antragsteller und betroffenen 
Grundstückseigentümer eingeschränkt werden. 

Die Frist zur Stellungnahme sollte der bei anderen Öf- 
fentlichkeitsbeteiligungen angeglichen werden, zumal 
die zu Unterrichtenden durch ihren begründeten An- 
trag bereits mit dem Vorgang vertraut sind. Um einen 
Schaden schnell abwenden zu können, muss die Mög- 
lichkeit der sofortigen Handlung ohne Öffentlichkeits- 
beteiligung gegeben sein. 

14. Zu Artikel 1 (§ 10 USchadG) 

In Artikel 1 sind in § 10 die Wörter „nach diesem Ge- 
setz tätig,“ durch die Wörter „nach diesem Gesetz von 
Amts wegen tätig oder“ zu ersetzen. 

Begründung 

Bei der bisher im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Fas- 
sung des § 10 wird dessen Verhältnis zu § 7 nicht deut- 
lich. Mit der derzeitigen Formulierung wird sprachlich 
der Eindruck erweckt, dass die Behörde im Hinblick 
auf die Durchsetzung der Sanierungspflichten aus- 
schließlich dann tätig werden kann, wenn dies von den 
genannten Antragsberechtigten beantragt wird. Dies 
widerspricht jedoch der Anordnungsbefugnis nach § 7 
und den Grundsätzen des Vollstreckungsrechts. Inso- 
weit wird an dieser Stelle eine Klarstellung für erfor- 
derlich gehalten, dass die Behörde sowohl auf Antrag 
als auch von Amts wegen tätig werden kann. 

15. Zu Artikel 1 (§ 11 Abs. 1 USchadG) 

In Artikel 1 sind in § 1 1 Abs. 1 die Wörter „zu begrün- 
den und“ zu streichen. 

Begründung 

Die Pflicht zur Begründung von Verwaltungsakten er- 
gibt sich bereits aus § 39 Abs. 1 Satz 1 VwVfG und 
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den entsprechenden Vorschriften der Länder. Es be- 
steht deshalb keine Notwendigkeit für die in § 11 
Abs. 1 USchadG vorgesehene Regelung. 

Die Schaffung solcher verfahrensrechtlichen Regelun- 
gen in Fachgesetzen, die lediglich den Inhalt von Vor- 
schriften des allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts 
wiederholen und diese dadurch ohne Not verdrängen, 
widerspricht den Bestrebungen zur Rechtsvereinfa- 
chung und Vermeidung überflüssiger Regelungen. 

16. Zu Artikel 1 (§12 USchadG) 
ln Artikel 1 ist § 12 zu streichen. 

Begründung 

§ 12 USchadG-E enthält eine Verordnungsermächtigung 
der Bundesregierung zum Erlass einer Deckungsvorsor- 
geverordnung. Die Umwelthaftungsrichtlinie fordert 
keine derartige Regelung. Der in Brüssel gefundene 
Kompromiss zur Deckungsvorsorge sieht in Artikel 14 
Abs. 2 der Umwelthaftungsrichtlinie vor, dass die 
EU-Kommission im April 2010 die Situation der finan- 
ziellen Sicherungssysteme ergebnisoffen prüfen und 
erst dann neu über die Einführung einer Deckungsvor- 
sorgeverpflichtung entscheiden soll. Der Bundesge- 
setzgeber sollte diesem Entscheidungsprozess nicht 
durch Einführung einer (vorsorglichen) Verordnungs- 
ermächtigung vorgreifen. 

Weder jetzt noch zu einem späteren Zeitpunkt ist die 
Einführung einer Deckungsvorsorgepflicht geeignet, 
die Entwicklung von bislang in ganz Europa nicht vor- 
handenen Möglichkeiten zur Versicherung der neuen 
Umwelthaftung zu fördern. Im Gegenteil: Die Ent- 
wicklung geeigneter Versicherungslösungen kann ohne 
entsprechende Erfahrungswerte seitens der Versicherer 
nur schrittweise erfolgen, und sie braucht außer klaren 
Haftungsgrundlagen, die derzeit noch nicht vorliegen, 
insbesondere auch Zeit. Die Einführung einer De- 
ckungsvorsorgepflicht würde die Entwicklung eines 
Versicherungsmarktes für Umweltrisiken erheblich be- 
hindern und eine Absicherung gegen diese neuen Haf- 
tungsrisiken extrem erschweren. Der Gesetzgeber 
sollte daher zum jetzigen Zeitpunkt jeden Eindruck 
vermeiden, es werde grundsätzlich erwogen, in 
Deutschland eine Deckungsvorsorgepflicht einzufüh- 
ren. 

17. Zu Artikel 1 (§ 12 USchadG) 

Der Bundesrat begrüßt, dass die EU-Kommission be- 
absichtigt, im Jahr 2010 ihre Ergebnisse zu Überlegun- 
gen im Hinblick auf Vorschriften für eine ggf. EU-weit 
einzuführende Deckungsvorsorge vorzulegen. Der 
Bundesrat bittet die Bundesregierung, für den Fall, 
dass die EU-Kommission beim Komplex Deckungs- 
vorsorge aktiv wird, diese Diskussion dann offen zu 
führen. 

18. Zu Artikel 1 (§ 14 Abs. 1 USchadG) 

ln Artikel 1 sind in § 14 Abs. 1 die Wörter „vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes“ durch die Wörter „vor 
dem 30. April 2007“ zu ersetzen. 


Begründung 

Die EU -Richtlinie sieht vor, dass das Gesetz nicht für 
Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle gilt, die spätes- 
tens bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist erfolgt sind. 
Zum Ablauf der Umsetzungsfrist am 30. April 2007 
wird das Gesetz nicht in Kraft getreten sein, da dies 
erst sechs Monate nach der Bekanntgabe erfolgt (Arti- 
kel 4). Deswegen muss das Datum „30. April 2007“ 
eingesetzt werden. 

Für Emissionen, Ereignisse oder Vorfälle, die zwischen 
dem 30. April 2007 und dem Inkrafttreten des Gesetzes 
erfolgen, handelt es sich schon deswegen nicht um eine 
unerlaubte Rückwirkung, weil damit zu rechnen ist, 
dass das Gesetz bis zum 30. April 2007 verkündet sein 
wird und deswegen mit der Regelung gerechnet wer- 
den musste, somit kein Vertrauensschutz besteht. 

19. Zu Artikel 1 (§ 14 Abs. 1 USchadG) 

In Artikel 1 sind in § 14 Abs. 1 die Wörter „berufliche 
Tätigkeit“ durch die Wörter „spezielle Tätigkeit“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Der Vorschlag zielt auf eine l:l-Umsetzung der Richt- 
linie 2004/35/EG ab. Die Übergangsvorschrift in § 14 
Abs. 1 USchadG-E kann gegenüber den Vorgaben der 
Richtlinie missverständlich gedeutet werden, da der 
Begriff der beruflichen Tätigkeit definiert ist und wei- 
ter reicht als eine „spezielle Tätigkeit“. Sofern eine 
Schädigung nicht auf ein einzelnes Ereignis, sondern 
auf eine langjährige, fortgeführte berufliche Tätigkeit 
(Allmählichkeitsschaden u. Ä.) zurückzuführen ist, 
würde eine Haftung auch für Handlungen gelten, die 
vor Inkrafttreten des Gesetzes erfolgten, sich aber jetzt 
als Schaden zeigen. Voraussetzung für eine Haftung 
wäre lediglich, dass die berufliche Tätigkeit im Allge- 
meinen fortgeführt wurde. 

20. Zu Artikel 1 (Anlage 1 Nr. 3, 4, 5 und 6 (zu § 3 

Abs. 1 USchadG)) 

In Artikel 1 ist Anlage 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach dem Wort „Oberflächengewässer“ ist das 
Wort „ , die“ zu streichen. 

bb) Nach der Angabe „(WHG)“ ist das Wort „, die“ 
einzufügen. 

cc) Nach dem Wort „Erlaubnis“ ist die Angabe 
„gemäß § 2 Abs. 1 WHG“ einzufugen. 

b) Nummer 4 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach dem Wort „Grundwasser“ ist das Wort 
„ , die“ zu streichen. 

bb) Nach der Angabe „WHG“ ist das Wort „, die“ 
einzufügen. 

cc) Nach dem Wort „Erlaubnis“ ist die Angabe 
„gemäß § 2 Abs. 1 WHG“ einzufugen. 
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c) Nummer 5 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach dem Wort „Gewässern“ ist das Wort 
„, die“ zu streichen. 

bb) Nach der Angabe „WHG“ ist das Wort die“ 
einzufugen. 

cc) Nach dem Wort „Bewilligung“ ist die Angabe 
„gemäß § 2 Abs. 1 WHG“ einzufugen. 

d) Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

„6. Aufstauungen von oberirdischen Gewässern 
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 WHG, die einer Erlaub- 
nis oder Bewilligung gemäß § 2 Abs. 1 oder 
gemäß § 3 1 Abs. 2 oder 3 WHG einer Planfest- 
stellung oder Plangenehmigung bedürfen.“ 

Begründung 

Die Nummern 3 bis 6 der Anlage 1 zum USchadG set- 
zen die Nummern 3 bis 6 des Anhangs III der EU-Um- 
welthaftungsrichtlinie um. Dabei wird bei sämtlichen 
wasserbezogenen Tätigkeiten nicht der Text der Um- 
welthaftungsrichtlinie übernommen, sondern direkt auf 
die im WHG enthaltenen Vorschriften, die der Umset- 
zung der in der Umwelthaftungsrichtlinie zitierten wei- 
teren EU-Richtlinie dienen, verwiesen. Die Verweise 
bedürfen der Korrektur, weil der jeweils zitierte § 3 in 
den Nummern 3, 4, 5 und 6 nicht das Erfordernis einer 
Erlaubnis oder Bewilligung regelt, sondern Benutzun- 
gen im Sinne des WHG definiert. Das Erfordernis ei- 
ner Erlaubnis oder Bewilligung beruht auf § 2 Abs. 1 
WHG. Dementsprechende Korrekturen enthalten die 
obigen Änderungsvorschläge unter den Buchstaben a 
bis c. Der Änderungsvorschlag unter Buchstabe d for- 
muliert Nummer 6 der Anlage 1 um, wobei bezüglich 
der Benutzung nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 WHG auf Erlaub- 
nis oder Bewilligung gemäß § 2 Abs. 1 WHG verwie- 
sen wird. Getrennt davon sind die Ausbauten nach § 3 1 
Abs. 2 oder 3 WHG zu behandeln, die der Planfeststel- 
lung oder Plangenehmigung bedürfen. Diese Begriffe 
sollten auch verwendet werden. Der im Gesetzentwurf 
verwendete Begriff „Zulassung“ entspricht nicht der 
Terminologie des WHG und kann unnötige Interpreta- 
tionsfragen aufwerfen. 

21. Zu Artikel 2 Nr. 01 - neu - (Inhaltsübersicht zum 

WHG) 

In Artikel 2 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 01 
einzufügen: 

,01. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 22 die Angabe „§ 22a Schäden an Gewässern“ 
eingefügt. 1 

Begründung 

Der neu zu schaffende § 22a muss in das Inhaltsver- 
zeichnis des WHG aufgenommen werden. 

22. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§21 Abs. 4 Satz 2 BNatSchG) 

ln Artikel 3 Nr. 3 sind in § 21 Abs. 4 Satz 2 nach der 
Angabe „§ 19“ die Wörter „oder entsprechendem Lan- 
desrecht“ einzufügen. 


Begründung 

Angleichung an den Wortlaut in § 21a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 BNatSchG-E. § 19 BNatSchG gilt nicht unmittel- 
bar. 

23. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Überschrift, Abs. 1 Satz 1, 

Abs. 2 und Abs. 3 BNatSchG) 

In Artikel 3 Nr. 4 ist § 21a wie folgt zu ändern: 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Schäden an geschützten Arten und natürlichen 
Lebensräumen“. 

b) ln Absatz 1 Satz 1 sind die Wörter „Arten und 
natürlichen Lebensräumen“ durch die Wörter „ge- 
schützten Arten und natürlichen Lebensräumen“ zu 
ersetzen. 

c) ln Absatz 2 sind die Wörter „Arten im Sinn des Ab- 
satzes 1“ durch die Wörter „Geschützte Arten im 
Sinn des Absatzes 1“ zu ersetzen. 

d) ln Absatz 3 sind die Wörter „Natürliche Lebens- 
räume im Sinn des Absatzes 1“ durch die Wörter 
„Geschützte natürliche Lebensräume im Sinn des 
Absatzes 1“ zu ersetzen. 

Folgeänderung 

In Artikel 1 ist in § 2 Nr. 1 Buchstabe a und in § 3 
Abs. 1 Nr. 2 vor dem Wort „Arten“ jeweils das Wort 
„geschützten“ einzufügen. 

Begründung 

Das Begriffspaar „Arten und natürliche Lebensräume“ 
sollte durch „geschützte Arten und natürliche Lebens- 
räume“ ersetzt werden, um es an den Wortlaut der 
Richtlinie anzupassen. 

Der Begriff „geschützt“ bezieht sich sowohl auf Arten 
als auch auf Lebensräume, wie sich aus dem Wortlaut 
von Anhang II Nr. 1.1.3 der Umwelthaftungsrichtlinie 
(„geschützten natürlichen Lebensräume und Arten“) 
ergibt. 

24. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Abs. 1 Satz 2 BNatSchG) 

In Artikel 3 Nr. 4 ist § 21a Abs. 1 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„Abweichend von Satz 1 liegt eine Schädigung nicht 
vor bei zuvor ermittelten nachteiligen Auswirkungen 
von Tätigkeiten eines Verantwortlichen, die von der 
zuständigen Behörde nach den §§ 34, 34a, 35 oder ent- 
sprechendem Landesrecht, nach § 43 Abs. 8 oder § 62 
Abs. 1 genehmigt wurden oder, wenn eine solche Ge- 
nehmigung nicht erforderlich ist, die 

1 . nach § 1 9 oder entsprechendem Landesrecht oder 

2. auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplans 
nach den §§30 und 33 des Baugesetzbuchs 

zulässig sind.“ 

Begründung 

Der Gesetzestext ist redaktionell verunglückt und ent- 
sprechend zu korrigieren. 
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Die Einfügung „oder entsprechendem Landesrecht“ 
dient der Angleichung an den Wortlaut in § 21a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 BNatSchG-E. 

Die §§ 34, 34a, 35 BNatSchG gelten mit Ausnahme 
von § 35 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 BNatSchG nicht 
unmittelbar. 

25. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Abs. 1 Satz 3 - neu - 

BNatSchG) 

ln Artikel 3 Nr. 4 ist dem § 21a Abs. 1 folgender Satz 
anzufügen: 

„Folgende Schädigungen werden als nicht erheblich 
eingestuft: 

- nachteilige Abweichungen, die geringer sind als die 
natürlichen Fluktuationen, die für den betreffenden 
Lebensraum oder die betreffende Art als normal gel- 
ten; 

- nachteilige Abweichungen, die auf natürliche Ur- 
sachen zurückzuführen sind oder aber auf äußere 
Einwirkungen im Zusammenhang mit der Bewirt- 
schaftung der betreffenden Gebiete, die den Auf- 
zeichnungen für den Lebensraum oder den Do- 
kumenten über die Erhaltungsziele zur Folge als 
normal anzusehen ist oder der früheren Bewirt- 
schaftungsweise der jeweiligen Eigentümer oder 
Betreiber entspricht; 

- eine Schädigung von Arten oder Lebensräumen, die 
sich nachweislich ohne äußere Einwirkungen in kur- 
zer Zeit so weit regenerieren werden, dass entweder 
der Ausgangszustand erreicht wird oder aber allein 
auf Grund der Dynamik der betreffenden Art oder 
des betreffenden Lebensraums ein Zustand erreicht 
wird, der im Vergleich zum Ausgangszustand als 
gleichwertig oder besser zu bewerten ist.“ 

Begründung 

Die Richtlinie 2004/35/EG des EU-Parlaments und des 
Rates vom 21. April 2004 definiert in Anhang I Schä- 
digungen, die als nicht erheblich eingestuft werden 
können. Die Verankerung dieser im EU-Recht zugelas- 
senen Ausnahmen im nationalen Recht ist unentbehr- 
lich. 

26. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Abs. 2 und 3 BNatSchG) 

ln Artikel 3 Nr. 4 ist § 21a Abs. 2 und 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(2) Geschützte Arten im Sinn des Absatzes 1 sind 

1. Arten innerhalb von Gebieten im Sinn von § 10 
Abs. 1 Nr. 8, die in Artikel 4 Abs. 2 oder in Anhang 1 
der Richtlinie 79/409/EWG oder in Anhang 11 der 
Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt sind sowie 

2. Arten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführt sind. 

(3) Geschützte natürliche Lebensräume im Sinn des 
Absatzes 1 sind 

1. Lebensräume innerhalb von Gebieten im Sinn von 
§ 10 Abs. 1 Nr. 8 und zwar die 

a) Lebensräume der Arten, die in Artikel 4 Abs. 2 
oder in Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG 


oder in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführt sind, 

b) in Anhang 1 der Richtlinie 92/43/EWG aufge- 
führten natürlichen Lebensräume sowie 

2. die Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der in An- 
hang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten 
Arten.“ 

Begründung 

Aus dem Text der Umwelthaftungsrichtlinie selbst 
wird nicht klar, ob die natürlichen Lebensräume und 
Arten innerhalb der FFH- und EG-Vogelschutzricht- 
linie (Natura-2000-Richtlinien) gemeint sind. Bei einer 
systematischen Auslegung des Europarechts ist davon 
auszugehen, dass es sich nur um die natürlichen Le- 
bensräume und Arten innerhalb der Natura-2000-Ge- 
biete handeln kann. So ergibt sich z. B. aus dem dritten 
Erwägungsgrund der Umwelthaftungsrichtlinie eine 
Verflechtung der Umwelthaftungsrichtlinie mit den 
Natura-2000-Richtlinien. Die Natura-2000-Richt- 
linien sehen außerhalb der Natura-2000-Gebiete keine 
Schutzvorschriften für die Arten und Lebensraum- 
typen, für die Natura-2000-Gebiete ausgewiesen 
werden sollen, vor. Es wäre völlig systemwidrig, wenn 
die Haftung (nach dem Umweltschadensgesetz) wei- 
tergehen würde als der Schutz (nach den Na- 
tura-2000-Richtlinien). Daher ist bei der Auslegung 
und Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie in natio- 
nales Recht auch der schutzgebietsbezogene Ansatz 
der Natura-2000-Richtlinien zu berücksichtigen. 

27. Zu Artikel 3 Nr. 3 und 4 (§ 21 Abs. 4 und § 21a 

BNatSchG) 

Der Bundesrat stellt fest, dass die Regelungen der § 2 1 
Abs. 4, § 21a BNatSchG-E hinsichtlich des Arten- 
schutzrechts u. a. nicht den Anforderungen des 
EuGH-Urteils vom 10. Januar 2006 - C 98/03 — ent- 
sprechen. 

Insbesondere schließen die baurechtlichen Entschei- 
dungen nicht die artenschutzrechtlich erforderlichen 
Entscheidungen über Ausnahmen/Befreiungen der 
§ 43 Abs. 8, § 62 BNatSchG (vgl. auch Beschluss des 
BVerwG vom 25. August 1997 — 4 NB 12/97 — und 
Urteil des BVerwG vom 11. Januar 2001 - 4 C. 6.00/ 
OVG A 2 S 363/97) mit ein. 

Eine diesbezügliche Konzentrationswirkung besteht 
weder in Bezug auf die naturschutzrechtliche Ein- 
griffsregelung, noch bezüglich der Zulassung von Plä- 
nen und Programmen auf der Grundlage der § § 34 ff. 
BNatSchG. 

Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren eine Regelung zu schaffen, die mit dem 
EU-Recht vor dem Hintergrund der in Rede stehenden 
EuGH-Entscheidung zum Artenschutzrecht überein- 
stimmt. 

28. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat stimmt der Bundesregierung zu, dass 
europäisches Recht im Sinne einer 1 : 1 -Umsetzung in 
das deutsche Recht übertragen werden muss. Hierbei 
kann es bei einer rein wörtlichen Übertragung der 
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europäischen Richtlinie in deutsches Recht zu einer 
nicht gewollten Verschärfung des Rechts führen, wenn 
bereits anderweitig materielle Regelungen vorhanden 
sind. So würden sich zum Beispiel Doppelregelungen 
zum Bodenschutzgesetz (§§ 7 ff. BBodG) ergeben, die 
zu erheblichen Rechtsunsicherheiten führen können. 

Hier insbesondere, weil in beiden Regelungen unter- 
schiedliche Verpflichtete genannt werden. Auch ist der 

Schadensbegriff möglichst entsprechend der Richt- 
linie zu übernehmen, da im Gegensatz zu den einschlä- 
gigen deutschen Fachgesetzen es sich hier ausschließ- 
lich um „erhebliche“ Schäden oder eine „erhebliche“ 

Gefahr handeln soll. 

Im Einzelnen regt der Bundesrat an, die Verzahnung 
zwischen den Fachgesetzen und dem Umweltscha- 
densgesetz so auszugestalten, dass das Ziel des Geset- 
zes aus dem Wortlaut unmittelbar erkennbar wird. Es 
könnte daher sinnvoll sein, die jeweiligen Regelungen 
in den Fachgesetzen aufzuheben und allein in das Um- 
weltschadensgesetz zu übertragen. Auch die umge- 
kehrte Regelung ist denkbar, würde dann aber das Um- 
weltschadensgesetz selber hinfällig machen. Ein sol- 
ches, der Richtlinie entsprechendes, einheitliches und 
in sich abgeschlossenes Umweltschadensgesetz würde 
auch die geplante Übernahme in das erste Buch des 
künftigen Umweltgesetzbuches erleichtern. 

Für die verfassungsrechtlich gebotene Gesetzesklarheit 
ist es notwendig, die Verweise auf die Anhänge der 

Richtlinie 2004/35/EG durch die Übernahme der An- 
hänge in das Gesetz zu ersetzen. Die vollständige wört- 
liche Übernahme ist hierbei allerdings problematisch, 
da die Anhänge auch Umsetzungsanregungen an die 

Mitgliedstaaten enthalten. 

Es ist zu beachten, dass die Regelungen des Gesetzent- 
wurfs zu erhöhtem Verwaltungs- und Vollzugsaufwand 
führen dürften; insofern sollte bei der Einführung 
neuer und zusätzlicher Instrumente besonders zurück- 
haltend vorgegangen werden. Maßstab soll bei der 

Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie — wie ande- 
renorts auch - das „Prinzip 1:1“ sein. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zum Beschluss des Bundesrates im Einzelnen 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 (§ 1 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 1 bestimmt das Verhältnis zu anderen Vorschriften und 
bedient sich dabei der bekannten und bewährten Formulie- 
rung in § 4 UVPG. 

Da das Gesetz der Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie 
dient, können nur solche Rechtsvorschriften des Bundes 
und der Länder von dem Gesetz unberührt bleiben, soweit 
sie die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden nä- 
her bestimmen oder weitergehende Anforderungen enthal- 
ten. Ordnungsbehördliche und polizeirechtliche Befugnisse, 
die den Vorgaben der Umwelthaftungsrichtlinie nicht ent- 
sprechen, können daher nicht entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates unberührt bleiben. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 1 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag des Bundesrates weist zu Recht darauf hin, 
dass nicht jede nachteilige Veränderung einen Umweltscha- 
den darstellt, sondern diese Veränderung auch erheblich 
sein muss. Da die Feststellung, ob eine Veränderung er- 
heblich ist, auf nach dem Umweltfachrecht bekannte Be- 
wertungsmaßstäbe zurückgreift, ist ein Bedarf für weitere 
Präzisierungen des Gesetzes nicht erkennbar und vor dem 
Hintergrund der beabsichtigten 1 : 1 -Umsetzung auch nicht 
möglich. Sollten sich im Vollzug Probleme bei der Anwen- 
dung des Gesetzes zeigen, wird die Bundesregierung die 
Notwendigkeit untergesetzlicher Präzisierungen prüfen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 1 Buchstabe c 
USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Formulierung 
(„Gefahr für die menschliche Gesundheit“) zur Umsetzung 
der Umwelthaftungsrichtlinie („erhebliches Risiko einer 
Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit“) entspricht 
aus Sicht der Bundesregierung einer l:l-Umsetzung; sie 
orientiert sich dabei an dem im Umweltrecht bekannten 
Gefahrenbegriff und führt - anders als der Vorschlag des 
Bundesrates - keine für den Vollzug unbekannte Begriff- 
lichkeit ein. Eine sachliche Änderung gegenüber der Richt- 
linie ergibt sich nicht und ist auch nicht gewollt. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 2 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Formulierung des Regierungsentwurfs stellt klar, dass 
die Begriffe Schaden und Schädigung synonym verwendet 
werden. Das ist erforderlich, da unter anderem der Anhang II 
Nr. 1 der Umwelthaftungsrichtlinie - auf den in Artikel 2 
Nr. 2 und Artikel 3 Nr. 4 verwiesen wird - nicht durchge- 


hend von Schädigungen, sondern zum Teil von Schäden 
spricht. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 2 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag des Bundesrates berücksichtigt nicht, dass 
die Frage, ob ein eingetretener Schaden erheblich ist, zwar 
für die Anwendbarkeit des Umweltschadensgesetzes Vor- 
aussetzung ist, ein solcher Schaden aber grundsätzlich 
durch die Wiederherstellung des Ausgangszustandes - und 
nicht nur, soweit der Schaden nicht mehr erheblich ist — zu 
sanieren ist. Dass das Umweltschadensgesetz nur bei erheb- 
lichen Schäden anwendbar wird, regelt der Regierungsent- 
wurf bereits unmissverständlich durch den Verweis auf die 
fachrechtlichen Vorschriften bei der Definition des Umwelt- 
schadens. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 3 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Umwelthaftungsrichtlinie und somit das Umweltscha- 
densgesetz erfasst nur den Handlungsstörer, so dass ein Ver- 
weis auf die Verursachung im polizeirechtlichen Sinne, die 
auch den Zustandsstörer umfasst, über eine l:l-Umsetzung 
hinausgehen würde. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 6 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Formulierung des Regierungsentwurfs führt zu keiner 
sachlichen Erweiterung oder Verengung der Richtlinienvor- 
gabe, da die Umwelthaftungsrichtlinie und somit das Um- 
weltschadensgesetz nur den Handlungsstörer erfasst. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung um eine geson- 
derte Aufzählung (Ereignis, Handlung oder Unterlassung) 
würde redaktionell zu einer komplizierteren Formulierung 
führen, ohne die Gesetzesanwendung zu erleichtern. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 (§ 2 Nr. 8 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag berücksichtigt nicht, dass der Regierungsent- 
wurf die Sanierungsmaßnahmen lediglich für Schädigungen 
an Arten und natürlichen Lebensräumen sowie für Schädi- 
gungen an Gewässern durch Verweisung auf Anhang II der 
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Ver- 
meidung und Sanierung von Umweltschäden (ABI. EU Nr. 
L 143, S. 56) bestimmt. Für den Bodenschaden werden die 
erforderlichen Sanierungsmaßnahmen dagegen durch das 
Bundes-Bodenschutzgesetz bestimmt, das insoweit bereits 
jetzt den Anforderungen der Richtlinie entspricht. Der Vor- 
schlag des Bundesrates könnte daher im Vollzug des Geset- 
zes zu Unsicherheiten führen, ob Anhang II der Richtlinie 
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ergänzend neben dem Bundes-Bodenschutzgesetz zur An- 
wendung kommen soll. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 USchadG)) 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 (§ 3 Abs. 4a - neu - USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Da das Umweltschadensgesetz zivilrechtliche Ansprüche 
auf Schadensersatz nicht regelt, ist die Ergänzung entbehr- 
lich. Im Übrigen sieht die Umwelthaftungsrichtlinie öffent- 
lich-rechtliche Gefahrenabwehr- und Sanierungspflichten 
unabhängig von den zivilrechtlichen Eigentumsverhältnis- 
sen an Umweltgütem vor. Daher muss das Umweltscha- 
densgesetz auch dann Anwendung finden, wenn Gewässer 
oder Böden, die im Privateigentum stehen, erheblich ge- 
schädigt werden. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 (§ 3 Abs. 5 Satz 2 - neu - 
USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die nach der Umwelthaftungsrichtlinie möglichen Ausnah- 
men vom Anwendungsbereich wurden vollständig in das 
Umweltschadensgesetz übernommen. Unabhängig davon, 
ob und inwieweit eine Kampfmittelbeseitigung Umwelt- 
schäden im Sinne des Umweltschadensgesetzes verursachen 
kann, sieht die Umwelthaftungsrichtlinie keine solche Aus- 
nahme zugunsten der Kampfmittelbeseitigung der zuständi- 
gen Dienststellen der Länder vor. Dem Vorschlag kann da- 
her nicht zustimmt werden. 

Zu Nummer 12 (Artikel 1 (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Entgegen der Begründung des Bundesrates beschränkt sich 
die Pflicht des Verursachers nicht auf die Vorlage der ihm 
tatsächlich vorliegenden oder ohne Aufwand beschaffbaren 
Unterlagen. Die Behörde ist vielmehr befugt, vom Verursa- 
cher die Bereitstellung aller erforderlichen Informationen 
und Daten zu verlangen (Artikel 11 Abs. 2 der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie). Sie kann darüber hinaus vom Verursacher 
verlangen, Informationen über eine Gefahr oder einen ein- 
getretenen Umweltschaden (Artikel 5 Abs. 3, Artikel 6 Abs. 2 
der Umwelthaftungsrichtlinie) vorzulegen. Dass dabei der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu wahren ist, folgt bereits 
aus Verfassungsrecht und bedarf keiner Regelung im Ge- 
setz. 

Zu Nummer 13 (Artikel 1 (§ 8 Abs. 4 Satz 1, Satz 3 
- neu - USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Entgegen der dem Vorschlag zugrunde liegenden Annahme 
beschränkt sich die Unterrichtungspflicht der Behörde vor 
einer Entscheidung über Sanierungsmaßnahmen nach der 
Umwelthaftungsrichtlinie nicht auf die Vereinigungen, die 
einen begründeten Antrag gestellt haben (Artikel 7 Abs. 4 
der Umwelthaftungsrichtlinie). Die Bundesregierung hat im 
Regierungsentwurf zudem bewusst von einer Frist für die 
Beteiligung abgesehen, um den zuständigen Behörden eine 


Einzelfallentscheidung über die angemessene Dauer der 
Frist und somit der Behörde vor Ort ein flexibles Vorgehen 
zu ermöglichen. Einer Bestimmung, dass bei Gefahr im Ver- 
zug auf eine Unterrichtung verzichtet werden kann, ist von 
daher nicht nur entbehrlich, sondern steht auch im Wider- 
spruch zur Umwelthaftungsrichtlinie, die eine solche Aus- 
nahme nicht kennt. 

Zu Nummer 14 (Artikel 1 (§ 10 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 15 (Artikel 1 (§ 11 Abs. 1 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Zwar enthalten § 39 Abs. 1 VwVfG und die entsprechenden 
Vorschriften der Länder Regelungen über die Begründung 
von Verwaltungsakten. Da die Umwelthaftungsrichtlinie 
aber verlangt, dass jede Entscheidung der zuständigen Be- 
hörde zu begründen ist (Artikel 1 1 Abs. 4 der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie), wäre die Ausnahme, die § 39 Abs. 2 
VwVfG und die entsprechenden Vorschriften der Länder für 
die Begründungspflicht enthalten, mit der Richtlinie nicht 
vereinbar. 

Zu Nummer 16 (Artikel 1 (§ 12 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Begründung des Vorschlages, der Gesetzgeber sollte 
zum jetzigen Zeitpunkt jeden Eindruck vermeiden, es werde 
erwogen, in Deutschland eine Deckungsvorsorgepflicht ein- 
zuführen, beruht auf einem Missverständnis. Der Entwurf 
der Bundesregierung stellt ausdrücklich klar, dass lediglich 
zur Umsetzung und Durchführung von europäischem Ge- 
meinschaftsrecht eine Deckungsvorsorgepflicht eingeführt 
werden soll. Gerade die Streichung dieser Klarstellung 
könnte zu den vom Bundesrat befürchteten Spekulationen 
darüber führen, ob und inwieweit schon vor entsprechenden 
europäischen Festlegungen eine verpflichtende Deckungs- 
vorsorge eingeführt werden soll. 

Zu Nummer 17 (Artikel 1 (§ 12 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird Folge geleistet werden. 

Zu Nummer 18 (Artikel 1 (§ 14 Abs. 1 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 19 (Artikel 1 (§ 14 Abs. 1 USchadG)) 

Dem Vorschlag wird dem Grunde nach zugestimmt. 

Der Begründung des Vorschlages wird zugestimmt. Da das 
EU-Recht aber autonom auszulegen und dessen Terminolo- 
gie nicht mit der des deutschen Rechts notwendig deckungs- 
gleich ist, sollte aus rechtssprachlichen Gründen nicht die 
Formulierung „spezielle Tätigkeit“, sondern die Formulie- 
rung „bestimmte Tätigkeit“ verwendet werden. 

Zu Nummer 20 (Artikel 1 (Anlage 1 Nr. 3, 4, 5 und 6 
(zu § 3 Abs. 1 USchadG))) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nummer 21 (Artikel 2 Nr. 01 - neu - (Inhaltsübersicht 
zum WHG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag übersieht, dass das Wasserhaushaltsgesetz 
keine amtliche Inhaltsübersicht enthält. 

Zu Nummer 22 (Artikel 3 Nr. 3 (§ 21 Abs. 4 Satz 2 
BNatSchG)) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 23 (Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Überschrift, Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und Abs. 3 BNatSchG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es sollte bei der bisherigen Formulierung bleiben, da die 
vorgeschlagene Formulierung zu Missverständnissen führen 
kann. Das deutsche Recht unterscheidet zwischen besonders 
und streng geschützten Arten, vgl. § 10 Abs. 2 Nr. 10 
und 11 BNatSchG. Der neuen Kategorie der „geschützten 
Arten und Lebensräume“ bedarf es nicht, da in § 21a Abs. 2 
(neu) BNatSchG die Arten und in § 21a Abs. 3 (neu) 
BNatSchG die Lebensräume, die der Haftung nach dem 
USchadG unterfallen, definiert sind. Der Kreis der beson- 
ders und streng geschützten Arten nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 
BNatSchG weicht erheblich von den in § 21a Abs. 2 (neu) 
BNatSchG definierten Arten ab. 

Zu Nummer 24 (Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Abs. 1 Satz 2 
BNatSchG)) 

Dem Vorschlag wird dem Grunde nach zugestimmt. 

Der Vorschlag berücksichtigt redaktionell nicht, dass die 
Prüfungen nach den §§ 34, 34a, 35 oder entsprechendem 
Landesrecht, nach § 43 Abs. 8 oder § 62 Abs. 1 des Bundes- 
naturschutzgesetzes nicht zwangsläufig mit einer Genehmi- 
gungsentscheidung abgeschlossen werden, sondern auch 
andere Formen der Zulässigkeitsentscheidung denkbar sind. 
Die Bundesregierung wird eine entsprechende Formulie- 
rungshilfe vorbereiten. 

Zu Nummer 25 (Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Abs. 1 Satz 3 
- neu - BNatSchG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Regierungsentwurf enthält in § 21a Abs. 5 (neu) 
BNatSchG einen Verweis auf den Anhang I der Umwelthaf- 
tungsrichtlinie zur Bestimmung der Erheblichkeit eines 
Schadens an Arten und natürlichen Lebensräumen und setzt 
die Richtlinie daher 1 : 1 um. Dabei geht die Richtlinie davon 
aus, dass stets eine Einzelfallentscheidung der zuständigen 
Behörde zur Bestimmung der Erheblichkeit erforderlich ist. 
Der Vorschlag des Bundesrates zielt demgegenüber darauf 
ab, unter Abänderung des Wortlauts des Anhangs 1 der Um- 


welthaftungsrichtlinie bestimmte Schädigungen einer Ein- 
zelfallentscheidung völlig zu entziehen. 

Zu Nummer 26 (Artikel 3 Nr. 4 (§ 21a Abs. 2 und 3 
BNatSchG)) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Kommission hat auf entsprechende Anfrage klarge- 
stellt, dass sich der Schutz der Umwelthaftungsrichtlinie in 
Bezug auf Arten und natürliche Lebensräume nicht auf Ar- 
ten und natürliche Lebensräume innerhalb der nach der 
FFH- und Vogelschutzrichtlinie ausgewiesenen Gebiete be- 
schränkt. Der Vorschlag würde danach zu einer nicht voll- 
ständigen Umsetzung der Umwelthaftungsrichtlinie führen. 

Zu Nummer 27 (Artikel 3 Nr. 3 und 4 (§ 21 Abs. 4 
und § 21a BNatSchG))' 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Regierungsentwurf beschränkt sich auf eine Umsetzung 
der Umwelthaftungsrichtlinie vor dem Hintergrund des be- 
stehenden Bundesnaturschutzrechts. In der neueren Recht- 
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist dazu bereits 
geklärt, dass artenschutzrechtliche Entscheidungen über Be- 
freiungen/Ausnahmen nicht durch andere Entscheidungen 
wie z. B. nach § 19 BNatSchG ersetzt werden. Insoweit be- 
darf es daher keiner Klarstellung im Regierungsentwurf, die 
über den Vorschlag des Bundesrates zu Nummer 24 hinaus- 
geht. Zur Anpassung der artenschutzrechtlichen Regelun- 
gen des Bundesnaturschutzgesetzes an die Entscheidung des 
EuGH vom 10. Januar 2006 bereitet die Bundesregierung 
eine gesonderte Gesetzesnovelle vor. 

Zu Nummer 28 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung nimmt hierzu wie folgt Stellung: 

Der Gesetzentwurf orientiert sich an einer l:l-Umsetzung 
der Umwelthaftungsrichtlinie in deutsches Recht. Dabei 
wurden vermeidbare Doppelregelungen vermieden und 
auch der Schadensbegriff sachlich ohne Veränderungen 
übernommen. Dabei hat die Bundesregierung auch andere 
Umsetzungskonzepte erwogen und in der Begründung zu 
dem Gesetzentwurf die Gründe für das gewählte Konzept 
dargestellt. Entgegen der Annahme des Bundesrates ist 
schon im Hinblick auf die laufende Umsetzungsfrist der 
Umwelthaftungsrichtlinie eine Umsetzung der Richtlinie in 
einem ersten Buch zum Umweltgesetzbuch ausgeschlossen. 
Eine Ersetzung des Verweises auf die Anhänge der Umwelt- 
haftungsrichtlinie durch eine Übernahme dieser Anhänge in 
das Gesetz erscheint auch aus Gründen der Rechtsklarheit 
und des Vollzuges nicht erforderlich, da andernfalls der 
Bundesrat entsprechende Änderungsanträge hätte beschlie- 
ßen können. Diese liegen aber nicht vor. Im Übrigen ist es 
inzwischen Standard, auch auf geltendes europäisches 
Recht zu verweisen. 
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